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Textgegenüberstellung zum Begutachtungsentwurf der 

Oö. Gemeinderechts-Novelle 2018 

 

 

Oö. Gemeindeordnung 1990 (Oö. GemO 1990) 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Die Gemeinde 

1. Abschnitt 

Allgemeine  Bestimmungen 

§ 2 

Name 

(1) Die Änderung des Namens einer Gemeinde bedarf der Genehmigung der 

Landesregierung. Die Genehmigung darf nur aus öffentlichen Rücksichten versagt werden, 

insbesondere wenn der neue Name mit dem Namen einer anderen Gemeinde im 

Bundesgebiet gleichlautend oder diesem verwechselbar ähnlich ist. Die Landesregierung hat 

den neuen Namen einer Gemeinde im Landesgesetzblatt kundzumachen. 

(2) Bei der Vereinigung, Trennung oder Neubildung von Gemeinden sind die Namen der 

Gemeinden durch Verordnung der Landesregierung (§ 8 Abs. 1, § 9 Abs. 1 und § 10 

Abs. 1)(§ 8 Abs. 1 und § 9 Abs. 1) beziehungsweise durch Landesgesetz (§ 8 Abs. 2, § 9 

Abs. 2 und § 10 Abs. 2) zu bestimmen. Vor der Bestimmung eines Gemeindenamens sind 

die beteiligten Gemeinden zu hören. 

§ 3 

Stadt- und Marktgemeinden 

(1) Die Landesregierung kann Gemeinden mit mehr als 2.000 Einwohner auf 

begründeten Antrag des Gemeinderates zum Markt erheben; sie führen die Bezeichnung 

„Marktgemeinde“. 

(2) Die Landesregierung kann Gemeinden mit mehr als 4.500 Einwohner auf 

begründeten Antrag des Gemeinderates zur Stadt erheben; sie führen die Bezeichnung 

„Stadtgemeinde“. 

(3) Die Einwohnerzahl gemäß Abs. 1 und 2 bestimmt sich nach der Volkszählung, die 

der Beschlussfassung der Landesregierung vorangegangen ist. 

(4) Bei der Vereinigung von Gemeinden (§ 8), von denen vor der Vereinigung 

mindestens eine die Bezeichnung „Marktgemeinde“ geführt hat, führt auch die neue 

Gemeinde diese Bezeichnung. Sofern jedoch mindestens eine der Gemeinden vor der 

Vereinigung die Bezeichnung „Stadtgemeinde“ geführt hat, führt die neue Gemeinde diese 

Bezeichnung. 

§ 4 

Wappen und Gemeindefarben 

(1) Das Recht zur Führung eines Gemeindewappens verleiht die Landesregierung auf 

Antrag der Gemeinde. 

(2) Die Verleihung ist im Landesgesetzblatt kundzumachen. Über die Verleihung ist eine 

Urkunde auszufertigen, welche die Beschreibung und Abbildung des Gemeindewappens zu 
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enthalten hat. Die Urkunde ist vom Landeshauptmann unter Beifügung des Landessiegels zu 

fertigen. 

(3) Die Gemeinde ist zur Führung von Gemeindefarben befugt, deren Festsetzung dem 

Gemeinderat obliegt. 

(4) Bei der Vereinigung von Gemeinden (§ 8) geht das Recht zur Führung eines 

Gemeindewappens nicht auf die neue Gemeinde über. 

§ 8 

Vereinigung 

(1) Zwei oder mehrere aneinander grenzende Gemeinden können bei Vorliegen 

übereinstimmender, mit Zweidrittelmehrheit gefaßter Gemeinderatsbeschlüsse durch 

Verordnung der Landesregierung zu einer Gemeinde vereinigt werden. 

(2) Zur Vereinigung zweier oder mehrerer aneinander grenzender Gemeinden gegen 

den Willen beteiligter Gemeinden ist ein Landesgesetz erforderlich. 

(3) Die Vereinigung hat den vollständigen Übergang der Rechte und Pflichten der 

bisherigen Gemeinden auf die neue Gemeinde zur Folge. Das bedeutet insbesondere, dass 

die neue Gemeinde in die öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Verträge der bisherigen 

Gemeinden eintritt und die im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Vereinigung bestehenden 

öffentlich-rechtlichen und privatrechtlichen Dienstverhältnisse zu einer der bisherigen 

Gemeinden als Dienstverhältnisse zur neuen Gemeinde gelten. 

§ 9 

Trennung 

(1) Eine Gemeinde kann bei Vorliegen eines mit Zweidrittelmehrheit gefaßten 

Gemeinderatsbeschlusses, der auch einen Plan über die vollständige vermögensrechtliche 

Auseinandersetzung zu enthalten hat, durch Verordnung der Landesregierung in zwei oder 

mehrere Gemeinden getrennt werden. In der Verordnung ist auch die vermögensrechtliche 

Auseinandersetzung zu regeln. Hiebei ist auch darauf Bedacht zu nehmen, daß die Vor- und 

Nachteile, die den neu zu bildenden Gemeinden durch die Trennung erwachsen, soweit als 

möglich ausgeglichen werden. 

(2) Zur Trennung einer Gemeinde gegen ihren Willen ist ein Landesgesetz erforderlich. 

In diesem ist auch die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zu regeln. 

(3) Die Trennung und die vermögensrechtliche Auseinandersetzung sind mit dem 

gleichen Zeitpunkt in Wirksamkeit zu setzen. 

§ 9a 

Aufteilung 

(1) Die Aufteilung einer Gemeinde auf zwei oder mehrere angrenzende Gemeinden, so 

dass sie als eigene Gemeinde zu bestehen aufhört, kann bei Vorliegen übereinstimmender, 

mit Zweidrittelmehrheit gefasster Gemeinderatsbeschlüsse der beteiligten Gemeinden, die 

auch einen Plan über die vollständige vermögensrechtliche Auseinandersetzung zu 

enthalten haben, durch Verordnung der Landesregierung erfolgen. In der Verordnung ist 

auch die vermögensrechtliche Auseinandersetzung zu regeln. Hiebei ist auch darauf 

Bedacht zu nehmen, dass die Vor- und Nachteile, die den beteiligten Gemeinden durch die 

Aufteilung erwachsen, soweit als möglich ausgeglichen werden. 
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(2) Zur Aufteilung von Gemeinden gegen den Willen der beteiligten Gemeinden ist ein 

Landesgesetz erforderlich. In diesem ist auch die vermögensrechtliche Auseinandersetzung 

zu regeln. 

(3) Die Aufteilung und die vermögensrechtliche Auseinandersetzung sind mit dem 

gleichen Zeitpunkt in Wirksamkeit zu setzen. 

§ 10 

Neubildung 

(1) Die Neubildung einer Gemeinde aus Gebietsteilen angrenzender Gemeinden kann 

bei Vorliegen übereinstimmender, mit Zweidrittelmehrheit gefasster 

Gemeinderatsbeschlüsse der beteiligten Gemeinden, die auch einen Plan über die 

vollständige vermögensrechtliche Auseinandersetzung zu enthalten haben, durch 

Verordnung der Landesregierung erfolgen. In der Verordnung ist auch die 

vermögensrechtliche Auseinandersetzung zu regeln. Hiebei ist auch darauf Bedacht zu 

nehmen, dass die Vor- und Nachteile, die den beteiligten Gemeinden durch die Neubildung 

erwachsen, soweit als möglich ausgeglichen werden. 

(2) Zur Neubildung von Gemeinden gegen den Willen beteiligter Gemeinden ist ein 

Landesgesetz erforderlich. In diesem ist auch die vermögensrechtliche Auseinandersetzung 

zu regeln. 

(3) Die Neubildung und die vermögensrechtliche Auseinandersetzung sind mit dem 

gleichen Zeitpunkt in Wirksamkeit zu setzen. 

§ 10 

Aufteilung und Neubildung 

(1) Die Aufteilung einer Gemeinde auf zwei oder mehrere angrenzende Gemeinden, so 

daß sie als eigene Gemeinde zu bestehen aufhört, bedarf eines Landesgesetzes. 

(2) Die Neubildung einer Gemeinde aus Gebietsteilen angrenzender Gemeinden bedarf 

eines Landesgesetzes. 

(3) Die vermögensrechtliche Auseinandersetzung in den Fällen der Abs. 1 und 2 hat 

durch Landesgesetz zu erfolgen. 

§ 12 

Gemeinsame Bestimmungen 

(1) Gebietsänderungen, ausgenommen solche nach § 6 Abs. 2, §§ 7 und 8, dürfen nur 

mit dem Beginn eines Kalenderjahres in Kraft gesetzt werden. 

(2) In den Fällen der §§ 8, 9 und 10§§ 8 und 9 und des § 10 Abs. 2 sind die 

Bestimmungen des § 108 sinngemäß anzuwenden. Wird eine Gemeindevereinigung gemäß 

§ 8 nicht mit dem Beginn eines Kalenderjahres in Kraft gesetzt, sind die Bestimmungen des 

V. Hauptstücks (Gemeindehaushalt) sinngemäß anzuwenden. 

(3) In den Fällen des § 7 kann die Landesregierung den Gemeinderat auflösen, wenn 

nach der Gebietsänderung der Gemeinderat nicht mehr als repräsentative Vertretung der 

Gemeinde angesehen werden kann. Dasselbe gilt in den Fällen des § 9a§ 10 Abs. 1 

hinsichtlich jener Gemeinden, denen ein Gebiet zugewachsen ist. Wird der Gemeinderat 

aufgelöst, so sind die Bestimmungen des § 108 sinngemäß anzuwenden. 

(3a) Die Regierungskommissärin bzw. der Regierungskommissär ist im Sinn des § 108 

Abs. 2 ermächtigt, durch Verordnung anzuordnen, dass die im eigenen Wirkungsbereich 
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erlassenen Verordnungen von Gemeinden, die auf Grund von Gebietsänderungen nicht 

mehr bestehen oder Gebietsteile abgetreten haben, auch in der neuen oder 

gebietsaufnehmenden Gemeinde - allenfalls für ihren bisherigen örtlichen Geltungsbereich - 

gelten; dabei sind die nach den jeweiligen Verwaltungsvorschriften maßgebenden 

Verfahrensbestimmungen nicht anzuwenden. Solche Verordnungen können rückwirkend, 

frühestens mit dem Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Gebietsänderung in Kraft gesetzt 

werden. 

(3b) Sofern kein Fall des § 108 vorliegt, gilt Abs. 3a bis zum Ablauf eines Jahres ab dem 

Inkrafttreten der Gebietsänderung sinngemäß auch für den Gemeinderat der neuen oder 

gebietsaufnehmenden Gemeinde. 

(4) Die Kosten einer Gebietsänderung (§§ 7 bis 10) haben die beteiligten Gemeinden zu 

tragen. Kommt eine Vereinbarung zwischen diesen innerhalb eines Jahres ab Inkrafttreten 

der Gebietsänderung nicht zustande, so entscheidet die Landesregierung unter 

Bedachtnahme auf die den beteiligten Gemeinden durch die Gebietsänderung 

erwachsenden Vor- und Nachteile. 

(5) (Verfassungsbestimmung) Landesgesetze, die eine Änderung von Bestimmungen 

des § 6 Abs. 1 und 2 sowie der §§ 7 bis 10 oder die Gebietsänderungen von Gemeinden 

zum Inhalt haben, können nur bei Anwesenheit von mindestens der Hälfte der Mitglieder des 

Landtages und mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der abgegebenen Stimmen, 

Landesgesetze, die Gebietsänderungen von Gemeinden zum Inhalt haben, überdies nur 

nach Durchführung einer Volksbefragung (§ 38) in den betroffenen Gemeinden beschlossen 

oder geändert werden. 

4. Abschnitt 

Gemeindemitglieder; Ehrungen durch die Gemeinde 

§ 16 

Ehrungen durch die Gemeinde 

(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Gemeinde oder um die Gemeinden 

im Allgemeinen verdient gemacht haben, durch Ehrung auszeichnen. Eine Ehrung bedarf 

eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-Viertel-Mehrheit zu fassen ist. 

(2) Alle auf diese Weise geehrten Personen sind berechtigt, die ihnen verliehenen 

Ehrenzeichen zu tragen und sich als Trägerin bzw. Träger der jeweiligen Ehrung zu 

bezeichnen. Darüber hinaus ist die Gemeinde berechtigt, eine von ihr ausgezeichnete 

Person – auch über deren Lebzeiten hinaus – als Ehrenträgerin bzw. Ehrenträger zu 

bezeichnen. Andere Sonderrechte oder Sonderpflichten sind mit Ehrungen durch die 

Gemeinde nicht verbunden. 

(3) Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das Eigentum der bzw. des 

Ausgezeichneten über. Sie dürfen von anderen Personen nicht getragen und zu Lebzeiten 

der bzw. des Ausgezeichneten nicht in das Eigentum anderer Personen übertragen werden. 

(4) Werden später Tatsachen bekannt, die einer Verleihung der Ehrenbürgerschaft oder 

einer sonstigen Ehrung entgegengestanden wären, oder setzt eine geehrte Person 

nachträglich ein Verhalten, das einer Verleihung entgegenstünde, so ist die jeweilige 

Auszeichnung von der Gemeinde abzuerkennen. Nach dem Ableben der ausgezeichneten 

Person kann die Auszeichnung aberkannt werden, wenn später Tatsachen bekannt werden, 
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die einer Verleihung entgegengestanden wären. Die Aberkennung der Auszeichnung bedarf 

eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-Viertel-Mehrheit zu fassen ist. 

(5) Wer ein mit der Ehrung verbundenes Ehrenzeichen unbefugt trägt oder sich unbefugt 

als dessen Trägerin bzw. Träger bezeichnet oder wer es Unbefugten zum Tragen überlässt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 220 Euro zu 

bestrafen. 

(6) Der Gemeinderat kann auch solche Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer 

umfassenden Würdigung der Persönlichkeit der bzw. des Ausgezeichneten im Sinn des 

Abs. 1 verbunden sind, wie insbesondere Anerkennungen für einzelne besondere 

Leistungen auf verschiedensten Gebieten, wie etwa der Wissenschaft, der Kultur, der 

Wirtschaft oder des Sports. Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das 

Eigentum der bzw. des Ausgezeichneten über. Wird nachträglich bekannt, dass die 

Voraussetzungen für die jeweilige Auszeichnung zum Zeitpunkt ihrer Verleihung tatsächlich 

nicht vorgelegen sind und sind diese Voraussetzungen auch in der Zwischenzeit noch nicht 

eingetreten, so ist die Auszeichnung abzuerkennen. 

5. Abschnitt 

Organe der Gemeinde 

§ 18 

Gemeinderat 

(1) Die Anzahl der Mitglieder des Gemeinderates beträgt in Gemeinden 

bis zu 400 Einwohnern 9, 

von 401 bis 1.100 Einwohnern 13, 

von 1.101 bis 1.900 Einwohnern 19, 

von 1.901 bis 4.500 Einwohnern 25, 

von 4.501 bis 7.300 Einwohnern 31, 

mit über 7.300 Einwohnern 37. 

(2) Die Einwohnerzahl gemäß Abs. 1 bestimmt sich nach dem von der Bundesanstalt 

Statistik Österreich in der Statistik des Bevölkerungsstands festgestellten und 

kundgemachten Ergebnis zum Stichtag 31. Oktober des der Gemeinderatswahl 

zweitvorangegangenen Kalenderjahres und gilt für die gesamte Wahlperiode. 

(2) Die Einwohnerzahl gemäß Abs. 1 bestimmt sich nach der jeweils letzten 

Volkszählung. 

(3) Die Mitglieder des Gemeinderates sind bei der Ausübung ihres Mandats an keinen 

Auftrag gebunden. Sie haben - außer den an anderen Stellen dieses Landesgesetzes 

vorgesehenen Rechten - das Recht, sich nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung 

(§ 66 Abs. 1) über alle Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde zu 

unterrichten. Dieses Recht umfasst nicht das Recht auf Akteneinsicht; die Bestimmungen 

über die Amtsverschwiegenheit sowie das Informationsrecht zur Vorbereitung auf Sitzungen 

des Gemeinderats (§ 18a Abs. 5) werden dadurch nicht berührt. Die Geschäftsordnung 

(§ 66) hat jedenfalls Regelungen darüber zu enthalten, wann sich die Mitglieder des 

Gemeinderats unterrichten lassen können und welcher Personenkreis der Bediensteten 

dafür zur Verfügung steht. 
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§ 18a 

Fraktionen 

(1) Die auf Grund der Wahlvorschläge ihrer wahlwerbenden Partei gewählten 

Gemeinderatsmitglieder bilden für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates 

jeweils eine Fraktion. Jede Fraktion, die aus mehr als einem Mitglied des Gemeinderates 

besteht, hat aus ihrer Mitte einen Obmann und zumindest einen Obmann-Stellvertreter zu 

bestellen. 

(2) Die Obmänner haben ihre Bestellung und die Bestellung der Obmann-Stellvertreter 

dem Bürgermeister schriftlich anzuzeigen. Der Bürgermeister hat diese Anzeigen bei 

nächstmöglicher Gelegenheit im Gemeinderat zu verlesen. 

(3) Eine Anzeige ist gültig, wenn sie von der absoluten Mehrheit der Mitglieder der 

Fraktion unterzeichnet ist; sie gilt so lange, als nicht eine Änderung oder Ergänzung dem 

Bürgermeister schriftlich angezeigt wird. 

(4) Solange keine Anzeige vorliegt, kommt die Funktion des Fraktionsobmannes dem 

Mitglied des Gemeinderates zu, das an vorderster Stelle auf der Liste seiner wahlwerbenden 

Partei in den Gemeinderat gewählt wurde. Besteht eine Fraktion nur aus einem Mitglied, so 

fallen die Aufgaben des Fraktionsobmannes diesem zu. 

(5) Der Fraktionsobmann oder die Fraktionsobfrau ist berechtigt, hinsichtlich jener 

Angelegenheiten, die im Gemeindevorstand, im Gemeinderat oder in dessen Ausschüssen 

zu behandeln sind und die auf der Einladung für die nächste Sitzung des jeweiligen 

Kollegialorgans, in dem seine oder ihre Fraktion vertreten ist, als Tagesordnungspunkte 

aufscheinen, beim Gemeindeamt die zur Behandlung einer solchen Angelegenheit 

notwendigen Unterlagen einzusehen, sich Aufzeichnungen zu machen und die erforderlichen 

Auskünfte einzuholen. Dieses Informationsrecht umfasst auch die Einsichtnahme in 

generelle Erlässe der Aufsichtsbehörde. Auf ihren oder seinen Antrag sind Kopien einzelner 

Aktenbestandteile, welche die Grundlage für die Entscheidung einer bestimmten 

Angelegenheit im Gemeindevorstand, im Gemeinderat oder in dessen Ausschüssen bilden, 

auf Kosten der Gemeinde anzufertigen und spätestens fünfzwei Tage vor der 

entsprechenden Sitzung zu übergeben. Bestimmungen über die Amtsverschwiegenheit 

bleiben hiedurch unberührt. § 18 Abs. 3 letzter Satz gilt sinngemäß. 

(6) Zur Wahrnehmung seiner oder ihrer Rechte gemäß Abs. 5 kann sich der 

Fraktionsobmann oder die Fraktionsobfrau von einem Mitglied oder Ersatzmitglied des 

Gemeinderates vertreten lassen. Er oder sie hat diese Person der Gemeinde schriftlich 

bekanntzugeben. Sofern nicht etwas anderes der Gemeinde bekanntgegeben wird, gilt die 

Vertretung für die gesamte Funktionsperiode. 

(7) Die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 5 sowie der im Zusammenhang mit der 

Funktionsausübung stehende Schriftverkehr zwischen dem Gemeindeamt und den 

Fraktionen bzw. den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, insbesondere die 

Übermittlung von Sitzungseinladungen und Verhandlungsschriften, kann nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Mittel im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

erfolgen, wenn die Empfängerin bzw. der Empfänger damit einverstanden ist. Soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, genügt für die Nachweisbarkeit eine 

Sendebestätigung. 
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(7) Die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 5 sowie der im Zusammenhang mit der 

Funktionsausübung stehende Schriftverkehr zwischen dem Gemeindeamt und den 

Fraktionen bzw. den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, insbesondere die 

Übermittlung von Sitzungseinladungen und Verhandlungsschriften hat auf Antrag und nach 

Maßgabe der vorhandenen technischen Mittel im Wege automationsunterstützter 

Datenübertragung oder in anderer technisch möglicher Weise zu erfolgen. 

§ 20 

Konstituierende Sitzung des Gemeinderates; Angelobung 

(1) Die konstituierende Sitzung des neu gewählten Gemeinderates ist vom bisherigen 

Bürgermeister unter Hinweis auf die Rechtsfolge nach § 23 Abs. 1 Z 5 so rechtzeitig 

einzuberufen, dass sie spätestens acht Wochen nach dem Wahltag stattfinden kann. 

(2) Sind nicht wenigstens drei Viertel der Mitglieder (Ersatzmitglieder) des 

Gemeinderates zur konstituierenden Sitzung erschienen oder hat sich nachträglich ein Teil 

der Erschienenen entfernt und sinkt dadurch die Anzahl der Anwesenden unter drei Viertel 

der Mitglieder bevor die Angelobung beendet ist, hat der bisherige Bürgermeister binnen 

zwei Wochen eine zweite Sitzung einzuberufen, die ohne Rücksicht auf die Zahl der 

Anwesenden beschlussfähig ist. Hierauf ist bei der Einberufung ausdrücklich hinzuweisen. 

(3) In Gemeinden, in denen der Bürgermeister von der Gesamtheit aller 

Wahlberechtigten der Gemeinde gewählt wurde (direkt gewählter Bürgermeister), hat dieser 

die konstituierende Sitzung zu leiten. Er hat am Beginn der Sitzung das Gelöbnis gemäß 

Abs. 4 in die Hand des Bezirkshauptmannes oder seines Beauftragten abzulegen und sofort 

die Angelobung der Mitglieder und der anwesenden Ersatzmitglieder des neu gewählten 

Gemeinderates vorzunehmen. Ist der direkt gewählte Bürgermeister nicht anwesend oder ist 

der Bürgermeister vom Gemeinderat gemäß § 25 zu wählen, ist die Sitzung zunächst von 

dem an Jahren ältesten anwesenden Mitglied des neu gewählten Gemeinderates zu leiten, 

der auch die Angelobung der Mitglieder und der anwesenden Ersatzmitglieder des neu 

gewählten Gemeinderates vorzunehmen und das Gelöbnis gemäß Abs. 4 vor dem 

versammelten Gemeinderat abzulegen hat. 

(4) Die Mitglieder und die anwesenden Ersatzmitglieder des neu gewählten 

Gemeinderates haben dem Vorsitzenden gegenüber mit den Worten „ich gelobe“ das 

Gelöbnis abzulegen, die Bundesverfassung und die Landesverfassung sowie alle übrigen 

Gesetze und alle Verordnungen der Republik Österreich und des Landes Oberösterreich 

gewissenhaft zu beachten, ihre Aufgabe unparteiisch und uneigennützig zu erfüllen, das 

Amtsgeheimnis zu wahren und das Wohl der Gemeinde nach bestem Wissen und Gewissen 

zu fördern. Ein Gelöbnis unter Bedingungen oder mit Zusätzen gilt als verweigert, die 

Beifügung einer religiösen Beteuerung ist zulässig. Später eintretende 

Gemeinderatsmitglieder und nicht anwesende Ersatzmitglieder haben die Angelobung in der 

ersten Gemeinderatssitzung, an der sie teilnehmen, zu leisten. Ersatzmitglieder des 

GemeinderatsErsatzmitglieder eines Ausschusses, die vor der ersten Teilnahme an einer 

Ausschusssitzung noch nicht angelobt wurden, haben vor dem Vorsitzenden des 

Ausschusses das Gelöbnis abzulegen. 

(5) Nach der Angelobung der Gemeinderatsmitglieder (Ersatzmitglieder) hat der 

Vorsitzende die Gesamtzahl der Vorstandsmitglieder gemäß § 24 Abs. 1 und 1a 
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festzustellen und  zu berechnen, wie viele Mandate im Gemeindevorstand den einzelnen im 

Gemeinderat vertretenen Fraktionen gemäß § 26 Abs. 1 und 2 zukommen. Das Ergebnis ist 

dem Gemeinderat bekannt zu geben. 

(6) Nach der Bekanntgabe gemäß Abs. 5 ist in den Gemeinden ohne direkt gewählten 

Bürgermeister zunächst der Bürgermeister vom Gemeinderat gemäß § 25 zu wählen; nach 

seiner Wahl hat er das Gelöbnis gemäß Abs. 4 in die Hand des Bezirkshauptmannes oder 

seines Beauftragten abzulegen und sodann den Vorsitz im Gemeinderat zu übernehmen. 

(7) Der Gemeinderat hat die übrigen Mitglieder des Gemeindevorstands in folgender 

Reihenfolge zu wählen: 

 1.Wahl der übrigen Mitglieder des Gemeindevorstands; 

 2.Festsetzung der Anzahl der Vizebürgermeister und Wahl der Vizebürgermeister. 

(8) Die Anzahl der Vizebürgermeister(innen) kann während der Funktionsperiode des 

Gemeinderats nur durch einen Gemeinderatsbeschluss mit einer Zweidrittelmehrheit bei 

Anwesenheit von mindestens drei Viertel der Gemeinderatsmitglieder abgeändert werden. 

§ 23 

Mandatsverlust 

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates verliert sein Mandat, 

1.wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 Oö. Kommunalwahlordnung verliert, 

2.wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 Oö. Kommunalwahlordnung verliert, 

 3.wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt, 

 1.wenn es seinen Hauptwohnsitz in der Gemeinde aufgibt, 

 2.wenn bei ihm ein Umstand eintritt, der ihn gemäß § 24 Abs. 2 und 3 

Oö. Kommunalwahlordnung von der Wählbarkeit ausschließt, 

 3.wenn es die österreichische Staatsbürgerschaft oder die Staatsangehörigkeit eines 

anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union verliert, ohne gleichzeitig die 

Staatsangehörigkeit eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union zu erwerben, 

 4.wenn es sich weigert, das Gelöbnis in der im § 20 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise 

abzulegen, 

 4.wenn es die Angelobung nicht in der im § 20 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise leistet, 

 5.wenn es zur konstituierenden Sitzung des Gemeinderates nicht erscheint oder sich aus 

dieser vor Beendigung der Angelobung entfernt, ohne seine Abwesenheit oder seine 

Entfernung durch einen triftigen Grund rechtfertigen zu können, 

 6.wenn es sich ohne triftigen Grund trotz Aufforderung durch den Bürgermeister weigert, sein 

Mandat auszuüben; als Weigerung, das Mandat auszuüben, gilt ein dreimaliges 

aufeinanderfolgendes Fernbleiben von ordnungsgemäß einberufenen Sitzungen des 

Gemeinderates, ohne das Fernbleiben durch einen triftigen Grund rechtfertigen zu können. 

(2) Der Verlust des Mandats tritt in den Fällen des Abs. 1 Z 2 und 3 von Gesetzes wegen 

ein.Der Verlust des Mandats tritt im Fall des Abs. 1 Z 2 von Gesetzes wegen ein. In den 

übrigen Fällen des Abs. 1 hat die Landesregierung in einem von Amts wegen abzuführenden 

Verfahren den Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Ergeht gemäß Artikel 141 

Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofes, tritt gleichzeitig eine in der 

gleichen Sache allenfalls ergangene Entscheidung der Landesregierung außer Kraft; ein bei 

der Landesregierung anhängiges Verfahren ist einzustellen. 
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§ 30 

Erledigung des Mandates eines Mitgliedes des Gemeindevorstandes 

(1) Das Mandat eines Mitgliedes des Gemeindevorstandes wird erledigt: 

 a)durch Mandatsverzicht (Abs. 2); 

 b)durch Mandatsverlust (Abs. 3). 

(2) Ein Mitglied des Gemeindevorstands kann auf sein Mandat verzichten. Der Verzicht 

ist schriftlich zu erklären und eigenhändig zu unterschreiben. Er wird mit dem Einlangen 

beim Gemeindeamt wirksam, wenn die Verzichtserklärung nicht einen späteren Zeitpunkt 

enthält. Dem Verzicht beigefügte Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Eine 

Verzichtserklärung kann nach ihrem Einlangen beim Gemeindeamt nicht mehr widerrufen 

werden. 

(3) Ein Mitglied des Gemeindevorstands verliert sein Mandat: 

 1.mit dem Enden seines Mandats als Mitglied des Gemeinderates; 

 2.mit dem Verlust der österreichischen Staatsbürgerschaft; 

 3.wenn es sich weigert, das Gelöbnis in der im § 24 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise 

abzulegen, 

 3.wenn es die Angelobung nicht in der im § 24 Abs. 4 vorgesehenen Weise leistet; 

 4.durch Abberufung (§ 31 und § 31a); 

 5.durch Amtsverlust gemäß § 61 Abs. 4. 

(4) Der Verlust des Mandats tritt im Fall des Abs. 3 Z 1 und 4 von Gesetzes wegen ein. 

In den Fällen des Abs. 3 Z 2 und 3 gilt § 23 Abs. 2 zweiter und dritter Satz sinngemäß. 

(5) Das Mandat als Mitglied des Gemeinderates wird durch die Erledigung des Mandates 

als Mitglied des Gemeindevorstandes - ausgenommen den Fall des Abs. 3 Z 1Abs. 3 lit. a - 

nicht berührt. 

§ 31 

Abberufung von Mitgliedern des Gemeindevorstandes 

(1) Der Bürgermeister, die Vizebürgermeister und die weiteren Vorstandsmitglieder 

können von ihrem Mandat im Gemeindevorstand auf Grund eines Mißtrauensantrages 

abberufen werden. Die Abberufung eines direkt gewählten Bürgermeisters bedarf zusätzlich 

der Bestätigung durch eine Volksabstimmung (§ 31a). 

(2) Ein Mißtrauensantrag gegen den Bürgermeister kann von den Mitgliedern des 

Gemeinderates gestellt werden. Ein Mißtrauensantrag gegen die übrigen 

Vorstandsmitglieder kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei 

der Wahl des betreffenden Vorstandsmitgliedes stimmberechtigt waren; ist ein solches 

Mitglied verhindert oder inzwischen ausgeschieden, ist an seiner Stelle das Ersatzmitglied 

bzw. das nachberufene Mitglied antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich 

einzubringen und zu begründen; er ist gültig, wenn er von wenigstens zwei Drittel der 

Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das Mitglied des Gemeindevorstandes, auf das sich 

der Antrag bezieht, ist weder antrags- noch unterschriftsberechtigt. Ein Misstrauensantrag 

kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 46 Abs. 3) eingebracht werden. 

(3) Über einen nach Abs. 2 eingebrachten Mißtrauensantrag ist in der nächsten Sitzung 

des Gemeinderates, die spätestens binnen acht Wochen anzuberaumen ist, in geheimer 

Abstimmung Beschluß zu fassen. Für diesen Beschluß ist die Mehrheit von zwei Dritteln der 
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Stimmberechtigten erforderlich. Stimmberechtigt sind jene Mitglieder des Gemeinderates, die 

gemäß Abs. 2 zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. 

(4) Hat der Gemeinderat einen Mißtrauensantrag gegen einen direkt gewählten 

Bürgermeister beschlossen, ist frühestens sechs und spätestens zwölf Wochen nach der 

Beschlußfassung eine Volksabstimmung gemäß § 31a darüber durchzuführen. Der 

Gemeinderat hat in derselben Sitzung, in der der Mißtrauensantrag beschlossen wird, den 

Tag der Volksabstimmung, der ein Sonntag oder gesetzlicher Feiertag sein muß, 

festzulegen. Der zur Vertretung berufene Vizebürgermeister hat die Beschlüsse über den 

Mißtrauensantrag und die Volksabstimmung unverzüglich der Landesregierung unter 

Anschluß aller für die Überprüfung der Gesetzmäßigkeit erforderlichen Unterlagen zur 

Überprüfung vorzulegen. Unverzüglich nach Einlangen der Mitteilung der Aufsichtsbehörde, 

daß sie keinen Anlaß zum Einschreiten gemäß § 103 findet, spätestens aber vier Wochen 

nach der Beschlußfassung hat der zur Vertretung berufene Vizebürgermeister Tag und 

Gegenstand der Volksabstimmung durch Aushang an der Amtstafel kundzumachen. 

(5) Die der Aufsichtsbehörde gegen Mitglieder des Gemeindevorstandes zustehenden 

Aufsichtsbefugnisse werden durch die vorstehenden Bestimmungen nicht berührt. 

§ 31a 

Volksabstimmung über die Abberufung eines direkt gewählten Bürgermeisters 

(1) Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage, ob dem Ausspruch des Mißtrauens 

gegen den Bürgermeister zugestimmt wird. Wird die den Gegenstand bildende Frage von 

der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt der Ausspruch des 

Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt im Sinn des § 31 Abs. 1 letzter Satz. 

(2) Stimmberechtigt ist, wer die Voraussetzungen für die Ausübung des Wahlrechts zum 

Gemeinderat im Sinn des § 17 Oö. Kommunalwahlordnung erfüllt; Stichtag ist der Tag, an 

dem der Mißtrauensantrag vom Gemeinderat beschlossen wird. Die Stimmberechtigten sind 

unter Heranziehung der Wählerevidenz im Sinn des Wählerevidenzgesetzes 1973, BGBl. 

Nr. 601, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 117/1996, und der Europa-

Wählerevidenz im Sinn des Europa-Wählerevidenzgesetzes, BGBl. Nr. 118/1996, in 

Stimmlisten zu erfassen; die EDV-mäßige Herstellung der Stimmlisten ist zulässig. Die 

Stimmlisten sind am 21. Tag nach dem Kundmachungstag (§ 31 Abs. 4) in einem allgemein 

zugänglichen Amtsraum während eines Zeitraumes von fünf Tagen innerhalb der 

Amtsstunden zur öffentlichen Einsicht aufzulegen. Im übrigen sind die Bestimmungen der 

Oö. Kommunalwahlordnung über die Erfassung der Wahlberechtigten sinngemäß 

anzuwenden.  

(3) Für die Volksabstimmung sind amtliche Stimmzettel nach dem Muster der Anlage 1 

von einheitlicher Farbe und Größe zu verwenden. Sie dürfen nur über Anordnung des zur 

Vertretung berufenen Vizebürgermeisters hergestellt werden. Der amtliche Stimmzettel hat 

den Gegenstand der Volksabstimmung und darunter auf der linken Seite das Wort „Ja“ und 

rechts daneben einen Kreis sowie auf der rechten Seite das Wort „Nein“ und rechts daneben 

einen Kreis zu enthalten. Im Übrigen sind § 21 Abs. 5, § 22, § 23 Abs. 1, § 24 und § 25 des 

Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtsgesetzes (Oö. BBRG) sinngemäß anzuwenden.  

(4) Die Volksabstimmung ist von der Gemeindewahlbehörde und den 

Sprengelwahlbehörden durchzuführen, die nach der Oö. Kommunalwahlordnung für die 
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Wahl des Gemeinderates eingerichtet sind. Im übrigen gelten die Bestimmungen der Oö. 

Kommunalwahlordnung über Wahlkarten, Wahlort und Wahlzeit, Wahlzeugen, 

Wahlhandlung und besondere Erleichterungen für die Ausübung des Wahlrechts für das 

Abstimmungsverfahren sinngemäß. Für das Ermittlungsverfahren gelten § 26, § 27 und § 28 

Abs. 1 Oö. BBRG sinngemäß. Das Ergebnis der Volksabstimmung ist durch den zur 

Vertretung berufenen Vizebürgermeister unverzüglich durch Aushang an der Amtstafel 

kundzumachen.  

(5) Innerhalb von drei Tagen nach Kundmachung des Ergebnisses der Volksabstimmung 

kann wegen Unrichtigkeit der Ermittlung des Ergebnisses schriftlich Einspruch erhoben 

werden. Der Einspruch ist gültig, wenn er von mindestens 1% der Stimmberechtigten 

unterzeichnet ist und eine Begründung enthält. Die Gemeindewahlbehörde hat auf Grund 

eines gültigen Einspruchs innerhalb von drei Tagen nach seinem Einlangen das Ergebnis 

der Volksabstimmung zu überprüfen. Ergibt diese Überprüfung die Unrichtigkeit der 

durchgeführten Ermittlung, hat die Gemeindewahlbehörde das Ergebnis der Ermittlung 

richtigzustellen und das richtiggestellte Ergebnis gemäß Abs. 4 neu kundzumachen. 

(6) Der oder die zur Vertretung berufene Vizebürgermeister oder Vizebürgermeisterin hat 

das Ergebnis der Volksabstimmung unverzüglich nach ungenütztem Ablauf der 

Einspruchsfrist bzw. nach seiner Kundmachung gemäß Abs. 5 der Landesregierung 

mitzuteilen. 

§ 33 

Wahlen in Ausschüsse 

(1) Der Gemeinderat hat die Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Ausschüsse zu wählen. 

Auch Ersatzmitglieder des Gemeinderates können zu Mitgliedern von Ausschüssen gewählt 

werden; im Übrigen sind für die Wahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) der Ausschüsse die 

Bestimmungen über die Wahl der Mitglieder des Gemeindevorstands sinngemäß 

anzuwenden, sofern der Gemeinderat nicht einstimmig einen anderen Wahlvorgang 

beschließt. 

(2) Die Anzahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) eines Ausschusses hat grundsätzlich der 

Anzahl der Mitglieder des Gemeindevorstands (§ 24 Abs. 1a) zu entsprechen. Der 

Gemeinderat kann jedoch mit einem mit Drei-Viertel-Mehrheit zu fassenden Beschluss diese 

Anzahl erhöhen oder herabsetzen, die Anzahl der Mitglieder (Ersatzmitglieder) eines 

Ausschusses muss jedoch mindestens drei betragen. Ist danach eine Fraktion, der 

mindestens ein Mandat im Gemeindevorstand zukommt (§ 26 Abs. 2), in einem Ausschuss 

nicht vertreten, ist der Ausschuss jedenfalls um ein Mitglied (Ersatzmitglied) dieser Fraktion 

zu erweitern.  

(3) Die im Gemeinderat vertretenen Fraktionen haben nach den Grundsätzen des 

Verhältniswahlrechts Anspruch auf Besetzung der Obmänner (Obmann-Stellvertreter) der 

Ausschüsse, soweit sie über wählbare Vertreter in den Ausschüssen verfügen. Die Zahl der 

den einzelnen Fraktionen zukommenden Obmänner (Obmann-Stellvertreter) ist unter 

sinngemäßer Anwendung der Bestimmungen des § 26 Abs. 2 zu berechnen; der Obmann 

(Obmann-Stellvertreter) des Prüfungsausschusses ist dabei nicht anzurechnen. Ein Mitglied 

einer Fraktion, die keinen Anspruch auf Besetzung einer Obmann(Obmann-

Stellvertreter)stelle hat, kann zum Obmann (Obmann-Stellvertreter) eines Ausschusses 
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gewählt werden, wenn es gemeinsam von einer im Gemeinderat vertretenen Fraktion, der 

Anspruch auf eine Obmann (Obmann-Stellvertreter)stelle zukommt, und der Fraktion, der es 

angehört, vorgeschlagen wird. Diese Obmann(Obmann-Stellvertreter) stelle ist auf die Liste 

jener Fraktion anzurechnen, welcher der Anspruch auf diese Stelle zukommt. 

(4) Der Gemeinderat beschließt, welche Fraktion in einem bestimmten Ausschuss den 

Obmann (Obmann-Stellvertreter) stellt. Der Gemeinderat wählt für jeden Ausschuss den 

Obmann und den Obmann-Stellvertreter jeweils in Fraktionswahl, wobei jedoch nur 

Mitglieder des Gemeinderates wählbar sind. 

(5) Für die Erledigung des Mandats eines Mitglieds (Ersatzmitglieds) eines Ausschusses 

gelten § 30 – jedoch mit Ausnahme des Abs. 3 Z 2, 3 und 5 – sowie die §§ 31 und 32 

sinngemäß. 

(6) In die Ausschüsse – mit Ausnahme des Prüfungsausschusses – kann der 

Gemeinderat auch Personen, die ihm nicht angehören, mit beratender Stimme berufen. Die 

Bestimmungen über die Amtsverschwiegenheit gelten auch für diese Personen. 

(7) Jede Fraktion, die in einem Ausschuss nicht vertreten ist, kann eine Vertreterin bzw. 

einen Vertreter mit beratender Stimme in den Ausschuss entsenden (Fraktionsvertreterin 

bzw. Fraktionsvertreter). Eine solche Entsendung ist der Obfrau bzw. dem Obmann des 

betreffenden Ausschusses schriftlich anzuzeigen und gilt bis zu ihrem allfälligen Widerruf. 

Als Fraktionsvertreterin bzw. Fraktionsvertreter kann jedes Mitglied (Ersatzmitglied) des 

Gemeinderats entsandt werden, das auf dem der Fraktion zugrunde liegenden 

Wahlvorschlag aufscheint. Für die Fraktionsvertreterin bzw. den Fraktionsvertreter gilt § 55 

Abs. 3 sinngemäß; sonstige Rechte, insbesondere auch jene gemäß § 55 Abs. 6, kommen 

ihr bzw. ihm nicht zu. Im Fall der Verhinderung kann sich die Fraktionsvertreterin bzw. der 

Fraktionsvertreter bei der Sitzung vertreten lassen; für diese Ersatzvertreterin bzw. diesen 

Ersatzvertreter gelten der dritte und vierte Satz sinngemäß. 

(7) Jede Fraktion, die in einem Ausschuss nicht vertreten ist, kann einen Vertreter mit 

beratender Stimme in den Ausschuss entsenden. Eine solche Entsendung ist dem Obmann 

des betreffenden Ausschusses schriftlich anzuzeigen und gilt bis zu ihrem allfälligen 

Widerruf. Als Fraktionsvertreter kann jedes Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderates 

entsandt werden, das auf dem der Fraktion zugrunde liegenden Wahlvorschlag aufscheint. 

Für den Fraktionsvertreter gilt § 55 Abs. 3 sinngemäß; sonstige Rechte, insbesondere auch 

jene gemäß § 55 Abs. 6, kommen ihm nicht zu. 

§ 34 

Aufwandsentschädigung und Sitzungsgeld 

(1) Den Vizebürgermeistern und den Fraktionsobmännern, die nicht zugleich 

Bürgermeister sind und einer Fraktion angehören, die aus mehr als einem Mitglied des 

Gemeinderates besteht, gebührt eine Aufwandsentschädigung. 

(2) Die Aufwandsentschädigung für die Vizebürgermeister beträgt: 

1. in Gemeinden mit höchstens 1.000 Einwohnern  

für den 1. Vizebürgermeister 

für den 2. Vizebürgermeister 

15%  

10%, 

2. in Gemeinden mit höchstens 4.500 Einwohnern  
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für den 1. Vizebürgermeister 

für den 2. Vizebürgermeister 

für den 3. Vizebürgermeister 

20% 

15% 

10%, 

3. in Gemeinden mit höchstens 15.000 

Einwohnern 

 

für den 1. Vizebürgermeister 

für den 2. Vizebürgermeister 

für den 3. Vizebürgermeister 

30% 

20% 

15%, 

4. in Gemeinden mit mehr als 15.000 Einwohnern  

für den 1. Vizebürgermeister 

für den 2. Vizebürgermeister 

für den 3. Vizebürgermeister 

40% 

30% 

20% 

des Bezuges des Bürgermeisters. Als Bezug des Bürgermeisters gilt der Bezug, der gemäß 

§ 2 Abs. 1 des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 für einen nicht hauptberuflichen 

Bürgermeister der jeweiligen Gemeinde festgesetzt ist. Für die Bestimmung der 

Einwohnerzahl ist § 2 Abs. 5 Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 sinngemäß anzuwenden. 

(3) Für die Besorgung wichtiger Aufgaben kann durch Verordnung des Gemeinderates 

auch für die Mitglieder des Gemeindevorstands, die nicht zugleich Bürgermeister sind, eine 

angemessene Aufwandsentschädigung festgesetzt werden. Die Höhe einer solchen 

Aufwandsentschädigung ist unter Bedachtnahme auf das Ausmaß der Arbeitsbelastung und 

die erhöhten Aufwendungen festzusetzen. Sie darf für Vizebürgermeister 50% und für die 

übrigen Mitglieder des Gemeindevorstands 30% des Bezugs des Bürgermeisters nicht 

übersteigen; Abs. 2 vorletzter SatzAbs. 2 letzter Satz ist sinngemäß anzuwenden. 

(4) Die Aufwandsentschädigung für die Fraktionsobmänner beträgt 15% des 

Amtsbezuges des Bürgermeisters; Abs. 2 vorletzter SatzAbs. 2letzter Satz ist sinngemäß 

anzuwenden. Hat ein Fraktionsobmann auf Grund der Abs. 2 und 3 mehrere Ansprüche auf 

eine Aufwandsentschädigung, ist ihm nur die jeweils höhere auszuzahlen. 

(5) Sofern ihnen keine Aufwandsentschädigung nach Abs. 1 bis 4 und kein Bezug im 

Sinn des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 gebührt, haben die Mitglieder des 

Gemeindevorstandes und die Mitglieder (Ersatzmitglieder) des Gemeinderates für die 

Teilnahme an den Sitzungen des Gemeindevorstandes, des Gemeinderates und der 

Ausschüsse Anspruch auf ein Sitzungsgeld, dessen Höhe vom Gemeinderat festzulegen ist. 

Das Sitzungsgeld muß mindestens mit 1% und darf höchstens mit 3% des Bezuges des 

Bürgermeisters festgelegt werden. Abs. 2 vorletzter SatzAbs. 2 letzter Satz gilt sinngemäß. 

(6) Übt der Bürgermeister seine Funktion durch einen zusammenhängenden Zeitraum 

von wenigstens 14 Tagen nicht aus, gebührt dem Vizebürgermeister, der den Bürgermeister 

in seiner Funktion während dieses Zeitraumes vertritt, eine Aufwandsentschädigung in der 

Höhe des auf den Vertretungszeitraum entfallenden aliquoten Anteils des Bezuges des 

Bürgermeisters, ein aliquoter Anteil an den Sonderzahlungen und der Ersatz der 

Reisekosten. Während dieses Vertretungszeitraumes ruht die dem Vizebürgermeister 

gemäß Abs. 2 gebührende Aufwandsentschädigung. Abs. 2 vorletzter SatzAbs. 2 letzter Satz 

gilt sinngemäß. 
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(6a) Sind seit Eintritt des Verhinderungsfalls gemäß Abs. 6 drei Monate verstrichen, kann 

der Vizebürgermeister, der den Bürgermeister seit Eintritt des Verhinderungsfalls gemäß 

Abs. 6 vertreten hat, erklären, dass er für den Zeitraum der weiteren Vertretung keinen Beruf 

mit Erwerbsabsicht ausübt. Die Erklärung ist binnen zwei Wochen nach Ablauf des dritten 

Monats der Vertretung schriftlich beim Gemeindeamt (Stadtamt) einzubringen. Sie wird mit 

ihrem Einlangen wirksam und gilt solange, bis der Bürgermeister seine Funktion wieder 

ausübt. Für den Zeitraum der Geltung der Erklärung gebührt dem Vizebürgermeister der 

hauptberufliche Bezug des Bürgermeisters gemäß § 2 Abs. 1 Oö. Gemeinde-

Bezügegesetz 1998, ein aliquoter Anteil an den Sonderzahlungen und der Ersatz der 

Reisekosten. Auch während dieses Zeitraums ruht die dem Vizebürgermeister gemäß Abs. 2 

gebührende Aufwandsentschädigung. 

(7) Mitgliedern des Gemeindevorstandes bzw. Stadtrates und Gemeinderäten, denen 

kein Bezug nach dem Oö. Gemeinde-Bezügegesetz 1998 gebührt und die nicht Bedienstete 

einer öffentlich-rechtlichen Körperschaft, einer solchen Stiftung, Anstalt oder eines solchen 

Fonds sind, deren Dienstrecht hinsichtlich der Gesetzgebung in die Kompetenz des Landes 

fällt, gebührt der Ersatz des mit ihrer Funktionsausübung verbundenen nachweislichen 

Verdienstentganges aus einer selbständigen oder unselbständigen beruflichen Tätigkeit in 

einem von der Landesregierung durch Verordnung festzulegenden Ausmaß der 

Arbeitsstunden pro Jahr. In dieser Verordnung kann die Höhe des Verdienstentganges auch 

in Form eines Bauschbetrages pro Stunde festgelegt werden. 

(8) Ein Verzicht auf Sitzungsgelder und Aufwandsentschädigungen ist nur zulässig, 

wenn der (die) Anspruchsberechtigte nachweist, dass er (sie) durch die Annahme der 

Geldleistungen pensionsversicherungsrechtliche, sozialversicherungsrechtliche oder 

arbeitslosenversicherungsrechtliche Ansprüche verliert oder nicht erhält und ihm (ihr) 

dadurch ein finanzieller Nachteil erwächst, der den Anspruch auf Sitzungsgelder oder 

Aufwandsentschädigungen übersteigt. Der Verzicht kann befristet oder unbefristet zur Gänze 

oder teilweise erklärt werden. Die Verzichtserklärung hat schriftlich zu erfolgen und muss mit 

einer Begründung versehen sein; in der Begründung muss auf den finanziellen Nachteil 

konkret eingegangen werden; die zum Nachweis der Zulässigkeit des Verzichts 

erforderlichen Unterlagen sind anzuschließen. Die begründete Verzichtserklärung ist beim 

Gemeindeamt einzubringen. Die Gemeinde hat die Verzichtserklärung einschließlich der 

Unterlagen der Landesregierung zu übermitteln. Die Verzichtserklärung wird mit dem auf das 

Einlangen beim Gemeindeamt folgenden Monatsersten wirksam, sofern die Landesregierung 

nicht innerhalb von vier Wochen ab Vorlage den Verzicht mit Bescheid für unzulässig erklärt. 

Ein derartiger Bescheid darf nur erlassen werden, wenn die Verzichtserklärung nicht den 

Bestimmungen dieses Absatzes entspricht. Die Verzichtserklärung kann durch schriftliche 

Erklärung widerrufen werden. Ein solcher Widerruf wird mit dem auf das Einlangen beim 

Gemeindeamt folgenden Monatsersten wirksam. 

(9) Für Anfall, Einstellung und Auszahlung der Aufwandsentschädigungen gelten die 

Bestimmungen des Oö. Gemeinde-Bezügegesetzes 1998 sinngemäß. 

(10) Neben einer Aufwandsentschädigung im Sinn der vorstehenden Absätze gebührt 

auch der Ersatz der Reisekosten in sinngemäßer Anwendung des Oö. Gemeinde-

Bezügegesetzes 1998. 
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§ 37 

Gemeindeamt 

(1) Die Geschäfte der Gemeinde werden durch das Gemeindeamt besorgt. Der 

Gemeinderat hat eine Leiterin bzw. einen Leiter des Gemeindeamts (Amtsleiterin bzw. 

Amtsleiter) und bei Bedarf eine Stellvertreterin bzw. einen Stellvertreter zu bestellen. In 

Gemeinden mit über 10.000 Einwohnerinnen bzw. Einwohnern muss die Amtsleiterin bzw. 

der Amtsleiter eine rechtskundige Gemeindebedienstete bzw. ein rechtskundiger 

Gemeindebediensteter sein. Die Einwohnerzahl bestimmt sich nach der Zahl jener 

Personen, die zum Stichtag für die der Bestellung der Amtsleiterin bzw. des Amtsleiters 

vorangegangenen Gemeinderatswahl, die aus Anlass des Auslaufens einer Wahlperiode 

stattgefunden hat, einen Wohnsitz in der Gemeinde haben. 

(1) Die Geschäfte der Gemeinde werden durch das Gemeindeamt besorgt. Der 

Gemeinderat hat einen Leiter des Gemeindeamtes und bei Bedarf einen Stellvertreter zu 

bestellen. In Gemeinden mit über 10.000 Einwohnern ist ein Gemeindebediensteter mit 

akademischer Ausbildung zum Leiter des Gemeindeamtes zu bestellen. Dieser 

Gemeindebedienstete muss rechtskundig sein, wenn sonst kein weiterer 

Gemeindebediensteter im Gemeindeamt rechtskundig ist. 

(2) Der Bürgermeister ist Vorstand des Gemeindeamtes. In dieser Funktion sind ihm der 

Leiter des Gemeindeamtes, dessen Stellvertreter, die übrigen Bediensteten der Gemeinde 

und die sonstigen Organe des Gemeindeamtes unterstellt. Dem Leiter des Gemeindeamtes 

obliegt nach den Weisungen des Bürgermeisters die Leitung des inneren Dienstes sowie die 

Dienstaufsicht über alle Dienststellen der Gemeinde. 

(3) Die Ordnung des inneren Dienstes hat der Gemeinderat in einer 

Dienstbetriebsordnung zu regeln. Der Bürgermeister hat für die Organisation des 

Gemeindeamtes Vorschriften zu erlassen. Dienstbetriebsordnung und 

Organisationsvorschriften haben eine bürgerfreundliche, effektive und sparsame Verwaltung 

zu ermöglichen. 

(4) In Städten führt das Gemeindeamt die Bezeichnung „Stadtamt“, in Marktgemeinden 

„Marktgemeindeamt“. Für die Feststellung der Einwohnerzahl gemäß Abs. 1 ist das Ergebnis 

der Volkszählung maßgeblich, welche der Bestellung des Leiters des Gemeindeamtes 

vorangegangen ist. 

§ 38a 

Information der Gemeindemitglieder 

(1) Hat eine Gemeinde die Absicht, im eigenen Wirkungsbereich ein Vorhaben 

durchzuführen, durch das wegen seines Umfanges, wegen seiner Art, wegen des dafür 

notwendigen finanziellen Aufwandes oder aus anderen Gründen Interessen der 

Gemeindemitglieder im allgemeinen oder Interessen eines bestimmten Teiles der 

Gemeindemitglieder besonders berührt würden, so hat sie, insoweit dem nicht gesetzliche 

Bestimmungen, insbesondere Verschwiegenheitspflichten, entgegenstehen, die 

Gemeindemitglieder beziehungsweise den in Betracht kommenden Teil der 

Gemeindemitglieder über das Vorhaben ausreichend und zeitgerecht, möglichst noch im 

Planungsstadium, zu informieren. Gleiches gilt, wenn eine gemeindeeigene Unternehmung 
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oder eine Unternehmung oder sonstige Einrichtung, an der die Gemeinde (Gemeinden) 

mehrheitlich beteiligt ist (sind), die Durchführung eines solchen Vorhabens beabsichtigt. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch Bekanntmachung an der 

AmtstafelAushang an der Gemeindeamtstafel sowie darüber hinaus auch in anderer 

wirksamer Weise so zu erfolgen, dass die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend 

erreicht werden kann. In welcher Weise die zusätzliche Information im Einzelfall zu erfolgen 

hat, hat der Gemeinderat festzulegen. 

(3) Soll die Information in einer Gemeindeversammlung erfolgen, so ist diese vom 

Bürgermeister mindestens zwei Wochen vorher unter Angabe der Zeit, des Ortes und des 

Gegenstandes der Gemeindeversammlung einzuberufen. Die Gemeindeversammlung kann 

auch für einzelne Teile der Gemeinde gesondert abgehalten werden. Die Einberufung ist an 

der Amtstafel sowie darüber hinaus in sonst ortsüblicher und wirksamer Weise 

bekanntzumachen.Die Einberufung ist durch Anschlag an der Gemeindeamtstafel und 

gegebenenfalls an den anderen Amtstafeln der Gemeinde sowie darüber hinaus in sonst 

ortsüblicher und wirksamer Weise bekanntzumachen. In der Gemeindeversammlung ist den 

teilnehmenden Gemeindemitgliedern die erforderliche Information zu erteilen sowie 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Beschlüsse können in einer 

Gemeindeversammlung nicht gefaßt werden. 

(4) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 3 werden die für die Durchführung des 

betreffenden Vorhabens maßgeblichen Rechtsvorschriften sowie auch die 

Rechtswirksamkeit von Verordnungen und Bescheiden nicht berührt. 

§ 38b 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Gemeinde, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Gemeinde sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer 

konkreten individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit 

genau bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der 

Anzahl der für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten, mindestens 

aber von 25 Personen, unterschrieben sein. Der Antrag hat ferner die Bezeichnung einer 

bzw. eines zur Vertretung der Antragstellerinnen und Antragsteller Bevollmächtigten 

(Familien- und Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse)(Familien- bzw. Nachname und 

Vorname, Geburtsdatum, Wohnadresse) zu enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen 

Unterstützungslisten gelten die Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und 

Bürgerrechtegesetzes (Oö. BBRG) sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine 

Wahlrechtsbestätigung nicht erforderlich ist. 

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach 

Abs. 1 bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen 
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nach Abs. 1 bis 3 entspricht, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen.Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 

entspricht, ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister dem Gemeinderat zur 

geschäftsordnungsgemäßen Behandlung vorzulegen. 

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden. 

II. HAUPTSTÜCK 

Wirkungsbereich der Gemeinde 

§ 40 

Eigener Wirkungsbereich 

(1) Gemäß Art. 118 Abs. 2 B-VG umfaßt der eigene Wirkungsbereich neben den im § 1 

Abs. 2 angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 

überwiegenden Interesse der in der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen 

und geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu 

werden. Die Gesetze haben derartige Angelegenheiten ausdrücklich als solche des eigenen 

Wirkungsbereiches der Gemeinde zu bezeichnen. 

(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VG sind der Gemeinde zur Besorgung im eigenen 

Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben insbesondere in folgenden Angelegenheiten 

gewährleistet: 

 1.Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Gemeindeaufgaben; 

 2.Bestellung der Gemeindebediensteten und Ausübung der Diensthoheit unbeschadet der 

Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3.örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VG); örtliche Veranstaltungspolizei; 

 4.Verwaltung der Verkehrsflächen der Gemeinde; örtliche Straßenpolizei; 

 5.Flurschutzpolizei; 

 6.örtliche Marktpolizei; 

 7.örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 

 8.Sittlichkeitspolizei; 

 9.örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 

dienen (Art. 15 Abs. 5 B-VG), zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche 

Raumplanung; 

 10.öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

 11.freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen 

der Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei 

von Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb 

der Gemeinde zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Gemeinde bei Besorgung 

ihres eigenen Wirkungsbereiches, soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus dem Bereich 

der Bundesvollziehung handelt, ein Aufsichtsrecht zu. 

(4) Auf Antrag einer Gemeinde kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches, soweit es sich nicht um Angelegenheiten aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung handelt, durch Verordnung der Landesregierung auf eine staatliche 
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Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche Verordnung eine Zuständigkeit auf 

eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie der Zustimmung der 

Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der Grund für ihre 

Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das Verordnungsrecht 

nach § 41. 

(5) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Gemeinde sind solche des eigenen 

Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Gemeinde als 

selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 

Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 

Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Gemeinde sind 

 a)diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen Wirkungsbereiches 

bezeichnet sind, 

 b)die Kundmachung von Verordnungen der Gemeinde in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§ 94), 

 c)die Vollstreckung (§ 96) sowie 

 d)die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 101 Abs. 3. 

III. HAUPTSTÜCK 

Zuständigkeit und Geschäftsführung der Gemeindeorgane 

1. Abschnitt 

Gemeinderat 

§ 44 

Ausschüsse 

(1) Hat der Gemeinderat für einzelne Zweige der Verwaltung Ausschüsse eingerichtet, 

so obliegt diesen die Vorberatung und die Antragstellung für die Beschlußfassung durch den 

Gemeinderat, sofern dieser die Angelegenheit nicht unmittelbar behandelt. 

(1a) Der Gemeinderat kann beschließen, eine einzelne Angelegenheit dem dafür 

zuständigen Ausschuss zur Vorberatung und Antragstellung zuzuweisen. Diese 

Angelegenheit ist vom Ausschuss in der nächsten Sitzung, jedenfalls innerhalb von drei 

Monaten, zu behandeln. § 46 Abs. 4 zweiter Satz gilt sinngemäß. 

(2) Der Gemeinderat kann seinen Ausschüssen durch Verordnung das ihm zustehende 

Beschlussrecht in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Gemeinde 

übertragen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit, Einfachheit und 

Kostenersparnis gelegen ist. Ausgenommen von der Übertragung sind die behördlichen 

Aufgaben, die Beschlussfassungen in den Angelegenheiten des Gemeindehaushalts 

(V. Hauptstück) sowie die Beschlussfassungen in Angelegenheiten, für die besondere 

Quoren vorgesehen sind.Der Gemeinderat kann seinen Ausschüssen durch Verordnung das 

ihm zustehende Beschlussrecht in Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der 

Gemeinde übertragen, sofern dies im Interesse der Zweckmäßigeit, Raschheit, Einfachheit 

und Kostenersparnis gelegen ist. Ausgenommen von der Übertragung sind die behördlichen 

Aufgaben sowie die Beschlussfassungen in den Angelegenheiten des Gemeindehaushaltes 

(V. Hauptstück). Die Verordnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderates mit Drei-

Viertel-Mehrheit und tritt jedenfalls mit Ablauf der Funktionsperiode des Gemeinderates 

außer Kraft. 



  Seite 19 

(3) Der Gemeinderat kann jederzeit durch Verordnung eine übertragene Zuständigkeit 

gemäß Abs. 2 wieder an sich ziehen. Ein Beschluss über die Zurücknahme der Übertragung 

ist mit einfacher Mehrheit zu fassen.  

§ 45 

Einberufung von Sitzungen 

(1) Der Gemeinderat hat je nach Bedarf, wenigstens aber in jedem Vierteljahr einmal 

zusammenzutreten. Die Sitzungen des Gemeinderates sind vom Bürgermeister 

einzuberufen. Tag und Stunde sind so festzusetzen, dass möglichst alle Mitglieder des 

Gemeinderates an der Sitzung teilnehmen können. Der Bürgermeister hat den Mitgliedern 

des Gemeinderates einen Plan über die Sitzungstermine für mindestens sechs Monate im 

Voraus (Sitzungsplan) nachweisbar zuzustellen. 

(2) Der Bürgermeister ist verpflichtet, eine Sitzung des Gemeinderates binnen einer 

Woche einzuberufen, wenn dies wenigstens ein Viertel der Mitglieder des Gemeinderates 

oder die Aufsichtsbehörde verlangt. Das Verlangen muss schriftlich gestellt werden und den 

Gegenstand, der dem Verlangen auf Einberufung zugrunde liegt, umschreiben. Diese 

Sitzung ist spätestens innerhalb eines Monats unter Bekanntgabe der Tagesordnung und 

Anschluss des schriftlichen Verlangens anzuberaumen. 

(3) Jedes nicht von der Teilnahme an den Sitzungen ausgeschlossene Mitglied des 

Gemeinderates ist von der Abhaltung der Sitzung mindestens sieben Tage, in besonders 

dringenden Fällen 24 Stunden vorher schriftlich unter Bekanntgabe des Tages, der 

Beginnzeit, des Ortes und der Tagesordnung der Sitzung zu verständigen. Die 

Verständigung ist den Mitgliedern des Gemeinderates nachweisbar zuzustellen, sofern die 

Sitzung nicht im Sitzungsplan (Abs. 1) enthalten ist. 

(4) Die Abhaltung einer Sitzung des Gemeinderates ist vom Bürgermeister sieben Tage, 

in besonders dringenden Fällen 24 Stunden vorher unter Angabe des Tages, der Beginnzeit, 

des Ortes und der Tagesordnung der Sitzung unter Hinweis auf die Bestimmungen des § 54 

Abs. 6 kundzumachen. 

§ 51 

Abstimmung 

(1) Zu einem Beschluß des Gemeinderates ist, sofern die Gesetze nichts anderes 

bestimmen, die Zustimmung von mehr als der Hälfte der in beschlußfähiger Anzahl 

anwesenden Stimmberechtigten erforderlich. Kommt die erforderliche Mehrheit nicht 

zustande, so ist der Antrag abgelehnt. 

(2) Die Stimmberechtigten haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben. Die Stimme ist 

durch Bejahung oder Verneinung des Antrages abzugeben; Zusätze sind unwirksam. Wer 

sich der Stimme enthält, lehnt den Antrag ab. Der Vorsitzende stimmt zuletzt ab. 

(3) Soweit gesetzlich nicht etwas anderes bestimmt ist, hat die Abstimmung durch 

Erheben der Hand oder durch Aufstehen zu erfolgen. Sofern nicht geheim abzustimmen ist, 

kann der Gemeinderat beschließen, daß namentlich abzustimmen ist. Wenn es ein Drittel 

der anwesenden Stimmberechtigten verlangt und gesetzliche Bestimmungen dem nicht 

entgegenstehen, ist jedenfalls geheim mit Stimmzetteln abzustimmen. 

(4) Soll durch einen Beschluß einer Person eine durch Gesetz bestimmte Funktion 

übertragen oder soll über die Aufnahme, Anstellung oder Ernennung von 
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Gemeindebediensteten abgestimmt werden, so ist geheim abzustimmen, es sei denn, daß 

der Gemeinderat einstimmig eine andere Art der Abstimmung beschließt. 

(5) Bei Entscheidungen oder Verfügungen in behördlichen Angelegenheiten ist eine 

geheime Abstimmung nicht zulässig. 

§ 53 

Öffentlichkeit 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich. Die Öffentlichkeit besteht darin, 

daß jedermann nach Maßgabe des vorhandenen Platzes berechtigt ist, zuzuhören und sich 

Aufzeichnungen zu machen. 

(1a) Die Übertragung von öffentlichen Gemeinderatssitzungen durch die Gemeinde im 

Internet ist zulässig, soweit sichergestellt ist, dass dabei Zuhörerinnen und Zuhörer nicht 

erfasst werden. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn es vom Vorsitzenden oder von 

wenigstens drei Mitgliedern des Gemeinderates verlangt und vom Gemeinderat beschlossen 

wird. Wenn der Gemeindevoranschlag oder der Gemeinderechnungsabschluß behandelt 

werden, darf die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen werden. 

(3) Bei Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen kann ausnahmsweise zur Wahrung 

schutzwürdiger Interessen beschlossen werden, dass und inwieweit Verhandlungen und 

gefasste Beschlüsse über den Grundrechtsschutzbereich des § 1 Datenschutzgesetz 2000 

hinaus vertraulich sind. Zu einem solchen Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(4) Eine visuelle oder akustische Aufzeichnung der Sitzung ist zulässig. Der 

Gemeinderat kann mit Beschluss im Einzelfall Einschränkungen verfügen, wenn dies im 

Interesse eines geordneten Ablaufs der Sitzung geboten erscheint. Beratungen in nicht 

öffentlichen Sitzungen dürfen ausschließlich für amtliche Zwecke aufgezeichnet werden. 

(5) Der Gemeinderat kann beschließen, dass vor oder nach der Gemeinderatssitzung 

eine Bürgerfragestunde abgehalten wird. 

§ 54 

Verhandlungsschrift 

(1) Über jede Sitzung des Gemeinderates ist eine Verhandlungsschrift zu führen. Diese 

hat zu enthalten: 

 1.Ort, Tag und Stunde des Beginnes und der Beendigung der Sitzung; 

 2.den Nachweis über die ordnungsgemäße Einladung sämtlicher Gemeinderatsmitglieder 

(Ersatzmitglieder); 

 3.die Namen des Vorsitzenden, der anwesenden sowie der entschuldigt und unentschuldigt 

ferngebliebenen Gemeinderatsmitglieder (Ersatzmitglieder); 

 4.die Gegenstände der Tagesordnung in der Reihenfolge, in der sie behandelt werden; 

 5.den wesentlichen Inhalt des Beratungsverlaufes, insbesondere sämtliche in der Sitzung 

gestellten Anträge unter Anführung der Antragsteller und der Berichterstatter, ferner die 

gefaßten Beschlüsse und für jeden Beschluß die Art und das Ergebnis der Abstimmung 

sowie bei nicht geheimer Abstimmung die Namen der für und gegen die Anträge 

Stimmenden; 
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 6.bei Wahlen die eingebrachten Wahlvorschläge, den Verlauf der Wahlhandlung und das 

Wahlergebnis. 

(1a) Wenn es ein Mitglied des Gemeinderates unmittelbar nach der Abstimmung 

verlangt, ist seine vor der Abstimmung zum Gegenstand geäußerte abweichende Meinung in 

die Verhandlungsschrift aufzunehmen. 

(2) Mit der Abfassung der Verhandlungsschrift sind vom Bürgermeister Organe des 

Gemeindeamtes zu betrauen, sofern nicht der Gemeinderat aus seiner Mitte einen 

Schriftführer bestellt. 

(3) Die Verhandlungsschrift ist unverzüglich, längstens aber binnen vier Wochen nach 

der Sitzung in Reinschrift zu übertragen. Über Angelegenheiten, die in nicht öffentlicher 

Sitzung vertraulichnicht öffentlich behandelt wurden, ist eine gesonderte Verhandlungsschrift 

zu führen; Abs. 6 ist auf diese Verhandlungsschrift nicht anzuwenden. 

(4) Die Reinschrift der Verhandlungsschrift ist von dem oder der Vorsitzenden und von 

dem Schriftführer oder der Schriftführerin zu unterfertigen und jeder im Gemeinderat 

vertretenen Fraktion mit dem Hinweis, dass es sich nicht um die genehmigte Fassung der 

Verhandlungsschrift handelt, zu übermitteln. Die unterschriebene Fassung ist überdies bis 

zur nächsten Sitzung des Gemeinderats während der Amtsstunden im Gemeindeamt sowie 

während der nächsten Sitzung zur Einsicht für die Mitglieder und Ersatzmitglieder des 

Gemeinderats, die an der Sitzung teilgenommen haben, aufzulegen. Beträgt der Zeitraum 

vom Beginn der Auflegung der Verhandlungsschrift bis zum Beginn der nächsten Sitzung 

des Gemeinderats nicht mindestens eine Woche, ist die Verhandlungsschrift bis zu der dem 

Ablauf dieser Frist erstfolgenden Sitzung sowie während der allenfalls dazwischen liegenden 

Sitzung des Gemeinderats aufzulegen. 

(5) Den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, die an der Sitzung 

teilgenommen haben, steht es frei, gegen den Inhalt der Verhandlungsschrift mündlich oder 

schriftlich spätestens in der Sitzung des Gemeinderats, in der die Verhandlungsschrift 

letztmalig aufliegt, Einwendungen zu erheben. Werden Einwendungen erhoben, hat der 

Gemeinderat noch in dieser Sitzung zu beschließen, ob die Verhandlungsschrift auf Grund 

der Einwendungen zu ändern ist. Wird eine Änderung beschlossen, ist der Inhalt der 

Änderung auf der zu ändernden Verhandlungsschrift unter Hinweis auf den erfolgten 

Gemeinderatsbeschluss vom Vorsitzenden zu vermerken. Werden keine Einwendungen 

erhoben oder wird diesen Einwendungen nicht Rechnung getragen, hat dies die oder der 

Vorsitzende auf der Verhandlungsschrift zu vermerken. Mit der Beisetzung des Vermerks 

bzw. mit dem Beschluss über die Einwendungen gilt die Verhandlungsschrift als genehmigt; 

allenfalls angefertigte amtliche Aufzeichnungen, die bis dahin evident zu halten sind, sind 

unverzüglich zu löschen. Anschließend ist die Verhandlungsschrift von dem oder der 

Vorsitzenden und je einem Mitglied der im Gemeinderat vertretenen Fraktionen zu 

unterfertigen, womit das ordnungsgemäße Zustandekommen der Verhandlungsschrift 

bestätigt wird. 

(6) Eine Ausfertigung der genehmigten und unterfertigten Verhandlungsschrift ist jeder 

im Gemeinderat vertretenen Fraktion unverzüglich, längstens aber binnen einer Woche nach 

der Sitzung des Gemeinderats, in der die Genehmigung erfolgte, zuzustellen. Darüber 

hinaus ist die Einsichtnahme in die genehmigten und unterfertigten Verhandlungsschriften 
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öffentlicher Gemeinderatssitzungen sowie die Herstellung von Abschriften während der 

Amtsstunden im Gemeindeamt jedermann erlaubt. Die Herstellung von Kopien ist gegen 

Kostenersatz zulässig. Zudem können die Verhandlungsschriften (ohne Beilagen) über 

öffentliche Sitzungen auf der Homepage der Gemeinde zur allgemeinen Abfrage 

bereitgehalten werden. 

(7) Jeder im Gemeinderat vertretenen Fraktion ist unverzüglich, längstens aber binnen 

sieben Wochen nach der Sitzung des Gemeinderates, eine Ausfertigung der 

Verhandlungsschrift zuzustellen. Auf Antrag ist jeder Fraktion nach Maßgabe der zur 

Verfügung stehenden technischen Mittel die Verhandlungsschrift nicht als Ausfertigung, 

sondern im Wege automationsunterstützter Datenübertragung zur Verfügung zu stellen. 

(8) Über Angelegenheiten, die nicht öffentlich behandelt wurden, ist eine gesonderte 

Verhandlungsschrift zu führen. Abs. 6 und 7 sind auf diese Verhandlungsschrift nicht 

anzuwenden. 

2. Abschnitt 

Gemeindevorstand 

§ 56 

Aufgaben 

(1) Der Gemeindevorstand kann in die Zuständigkeit des Gemeinderates fallende 

Angelegenheiten vorberaten und Anträge an den Gemeinderat stellen. 

(2) Unbeschadet der ihm sonst durch gesetzliche Vorschriften zugewiesenen Aufgaben 

obliegen dem Gemeindevorstand ferner: 

 1.Entfallen 

 2.die Veräußerung von beweglichen Sachen und die Vergabe von Bau-, Liefer- und 

Dienstleistungsaufträgen, die nicht gemäß § 58 Abs. 2 Z 7 in die Zuständigkeit des 

Bürgermeisters oder der Bürgermeisterin fallen, bis zu einem Gesamtbetrag oder - bei 

regelmäßig wiederkehrenden Vergaben - Jahresbetrag zwischen 0,05% und höchstens 1% 

der Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres, 

höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 100.000 Euro. 

 3.die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung verpflichten, 

sowie FörderungenSubventionen bis zu einem Betrag von jeweils 0,05% der Einnahmen des 

ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres, jedenfalls aber bis zu 

einem Betrag von 500 Euro, höchstens jedoch bis zu einem Betrag von 2.000 Euro; 

 4.die Entscheidungen in den Angelegenheiten des Dienstrechts (einschließlich des 

Besoldungs- und des Pensionsrechts) der Gemeindebeamten oder Gemeindebeamtinnen 

nach Maßgabe der Bestimmungen des Oö. Gemeindebedienstetengesetzes 2001 und des 

Oö. Gemeinde-Dienstrechts- und Gehaltsgesetzes 2002. 

 5.die Entscheidung in Angelegenheiten privatrechtlicher Dienst- und 

Ausbildungsverhältnisse, ausgenommen 

 a)die Aufnahme von Bediensteten für nicht länger als drei Monate und die Lösung solcher 

Dienstverhältnisse sowie 

 b)die Besetzung und Weiterbestellung des Leiters des Gemeindeamts und 

 c)die Besetzung des Leiters eines Gemeinde-Alten- und Pflegeheims; 
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 6.die Abwicklung von Projekten nach Maßgabe einer Übertragungsverordnung des 

Gemeinderates gemäß § 43 Abs. 3; 

 7.die gänzliche oder teilweise Abschreibung zweifelhafter oder uneinbringlicher Forderungen 

privatrechtlicher Natur, sofern die Höhe des abzuschreibenden Betrages 0,5% der 

Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres nicht 

übersteigt, jedenfalls aber bis zu einer Höhe von jeweils 5.000 Euro, höchstens jedoch bis zu 

einer Höhe von jeweils 50.000 Euro; 

 8.die gänzliche oder teilweise Abschreibung von Abgaben gemäß den §§ 235 und 236 

Bundesabgabenordnung (BAO), sofern die Höhe der abzuschreibenden Abgabe 0,5% der 

Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres nicht 

übersteigt, jedenfalls aber bis zu einer Höhe von jeweils 5.000 Euro, höchstens jedoch bis zu 

einer Höhe von jeweils 50.000 Euro; 

 9.die Bewilligung von Zahlungserleichterungen; 

 10.die Erlassung von Richtlinien für und die Aufsicht über die Verwaltung des 

Gemeindeeigentums und der in der Verwaltung der Gemeinde stehenden selbständigen 

Fonds und Stiftungen; 

 11.die Einbringung von Rechtsmitteln und Rechtsbehelfen gegen verwaltungsbehördliche 

und verwaltungsgerichtliche Entscheidungen, insbesondere von Beschwerden an den 

Verfassungsgerichtshof und von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof; 

 12.die Untersagung der Verwendung des Gemeindewappens gemäß § 4a; 

 13.die Einbringung von Mahnklagen für Beträge über 2.000 Euro. 

(3) Ist der Gemeindevorstand bei zwei aufeinanderfolgenden Sitzungen in einem 

bestimmten Gegenstand beschlußunfähig, so geht seine Zuständigkeit für diesen 

Gegenstand auf den Gemeinderat über. Bei Beschlußunfähigkeit wegen Befangenheit gilt 

jedoch § 64 Abs. 3. 

(4) Über Maßnahmen gemäß Abs. 2 Z 11 hat der Bürgermeister oder die 

Bürgermeisterin dem Gemeinderat in der darauffolgenden Sitzung zu berichten. 

§ 57 

Geschäftsführung 

(1) Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin hat den Gemeindevorstand 

einzuberufen, so oft es die Geschäfte verlangen, wenigstens aber einmal in jedem 

Vierteljahr. Ferner hat der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin den Gemeindevorstand 

binnen einer Woche einzuberufen, wenn dies wenigstens ein Viertel der Mitglieder verlangt. 

Der Bürgermeister oder die Bürgermeisterin hat den Mitgliedern des Gemeindevorstands 

sowie den Fraktionsobmännern oder -obfrauen einen Plan über die Sitzungstermine (Tag 

und Uhrzeit) für mindestens sechs Monate im Voraus (Sitzungsplan) nachweisbar 

zuzustellen. Hinsichtlich der Verständigung der Mitglieder des Gemeindevorstands von der 

Abhaltung der Sitzung gilt § 45 Abs. 3 sinngemäß.Die Verständigungen sind den Mitgliedern 

des Gemeindevorstands wenigstens sieben Tage, in besonders dringenden Fällen 

wenigstens 24 Stunden vor der Sitzung zuzustellen. Die Verständigung ist den Mitgliedern 

des Gemeindevorstands nachweisbar zuzustellen, sofern die Sitzung nicht im Sitzungsplan 

enthalten ist. 



  Seite 24 

(1a) Ein Mitglied des Gemeindevorstands kann im Fall seiner Verhinderung an der 

Teilnahme an einer Sitzung des Gemeindevorstands ein anderes Mitglied des 

Gemeindevorstands schriftlich mit seiner Vertretung bei der Sitzung betrauen; während einer 

Gemeindevorstandssitzung kann dies auch mündlich erfolgen. Der Vollmachtgeber hat dabei 

bekanntzugeben, bei welchen Tagesordnungspunkten er allenfalls befangen ist. Ein so 

vertretenes Mitglied ist bei der Feststellung der Beschlussfähigkeit des Gemeindevorstands 

nicht mitzuzählen. Bei Anwesenheit oder Befangenheit des Vollmachtgebers ist eine 

Vertretung unzulässig. Ist der Bevollmächtigte bei einem Tagesordnungspunkt befangen, 

darf er keine Stimme abgeben. 

(1b) Sofern nicht Abs. 1a Anwendung findet, kann ein Mitglied des Gemeindevorstands, 

das einer im Gemeinderat vertretenen Fraktion angehört, der nur ein Mandat im 

Gemeindevorstand gemäß § 28 Abs. 1 lit. a zukommt, im Fall seiner Verhinderung an der 

Teilnahme an einer Sitzung des Gemeindevorstands ein Mitglied seiner Fraktion schriftlich in 

die Sitzung mit beratender Stimme entsenden. 

(2) Der Gemeindevorstand faßt seine Beschlüsse unter dem Vorsitz des Bürgermeisters 

in nicht öffentlicher Sitzung. Er ist beschlußfähig, wenn die Mitglieder (§ 24 Abs. 1) 

ordnungsgemäß zur Sitzung geladen wurden und wenigstens die Hälfte der 

stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Ein Bürgermeister, der beratendes Mitglied des 

Gemeindevorstandes ist, hat das Recht, in den Sitzungen des Gemeindevorstandes Anträge 

zur Geschäftsordnung und in den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich des 

Gemeindevorstandes fallen, Anträge zu stellen. 

(3) Über jede Sitzung des Gemeindevorstands ist eine Verhandlungsschrift in Form 

eines Beschlussprotokolls zu führen, für die § 55 Abs. 5 sinngemäß gilt. 

(4) Im übrigen gelten für die Geschäftsführung des Gemeindevorstandes die 

Bestimmungen über die Geschäftsführung des Gemeinderates sinngemäß. 

4. Abschnitt 

Gemeinsame Bestimmungen 

§ 64 

Befangenheit 

(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Gemeinde sind von der Beratung und der 

Beschlussfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen im Sinn des § 36a 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG oder einer ihrer Pflegebefohlenen 

beteiligt sind; 

 2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

 (1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Gemeinde sind von der Beratung und der 

Beschlußfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1.in Sachen, in denen sie selbst, der andere Eheteil, die Lebensgefährtin oder der 

Lebensgefährte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner, eine 

verwandte oder verschwägerte Person in auf- oder absteigender Linie, ein 
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Geschwisterkind oder eine Person, die noch näher verwandt oder im gleichen Grad 

verschwägert ist, beteiligt sind; 

 2.in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mündels oder 

Pflegebefohlenen; 

 3.in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 4.wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle Unbefangenheit 

in Zweifel zu setzen. 

(2) Der Befangene hat jedoch auf Verlangen der Beratung zur Erteilung von Auskünften 

beizuwohnen. 

(3) Ist ein anderes Kollegialorgan als der Gemeinderat wegen Befangenheit seiner 

Mitglieder in einem Verhandlungsgegenstand beschlußunfähig, so entscheidet über diesen 

Verhandlungsgegenstand der Gemeinderat. 

(4) Die Befangenheitsgründe des Abs. 1 gelten auch für die nicht in kollegialer Beratung 

und Beschlußfassung durchzuführende Tätigkeit des Bürgermeisters und der sonstigen 

Mitglieder des Gemeindevorstandes und des Gemeinderates. Bei Gefahr im Verzug hat 

jedoch das befangene Organ die unaufschiebbaren Amtshandlungen selbst vorzunehmen. 

(5) Die in Abs. 1 und 4 genannten Personen haben ihre Befangenheit selbst 

wahrzunehmen. Im Falle des Abs. 1 hat im Zweifel das Kollegialorgan zu entscheiden, ob ein 

Befangenheitsgrund vorliegt. 

(6) Befangenheit liegt nicht vor, wenn jemand an der Sache lediglich als Angehöriger 

einer Berufsgruppe oder einer Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren gemeinsame 

Interessen durch den Verhandlungsgegenstand oder die Amtshandlung berührt werden und 

deren Interesse der Betreffende zu vertreten berufen ist. 

(7) Durch die vorstehenden Bestimmungen werden verwaltungsverfahrensgesetzliche 

Vorschriften über die Befangenheit von Verwaltungsorganen nicht berührt. 

§ 65 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte sind von der Bürgermeisterin bzw. vom 

Bürgermeister zu unterfertigen und mit dem Gemeindesiegel zu versehen. 

(2) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher der Beschluss eines 

Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich 

zu machen. 

(3) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher die Genehmigung oder 

Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde der Hinweis 

gemäß § 106 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung ersichtlich 

zu machen. 

 

 

§ 65 

Urkunden 

Urkunden über Rechtsgeschäfte sind vom Bürgermeister zu unterfertigen und mit dem 

Gemeindesiegel zu versehen. Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher 
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der Beschluss eines Kollegialorgans oder die Genehmigung der Aufsichtsbehörde 

erforderlich ist, ist überdies in der Urkunde die Beschlussfassung bzw. Genehmigung 

ersichtlich zu machen. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Gemeindeeigentum 

§ 69 

Wirtschaftliche Unternehmungen 

(1) Zum Gemeindevermögen gehören auch wirtschaftliche Unternehmungen der 

Gemeinde. Wirtschaftliche Unternehmungen sind auf Dauer angelegte Wirtschaftseinheiten 

aus dem Gemeindevermögen, die sich aus der allgemeinen Gemeindeverwaltung 

organisatorisch herausheben und deren Aufgaben in den Formen der 

Privatwirtschaftsverwaltung besorgt werden. Wirtschaftliche Unternehmungen können 

geführt werden: 

 1.als Eigenunternehmungen, die von der Gemeinde im eigenen Namen in einer besonderen 

Organisationseinheit betrieben werden und 

 2.als ausgegliederte Unternehmungen, die in der Form einer eigenen Rechtspersönlichkeit 

betrieben werden. 

(2) Die Gemeinde darf wirtschaftliche Unternehmungen nur errichten und betreiben, 

wenn dies im öffentlichen Interesse gelegen ist und wenn die Unternehmung nach Art und 

Umfang unter Beachtung der Grundsätze und der Gebote der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit 

und Zweckmäßigkeit in einem angemessenen Verhältnis zum voraussichtlichen Bedarf und 

zur voraussichtlich dauernden Leistungsfähigkeit steht. 

(3) Die Errichtung einer wirtschaftlichen Unternehmung durch die Gemeinde bedarf der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 

 1.die Voraussetzungen für die Errichtung und den Betrieb einer Unternehmung gemäß 

Abs. 2 nicht gegeben sind oderund 

 2.im Fall des Abs. 1 Z 2 in der Satzung oder im Statut der ausgegliederten Unternehmung 

nicht vorgesehen ist, dass die Unternehmung im Rahmen des § 105 geprüft werden kann 

(Unterwerfungserklärung). 

(4) Abs. 1 bis 3 gelten sinngemäß für die Erweiterung von wirtschaftlichen 

Unternehmungen einer Gemeinde sowie für die Beteiligung an einer wirtschaftlichen 

Unternehmung, an der die öffentliche Hand zu mehr als 50% beteiligt ist und die nicht dem 

Wohnungsgemeinnützigkeitsgesetz, BGBl. Nr. 139/1979, in der Fassung des 

Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 140/1997 unterliegt. 

(5) Die gänzliche oder teilweise Veräußerung von wirtschaftlichen Unternehmungen der 

Gemeinde, die der öffentlichen Daseinsvorsorge dienen, ist nur auf Grund eines mit 

Zweidrittelmehrheit gefassten Gemeinderatsbeschlusses zulässig. Als derartige 

wirtschaftliche Unternehmungen gelten insbesondere kommunale Einrichtungen der Wasser- 

und Energieversorgung, der Abwasser- und Müllentsorgung sowie Bildungs-, Gesundheits-, 

Kultur- und Sozialeinrichtungen sowie Kinderbetreuungseinrichtungen. 

§ 69b 

Übertragung von Verwaltungsbereichen 

(1) Die Gemeinde darf Verwaltungsbereiche der Gemeinde an 
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 a)juristische Personen des öffentlichen oder privaten Rechts oder an 

Personengesellschaften des Handelsrechts, die nicht zumindest im 75 %-Eigentum einer 

oder mehrerer zuweisenden Gemeinden oder Gemeindeverbände oder anderer 

Gebietskörperschaften stehen, 

 b)Tochtergesellschaften, die nicht zumindest im 75 %-Eigentum dieser Personen stehen, 

die die von der Gemeinde zugewiesenen Bediensteten zur Dienstleistung einsetzeneinsetzt, 

nur übertragen, wenn dies im öffentlichen Interesse gelegen ist und wenn diese Übertragung 

nach Art und Umfang unter Beachtung der Grundsätze und der Gebote der Sparsamkeit, 

Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit in einem angemessenen Verhältnis zum 

voraussichtlichen Bedarf und zur voraussichtlichen dauernden Leistungsfähigkeit steht. 

(2) Die Übertragung von Verwaltungsbereichen der Gemeinde an Personen gemäß 

Abs. 1 bedarf der aufsichtsbehördlichen Genehmigung. Die Genehmigung ist zu versagen, 

wenn die Voraussetzungen für die Übertragung gemäß Abs. 1 nicht gegeben sind. 

(3) Die Übertragung von Verwaltungsbereichen der Gemeinde gemäß Abs. 1 ist nur auf 

Grund eines mit Zweidrittelmehrheit gefassten Gemeinderatsbeschlusses zulässig. 

V. HAUPTSTÜCK 

Gemeindehaushalt 

1. Abschnitt 

Gemeindevoranschlag 

§ 85 

Haftungen 

(1) Die Gemeinde darf Haftungen übernehmen für: 

 1.Gemeindeverbände, Wasserverbände, Wassergenossenschaften und Organisationen in 

Form eines Europäischen Verbundes für territoriale Zusammenarbeit; 

 1.Gemeindeverbände, Wasserverbände und Wassergenossenschaften; 

 2.sonstige Rechtsträger, an denen die Gemeinde oder die öffentliche Hand zu mehr als 50 % 

beteiligt ist. 

(2) Die Gemeinde darf Haftungen gemäß Abs. 1 nur übernehmen, wenn 

 1.sie befristet sind, 

 2.der Betrag, für den gehaftet wird, ziffernmäßig bestimmt ist und 

 3.die zugrunde liegenden Darlehen und sonstigen Finanzgeschäfte den für solche 

Rechtsgeschäfte gemäß § 84 bestimmten Voraussetzungen nicht widersprechen. 

 Die Beschränkungen der Z 1 und 3 sind nicht anzuwenden, wenn eine Gemeinde die 

Haftung für einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit übernimmt. 

(3) Die Übernahme einer Haftung durch die Gemeinde gemäß Abs. 1 bedarf einer 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, wenn dadurch der Gesamtstand der von der 

Gemeinde übernommenen Haftungen ein Viertel der Einnahmen des ordentlichen 

Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres übersteigen würde. Die 

Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 

 1.durch die Übernahme der Haftung eine der Voraussetzungen der Abs. 1 und 2 verletzt 

würde oder 

 2.im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfähigkeit der Gemeinde gefährdet wäre 

oder 
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 3.Haftungsobergrenzen nach Maßgabe einer Verordnung gemäß Abs. 6 überschritten 

würden. 

(4) Ist die Übernahme einer Haftung nicht gemäß Abs. 3 genehmigungspflichtig, hat die 

Gemeinde die Haftungsübernahme der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde 

hat binnen acht Wochen nach Einlangen der vollständigen Anzeige die Haftungsübernahme 

zu untersagen, wenn die maßgebliche Haftungsobergrenze gemäß Abs. 3 Z 3 überschritten 

würde. 

(5) Die Gemeinde darf Haftungen als Ausfallsbürge, als einfacher Bürge sowie als Bürge 

und Zahler übernehmen. 

(6) Soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen des Österreichischen Stabilitätspakts, 

insbesondere im Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist, hat die Landesregierung 

durch Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen. Vor Erlassung einer Verordnung sind 

der Oberösterreichische Gemeindebund und der Österreichische Städtebund, Landesgruppe 

Oberösterreich, zu hören. 

VI. HAUPTSTÜCK 

Kundmachungen und Verfahren 

Verwaltungsakte und Verwaltungsverfahren 

§ 94 

Kundmachung 

(1) Verordnungen der Gemeinde bedürfen, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt 

ist, zu ihrer Rechtswirksamkeit der öffentlichen Kundmachung nach Maßgabe der Abs. 2 bis 

4. 

(2) Die Rechtswirksamkeit von Verordnungen beginnt frühestens mit dem auf den Ablauf 

der Kundmachungsfrist folgenden Tag. Bei Gefahr im Verzug kann jedoch in der Verordnung 

angeordnet werden, daß ihre Rechtswirksamkeit bereits vor diesem Zeitpunkt beginnt, 

frühestens jedoch mit Ablauf des Kundmachungstages. Die Rechtswirksamkeit von 

Verordnungen erstreckt sich, soweit nicht ausdrücklich etwas anderes bestimmt ist, auf das 

gesamte Gemeindegebiet. 

(3) Die Kundmachung ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister binnen zwei 

Wochen nach der Beschlussfassung an der Amtstafel durchzuführen. Die 

Kundmachungsfrist beträgt zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten 

§ 32 Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBl. 

Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013, sinngemäß. Neben 

der Kundmachung an der Amtstafel und ohne Einfluss auf die Rechtswirksamkeit sind 

Verordnungen der Gemeinde von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister auch auf 

andere Art ortsüblich bekanntzumachen, wenn dies notwendig oder zweckmäßig ist. 

(4) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung an 

der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Gemeindeamt zur 

öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 
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(5) Der Text geltender Verordnungen ist im Gemeindeamt zur Einsichtnahme 

bereitzuhalten. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz 

die Herstellung von Ausdrucken oder Kopien zu verlangen. 

(3) Die Kundmachung ist vom Bürgermeister binnen zwei Wochen nach der 

Beschlußfassung durch Anschlag an der Gemeindeamtstafel durchzuführen. Die 

Kundmachungsfrist beträgt zwei Wochen. Neben der Kundmachung durch Anschlag an der 

Gemeindeamtstafel und ohne Einfluß auf die Rechtswirksamkeit sind Verordnungen der 

Gemeinde vom Bürgermeister auch auf andere Art ortsüblich bekanntzumachen, wenn dies 

notwendig oder zweckmäßig ist. 

(4) Verordnungen, deren Umfang oder Art den Anschlag an der Gemeindeamtstafel nicht 

zuläßt, sind im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb 

der Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 

(5) Der Text geltender Verordnungen ist im Gemeindeamt zur Einsichtnahme 

bereitzuhalten. Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz 

die Herstellung von Kopien zu verlangen. Soweit geltende Verordnungen EDV-mäßig erfasst 

sind, sind diese auf Antrag nach Maßgabe der zur Verfügung stehenden technischen Mittel 

im Wege automationsunterstützter Datenübertragung jedem Fraktionsobmann bzw. dem von 

ihm ermächtigten Vertreter seiner Fraktion zur Verfügung zu stellen. 

(6) Die Bestimmungen der Abs. 3 und 4 gelten, sofern die Gesetze nichts anderes 

bestimmen, sinngemäß auch für alle jene Fälle, in denen die Kundmachung von anderen 

Beschlüssen der Gemeinde gesetzlich angeordnet ist oder solche Beschlüsse die 

Öffentlichkeit berühren. 

§ 94a 

Amtstafel 

(1) Beim Amtsgebäude des Gemeindeamts ist eine Amtstafel vorzusehen, die jedenfalls 

während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 

mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 

Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß 

§ 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 

 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 

 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) 

zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachungsdaten in inhaltlicher 

und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

VII. HAUPTSTÜCK 

Staatliche Aufsicht über den eigenen Wirkungsbereich; Schutz der Selbstverwaltung 

§ 106 

Genehmigungspflicht 
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(1) Maßnahmen der Gemeinde, die der Genehmigung der Aufsichtsbehörde bedürfen, 

sind außer den in diesem Landesgesetz oder in anderen Gesetzen vorgesehenen Fällen 

folgende: 

 1.der entgeltliche Erwerb unbeweglicher Sachen, wenn der Kaufpreis 20% der Einnahmen 

des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres übersteigt und nicht 

innerhalb von drei Monaten nach Abschluss des Kaufvertrages zur Gänze zu entrichten ist 

oder durch Übernahme von Hypothekarschulden gedeckt wird; 

 2.die Verpfändung und Veräußerung von unbeweglichen Sachen, wenn ihr Wert 20% der 

Einnahmen des ordentlichen Gemeindevoranschlags des laufenden Haushaltsjahres 

übersteigt; 

 3.der Abschluss von Immobilien-Leasingverträgen und von Leasingähnlichen 

Finanzierungsformen für Immobilien (z. B. Mietfinanzierungsverträge). 

(2) Die Genehmigung darf in den Fällen des Abs. 1 Z 1 bis 3 nur versagt werden, wenn 

durch das beabsichtigte Rechtsgeschäft 

 1.gesetzliche Vorschriften verletzt werden oder 

 2.die Aufrechterhaltung oder Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichtes verhindert 

wird oder 

 3.die ordnungsgemäße Erfüllung der der Gemeinde gesetzmäßig obliegenden Aufgaben 

oder ihrer privatrechtlichen Verpflichtungen gefährdet würde oder 

 4.wenn das beabsichtigte Rechtsgeschäft für die Gemeinde mit einem unverhältnismäßig 

hohen finanziellen Wagnis verbunden wäre. 

(3) Genehmigungs- und anzeigepflichtige Rechtsgeschäfte der Gemeinde werden erst 

mit der aufsichtsbehördlichen Genehmigung oder Nichtuntersagung Dritten gegenüber 

rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Landesregierung nicht binnen drei 

Monaten nach Einlangen des vollständigen Antragsnach Einlangen des Antrags die 

Genehmigung versagt oder schriftlich der Gemeinde hierüber Bedenken geäußert oder um 

Aufklärung ersucht hat. Die Tatsache, dass ein Rechtsgeschäft der aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung oder Nichtuntersagung bedarf, und die daran geknüpften Rechtsfolgen sind in 

jeder über ein solches Rechtsgeschäft verfassten Urkunde anzuführen. 

(4) Die Aufnahme von Anleihen gegen Teilschuldverschreibungen bedarf eines 

Landesgesetzes. Weitergehende bundesgesetzliche Vorschriften werden hiedurch nicht 

berührt. 
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Statut für die Landeshauptstadt Linz 1992 (StL. 1992) 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§ 5 

Ehrungen 

(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Stadt besonders verdient gemacht 

haben oder die der Stadt in besonderem Maße zur Ehre gereichen, durch Ernennung zur 

Ehrenbürgerin bzw. zum Ehrenbürger, durch Verleihung eines Ehrenringes oder durch 

sonstige Ehrungen auszeichnen. Die Ehrung bedarf eines Beschlusses, der mit Drei-Viertel-

Mehrheit zu fassen ist. 

(2) Alle auf diese Weise geehrten Personen sind berechtigt, die ihnen verliehenen 

Ehrenzeichen zu tragen und sich als Trägerin bzw. Träger der jeweiligen Ehrung zu 

bezeichnen. Darüber hinaus ist die Stadt berechtigt, eine von ihr ausgezeichnete Person – 

auch über deren Lebzeiten hinaus – als Ehrenbürgerin bzw. Ehrenbürger oder als Trägerin 

bzw. Träger eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung zu bezeichnen. Andere 

Sonderrechte oder Sonderpflichten sind mit Ehrungen durch die Stadt nicht verbunden. 

(3) Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das Eigentum der bzw. des 

Ausgezeichneten über. Sie dürfen von anderen Personen nicht getragen und zu Lebzeiten 

der bzw. des Ausgezeichneten nicht in das Eigentum anderer Personen übertragen werden. 

(4) Werden später Tatsachen bekannt, die einer Verleihung der Ehrenbürgerschaft, 

eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung entgegengestanden wären, oder setzt eine 

geehrte Person nachträglich ein Verhalten, das einer Verleihung entgegenstünde, so ist die 

jeweilige Auszeichnung von der Stadt abzuerkennen. Nach dem Ableben der 

ausgezeichneten Person kann die Auszeichnung aberkannt werden, wenn später Tatsachen 

bekannt werden, die einer Verleihung entgegengestanden wären. Die Aberkennung der 

Auszeichnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-Viertel-Mehrheit zu 

fassen ist. 

(5) Wer ein mit der Ehrung verbundenes Ehrenzeichen unbefugt trägt oder sich unbefugt 

als dessen Trägerin bzw. Träger bezeichnet oder wer es Unbefugten zum Tragen überlässt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 220 Euro zu 

bestrafen. 

(6) Der Gemeinderat kann auch solche Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer 

umfassenden Würdigung der Persönlichkeit der bzw. des Ausgezeichneten im Sinn des 

Abs. 1 verbunden sind, wie insbesondere Anerkennungen für einzelne besondere 

Leistungen auf verschiedensten Gebieten, wie etwa der Wissenschaft, der Kultur, der 

Wirtschaft oder des Sports. Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das 

Eigentum der bzw. des Ausgezeichneten über. Wird nachträglich bekannt, dass die 

Voraussetzungen für die jeweilige Auszeichnung zum Zeitpunkt ihrer Verleihung tatsächlich 

nicht vorgelegen sind und sind diese Voraussetzungen auch in der Zwischenzeit noch nicht 

eingetreten, so ist die Auszeichnung abzuerkennen. 
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§ 6 

Amtsblatt 

(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz“ herauszugeben. In diesem 

sind jene Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Linz 

gesetzlich vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen 

sowie Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, 

veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 

jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 

(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 

Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 

öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 

Abonnement vertrieben werden. 

§ 6a 

Amtstafel 

(1) Beim Amtsgebäude des Magistrats ist eine Amtstafel vorzusehen, die jedenfalls 

während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 

mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 

Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß 

§ 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 

 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 

 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) 

zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachungsdaten in inhaltlicher 

und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

II. HAUPTSTÜCK 

Organe der Stadt 

I. Abschnitt 

Der Gemeinderat 

§ 9 

Fraktionen 

(1) Die auf Grund der Wahlvorschläge ihrer wahlwerbenden Partei jeweils gewählten 

Mitglieder des Gemeinderates bilden für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates 

jeweils eine Fraktion, wenn auf die wahlwerbende Partei zumindest zwei Mandate entfallen. 

Der Fraktion gehören Stadträte (Stadträtinnen) auch dann an, wenn sie auf ihr Mandat 

gemäß § 28 Abs. 2 verzichtet haben. Jede Fraktion hat aus ihrer Mitte einen (eine) 

Vorsitzenden (Vorsitzende) und zumindest einen (eine) Stellvertreter (Stellvertreterin) zu 
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bestellen. Wird auf Grund des Wahlvorschlages einer wahlwerbenden Partei lediglich ein 

Mitglied des Gemeinderates gewählt, bildet dieses keine Fraktion. 

(2) Die Vorsitzenden haben ihre Bestellung und die Bestellung der Vorsitzenden-

Stellvertreter (Vorsitzenden- Stellvertreterinnen) dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

schriftlich anzuzeigen. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat diese Anzeigen bei 

nächstmöglicher Gelegenheit im Gemeinderat zu verlesen. 

(3) Eine Anzeige ist gültig, wenn sie von der absoluten Mehrheit der Mitglieder der 

Fraktion unterzeichnet ist; sie gilt solange, als nicht eine Änderung oder Ergänzung dem 

(der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) schriftlich angezeigt wird. 

(4) Solange keine Anzeige vorliegt, kommt die Funktion des (der) Fraktionsvorsitzenden 

dem Mitglied des Gemeinderates zu, das an erster Stelle auf der Liste seiner (ihrer) 

Wahlpartei in den Gemeinderat gewählt wurde. 

(5) Der (Die) Vorsitzende bzw. der (die) von ihm (ihr) ermächtigte Vertreter (Vertreterin) 

seiner (ihrer) Fraktion ist berechtigt, hinsichtlich jener Angelegenheiten, die im Stadtsenat, im 

Gemeinderat oder dessen Ausschüssen zu behandeln sind und die auf der Einladung für die 

nächste Sitzung des jeweiligen Kollegialorgans als Tagesordnungspunkte aufscheinen, beim 

Magistrat die zur Behandlung einer solchen Angelegenheit notwendigen Unterlagen 

einzusehen, sich Aufzeichnungen zu machen und die erforderlichen Auskünfte einzuholen. 

Auf seinen (ihren) Antrag sind Kopien einzelner Aktenbestandteile, welche die Grundlage für 

die Entscheidung einer bestimmten Angelegenheit bilden, auf Kosten der Stadt anzufertigen 

und spätestens fünfzwei Tage vor der Sitzung zu übergeben. Bestimmungen über die 

Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberührt. Diese Rechte stehen auch einzelnen 

Mitgliedern des Gemeinderates zu, die gemäß Abs. 1 keine Fraktion bilden. 

(6) Die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 5 sowie der im Zusammenhang mit der 

Funktionsausübung stehende Schriftverkehr zwischen dem Magistrat und den Fraktionen 

bzw. den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, insbesondere die 

Übermittlung von Sitzungseinladungen und Verhandlungsschriften, kann nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Mittel im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

erfolgen, wenn die Empfängerin bzw. der Empfänger damit einverstanden ist. Soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, genügt für die Nachweisbarkeit eine 

Sendebestätigung. 

§ 14 

Erlöschen des Mandats 

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats kann auf sein Mandat verzichten. Der 

Verzicht ist schriftlich dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichts des 

(der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) dem (der) nach § 28 Abs. 5 zur Vertretung berufenen 

Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) - zu erklären und wird mit dem Einlangen wirksam, 

wenn die Verzichtserklärung nicht einen späteren Zeitpunkt enthält. Dem Verzicht beigefügte 

Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Die Verzichtserklärung ist eigenhändig zu 

unterschreiben und kann nach ihrem Einlangen nicht mehr widerrufen werden. 

(2) Ein Mitglied des Gemeinderats verliert sein Mandatist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 
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 1. wenn es zur konstituierenden Sitzung ohne hinreichende Entschuldigung nicht 

erscheint oder sich vor Beendigung der Wahl (§§ 23 und 28) entfernt; 

 2. wenn es sich weigert, das Gelöbnis in der im § 10 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise 

abzulegen; 

 2. wenn es das Gelöbnis überhaupt nicht oder nicht in der im § 10 vorgeschriebenen 

Form ablegt oder es unter Bedingungen oder Vorbehalten leistet; 

 3. wenn es an drei aufeinanderfolgenden Sitzungen des Gemeinderats unentschuldigt 

nicht teilnimmt. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats verliert sein Mandat, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 2. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 3. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt. 

(4) Der Verlust des Mandats tritt in den Fällen des Abs. 3 Z 2 und 3 von Gesetzes wegen 

ein. In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3 Z 1 hat der Stadtsenat in einem von Amts 

wegen abzuführenden Verfahren den Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Ergeht 

gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, tritt 

gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene Entscheidung des Stadtsenats 

außer Kraft; ein beim Stadtsenat anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats ist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 und 2 Oö. Kommunalwahlordnung 

verliert oder ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt 

wird; 

 2. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt oder 

ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt wird. 

(4) Im Fall des Abs. 2 hat der Gemeinderat den Antrag auf Erklärung des 

Mandatsverlusts an den Verfassungsgerichtshof (Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG) zu stellen. Im 

Fall des Abs. 3 hat der Stadtsenat in einem von Amts wegen abzuführenden Verfahren den 

Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Eine Berufung gegen den Bescheid des 

Stadtsenats ist nicht zulässig. Ergeht gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofs, tritt gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene 

Entscheidung des Stadtsenats außer Kraft; ein anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

§ 16 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich. Die Öffentlichkeit besteht darin, 

daß jedermann nach Maßgabe des vorhandenen Platzes berechtigt ist, zuzuhören und sich 

Aufzeichnungen zu machen. 

(1a) Die Übertragung von öffentlichen Gemeinderatssitzungen durch die Stadt im 

Internet ist zulässig, soweit sichergestellt ist, dass dabei Zuhörerinnen und Zuhörer nicht 

erfasst werden. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn es vom (von der) Vorsitzenden oder von 

wenigstens 15 Mitgliedern des Gemeinderates oder von dem Ausschuß, in dem der 

Tagesordnungspunkt vorberaten wurde, oder vom Stadtsenat verlangt und vom 
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Gemeinderat nach Entfernung der Zuhörer beschlossen wird. Wenn der Voranschlag oder 

der Rechnungsabschluß behandelt wird, darf die Öffentlichkeit nicht ausgeschlossen 

werden. 

(3) Bei Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen kann ausnahmsweise zur Wahrung 

schutzwürdiger Interessen beschlossen werden, dass und inwieweit Verhandlungen und 

gefasste Beschlüsse über den Grundrechtsschutzbereich des § 1 Datenschutzgesetz 2000 

hinaus vertraulich sind. Zu einem solchen Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, dass vor oder nach der Gemeinderatssitzung 

eine Bürgerinnen- und Bürgerfragestunde abgehalten wird. 

§ 17 

Leitung der Sitzungen 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Gemeinderates, 

ausgenommen den Fall des § 10, den Vorsitz. Er (Sie) handhabt die Geschäftsordnung, 

sorgt für ihre Beachtung, für Ruhe und Ordnung und für die Wahrung des Anstandes. 

(2) Der (Die) Vorsitzende hat dafür zu sorgen, daß nur solche Angelegenheiten durch 

den Gemeinderat behandelt werden, die in den eigenen Wirkungsbereich der Stadt fallen. 

(3) Die Zuhörer (Zuhörerinnen) haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Wenn sie die 

Beratungen des Gemeinderates stören oder seine Freiheit beeinträchtigen, ist der (die) 

Vorsitzende nach vorausgegangener fruchtloser Mahnung zur Ordnung berechtigt, die 

Zuhörer (Zuhörerinnen) aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen. 

(4) Eine visuelle oder akustische Aufzeichnung der Sitzung ist zulässig. Der 

Gemeinderat kann mit Beschluss im Einzelfall Einschränkungen verfügen, wenn dies im 

Interesse eines geordneten Ablaufs der Sitzung geboten erscheint. Der (Die) Vorsitzende 

kann die erforderlichen Verfügungen treffen, dass die Sitzung durch allfällige visuelle oder 

akustische Aufzeichnungen nicht gestört wird. Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen 

dürfen ausschließlich für amtliche Zwecke aufgezeichnet werden. 

§ 19 

Ausübung des Stimmrechtes und Abstimmung 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben; eine 

Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. 

(2) Die Abstimmung über verschiedene Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand ist 

derart zu reihen, daß der Wille der Mehrheit des Gemeinderates durch die Abstimmung 

eindeutig zum Ausdruck gebracht werden kann. 

(3) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, hat die Abstimmung durch Erheben der 

Hand, durch Aufstehen oder durch Betätigung einer im Abstimmungslokal befindlichen 

technischen Vorrichtung, durch die das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes des 

Gemeinderates namentlich erfaßt und das Abstimmungsergebnis nach der Anzahl der 

Zustimmungen, Enthaltungen und Ablehnungen zahlenmäßig ermittelt und evident gehalten 

wird, zu erfolgen. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über einzelne Anträge namentlich 

abzustimmen ist. Wenn es ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten verlangt und 
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gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, ist jedenfalls geheim mit 

Stimmzetteln abzustimmen. 

(5) Bei Entscheidungen oder Verfügungen in behördlichen Angelegenheiten ist eine 

geheime Abstimmung nicht zulässig. 

§ 21 

Verhandlungsschrift 

(1) Über jede Verhandlung des Gemeinderates ist eine Verhandlungsschrift zu führen, in 

die alle Anträge und Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis und eine Darstellung des 

wesentlichen Sitzungsverlaufes aufgenommen werden müssen. Die Verhandlungsschrift ist 

vom (von der) Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern des Gemeinderates zu 

unterfertigen und soll jeder Fraktion binnen zwei Monaten zugesandt werden. 

(2) Die Verhandlungsschrift ist unverzüglich nach Fertigstellung beim Magistrat 

aufzulegen. Hegt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Fassung oder den Inhalt der 

Verhandlungsschrift Bedenken, so hat es diese dem (der) Vorsitzenden mitzuteilen. Wenn 

diese(r) die Bedenken begründet findet, hat er (sie) die Berichtigung vorzunehmen. Findet 

der (die) Vorsitzende hingegen die Bedenken und damit die geforderte Berichtigung 

unbegründet, so kann das Mitglied einen Antrag auf Berichtigung der Verhandlungsschrift an 

den Gemeinderat stellen. 

(3) Die Verhandlungsschriften über öffentliche Sitzungen können auf Verlangen von 

jedermann eingesehen werden. Die Herstellung von Kopien ist gegen Kostenersatz zulässig. 

Zudem können die Verhandlungsschriften (ohne Beilagen) über öffentliche Sitzungen auf der 

Homepage der Stadt zur allgemeinen Abfrage bereitgehalten werden. 

III. Abschnitt 

Der Stadtsenat 

§ 31 

Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 

werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben 

solange im Amt, bis die neu gewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 

 1. durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 5 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 

(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der 

Verzichtserklärung § 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine 

Stadträtin bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandates gemäß § 14 Abs. 2; ist ein(e) Stadtrat 

(Stadträtin) nicht mehr Mitglied des Gemeinderates, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 2 Z 4; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 

(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
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(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als 

Mitglied des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 

Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 

des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 

Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der 

Wahl des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches 

Mitglied inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 

antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 

gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 

Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 

unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 

zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 

Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 

Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

bedarf  zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch 

eine Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand 

bildende Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt 

der Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung 

ist binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 

Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit 

der Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterin) den Tag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und 

die Herstellung der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

§ 32 

Geschäftsführung 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Stadtsenats 

den Vorsitz. Ein (Eine) Bürgermeister (Bürgermeisterin), der (die) beratendes Mitglied des 

Stadtsenats ist, hat das Recht, in den Sitzungen des Stadtsenats Anträge zur 

Geschäftsordnung und in den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich des Stadtsenats 

fallen, Anträge zu stellen. 

(2) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Stadtsenat, so oft es die 

Geschäfte erfordern, unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einzuberufen. Er (Sie) ist 

verpflichtet, eine Sitzung so einzuberufen, dass sie innerhalb von zwei Wochen nach 

Einlangen des Verlangens stattfinden kann, wenn dies von mindestens drei Mitgliedern des 

Stadtsenats schriftlich verlangt wird. Die Sitzungen sind nicht öffentlich; § 16 Abs. 3 ist 

sinngemäß anzuwenden. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Mitgliedern des 

Stadtsenats einen Plan über die Sitzungstermine für mindestens sechs Monate im Voraus 

(Sitzungsplan) nachweisbar zuzustellen. In diesem Fall ist die Einladung zu einer im 

Sitzungsplan aufscheinenden Stadtsenatssitzung nicht nachweisbar zuzustellen. 
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(3) Zur Beschlussfähigkeit des Stadtsenats ist unter Einrechnung der Vertretenen 

(Abs. 4)(§ 32 Abs. 4 letzter Satz) die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Stimmrechte 

erforderlich; neben dem (der) Vorsitzenden müssen mindestens drei weitere Mitglieder 

anwesend sein. 

(4) Zu einem Beschluss des Stadtsenats ist, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist, die Zustimmung von mehr als der Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

erforderlich; eine Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. Soweit 

Mitglieder des Stadtsenats mit der Vertretung eines verhinderten Mitglieds betraut sind, 

kommt ihnen bei Abstimmungen sowohl ihr eigenes als auch das Stimmrecht des (der) 

Vertretenen zu. Die Betrauung kann nur durch den (die) zu Vertretenden (Vertretende) 

erfolgen. Der (Die) Vertreter (Vertreterin) hat bei den Abstimmungen für den (die) 

Vertretenen (Vertretene) das Stimmrecht auszuüben und sowohl das eigene Stimmverhalten 

als auch jenes als Vertreter (Vertreterin) klar erkennbar zu artikulieren. Er (Sie) hat bei 

namentlichen und geheimen Abstimmungen für den (die) Vertretenen (Vertretene) gesondert 

abzustimmen. § 41 ist in diesem Zusammenhang sinngemäß anzuwenden. 

(5) Der (Die) Magistratsdirektor (Magistratsdirektorin) hat an den Sitzungen des 

Stadtsenats mit beratender Stimme teilzunehmen. Der (Die) Vorsitzende sowie der 

Stadtsenat können einzelne Mitglieder des Gemeinderates, Bedienstete der Stadt sowie 

andere Personen den Sitzungen des Stadtsenats mit beratender Stimme beiziehen. 

(6) Der Stadtsenat hat eine Geschäftseinteilung zu beschließen, mit der die in seine 

Zuständigkeit fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt nach 

Sachgebieten geordnet in so viele Geschäftsbereiche eingeteilt werden, als der Stadtsenat 

stimmberechtigte Mitglieder hat. Jedem stimmberechtigten Mitglied des Stadtsenats ist ein 

Geschäftsbereich nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu unterstellen. 

(7) In der Geschäftseinteilung sind unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 6 jene in 

die Zuständigkeit des Stadtsenats fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs 

der Stadt zu bezeichnen, die wegen ihrer grundsätzlichen Bedeutung oder wegen ihrer 

besonderen finanziellen, wirtschaftlichen oder kulturellen Wichtigkeit der kollegialen 

Beratung und Beschlussfassung bedürfen. Insbesondere hat sich der Stadtsenat zur 

kollegialen Beratung und Beschlussfassung vorzubehalten: 

 1. die im § 47 Abs. 3 Z 1, 2, 5 und 6 angeführten Angelegenheiten; 

 2. die Angelegenheiten gemäß § 47 Abs. 3 Z 7 und 10 (jeweils ab einem Betrag von 

über 5.000 Euro), 12 (im Fall beweglicher Sachen ab einem Betrag von über 10.000 

Euro), 13 (im Fall einmaligen Entgelts ab einem Betrag von über 10.000 Euro, im Fall 

jährlichen Entgelts ab einem Betrag von über 5.000 Euro); 

 3. die Anordnung einmaliger oder jährlich wiederkehrender Ausgaben sowie von 

Anerkennungsgaben und Aushilfen (jeweils ab einem Betrag von über 5.000 Euro). 

(8) In den gemäß § 34 Abs. 2 zu besorgenden Angelegenheiten hat der (die) 

Bürgermeister (Bürgermeisterin), wenn er (sie) davon Kenntnis erlangt, eine kollegiale 

Beratung und Beschlussfassung eines Geschäftsfalles durch den Stadtsenat herbeizuführen, 

wenn die vorbereitete bzw. getroffene Entscheidung offenkundig rechtswidrig ist. Er (Sie) hat 

diesen Umstand unverzüglich dem zuständigen Mitglied des Stadtsenats mitzuteilen und 

unverzüglich eine Sitzung des Stadtsenats einzuberufen, sofern dieser nicht ohnehin binnen 
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einer Woche ab dem Zeitpunkt, zu dem der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) Kenntnis 

von der Entscheidung erlangt hat, zusammentreten wird. Bis zur Entscheidung des 

Stadtsenats ist mit der Vollziehung inne zu halten. 

VII. Abschnitt 

§ 41 

Befangenheit 

(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlussfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen im Sinn des § 36a 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG oder einer ihrer Pflegebefohlenen 

beteiligt sind; 

 2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

 (1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlußfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, in denen sie selbst, der andere Eheteil, die Lebensgefährtin oder der 

Lebensgefährte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner, eine 

verwandte oder verschwägerte Person in auf- oder absteigender Linie, ein 

Geschwisterkind oder eine Person, die noch näher verwandt oder im gleichen Grad 

verschwägert ist, beteiligt sind; 

 2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mündels oder 

Pflegebefohlenen; 

 3. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 4. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. 

(2) Der (Die) Befangene hat jedoch auf Verlangen der Beratung zur Erteilung von 

Auskünften beizuwohnen. 

(3) Die Befangenheitsgründe des Abs. 1 gelten auch für die nicht in kollegialer Beratung 

und Beschlußfassung durchzuführende Tätigkeit des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

und der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates sowie der übrigen Organe der Stadt. Bei 

Gefahr im Verzug hat jedoch das befangene Organ die unaufschiebbaren Amtshandlungen 

selbst vorzunehmen. 

(4) Die in den Abs. 1 und 3 genannten Personen haben ihre Befangenheit selbst 

wahrzunehmen. Im Fall des Abs. 1 hat jedoch nicht das betreffende Mitglied, sondern das 

Kollegialorgan zu entscheiden, ob ein Befangenheitsgrund vorliegt. 

(5) Befangenheit liegt nicht vor, wenn jemand an der Sache lediglich als Angehöriger 

(Angehörige) einer Berufsgruppe oder einer Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 

gemeinsame Interessen durch den Verhandlungsgegenstand oder die Amtshandlung berührt 

werden und deren Interesse der (die) Betreffende zu vertreten berufen ist. 
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(6) Durch die vorstehenden Bestimmungen werden verwaltungsverfahrensgesetzliche 

Vorschriften über die Befangenheit von Verwaltungsorganen nicht berührt. 

III. HAUPTSTÜCK 

Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 

Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den im § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 

angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 

überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 

geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 

(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 

1929 sind der Stadt zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben 

insbesondere in folgenden Angelegenheiten gewährleistet: 

 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 

Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 

Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in 

der Fassung von 1929); örtliche Veranstaltungspolizei; 

 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 

 5. Flurschutzpolizei; 

 6. örtliche Marktpolizei; 

 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 

 8. Sittlichkeitspolizei; 

 9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 

dienen (Art. 15 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929), 

zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 

 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 

Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 

Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 

Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 

Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 

in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 

ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 

erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 

Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 
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Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des 

Bundes und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 

Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 

Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 

der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 

Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 

Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 

Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 

selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 

Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 

Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 

 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen 

Wirkungsbereiches bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 

 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§§ 6 und 65) sowie 

 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Zuständigkeit der Organe 

I. Abschnitt 

§ 46 

Zuständigkeit des Gemeinderates 

(1) Dem Gemeinderat sind außer den ihm in diesem Gesetz und in anderen gesetzlichen 

Vorschriften zugewiesenen Aufgaben folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches vorbehalten: 

 1. Anträge auf Änderung des Statutes; Anträge auf Grenzänderungen des 

Stadtgebietes; 

 2. die Ausübung der Oberaufsicht über die Geschäftsführung; der Gemeinderat ist 

insbesondere befugt, die Geschäftsführung aller Dienststellen des Magistrates in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches zu untersuchen bzw. untersuchen 

zu lassen sowie die Vorlage aller einschlägigen Akten, Urkunden, Rechnungen, 

Schriften und Berichte zu verlangen; 

 3. sofern gesetzlich nicht ausdrücklich die Zuständigkeit eines anderen Organes 

bestimmt ist, die Erlassung, Änderung und Aufhebung von ortspolizeilichen 

Verordnungen und von Durchführungsverordnungen sowie die Festlegung der 

allgemeinen Grundsätze zur Regelung der inneren Einrichtungen für die Besorgung 

der Aufgaben der Stadt; 

 4. die Ausübung der Diensthoheit über die Bediensteten der Stadt in generellen 

Angelegenheiten, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist; 
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 5. die Erlassung der Vertragsbedienstetenordnung sowie der Abschluß von 

Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen; 

 6. der Antrag auf Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches auf eine staatliche Behörde (§ 44 Abs. 5); 

 7. die Festsetzung allgemein geltender Entgelte (Tarife); 

 8. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 100.000 Euro übersteigt; 

 9. die Aufnahme und Gewährung von Darlehen, der Abschluss sonstiger 

Finanzgeschäfte, genehmigungspflichtige Veranlagungen und die Übernahme von 

Haftungen mit einem Betrag von über 100.000 Euro; 

 10. die Durchführung von Bauvorhaben, wenn die veranschlagten Gesamtkosten den 

Betrag von 100.000 Euro übersteigen; 

 11. der Erwerb und die Veräußerung von Wertpapieren mit einem Wert von mehr als 

100.000 Euro; 

 12. der Abschluß und die Auflösung sonstiger Verträge, wenn das darin festgesetzte 

einmalige Entgelt 100.000 Euro oder das jährliche Entgelt 50.000 Euro übersteigt; 

 13. die Beteiligung an erwerbswirtschaftlichen Unternehmungen sowie die Aufgabe einer 

solchen Beteiligung; der Beitritt zu einer Genossenschaft oder Gesellschaft und der 

Austritt aus ihnen; 

 14. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen, wenn der Betrag im Einzelfall 

50.000 Euro übersteigt; 

 15. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 100.000 Euro übersteigt und 

in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 16. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bei einem Betrag von über 50.000 Euro im Einzelfall; 

 17. die Nachsicht von Mängelersätzen bei einem Wert von über 50.000 Euro. 

(2) Der Gemeinderat ist befugt, einzelne in seine Zuständigkeit fallende 

Angelegenheiten, in denen keine besonderen Quoren für die Beschlussfassung vorgesehen 

sind, mit Verordnung ganz oder zum Teil dem Stadtsenat zu übertragen, sofern dies im 

Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit gelegen ist. 

II. Abschnitt 

§ 47 

Zuständigkeit des Stadtsenates 

(1) Der Stadtsenat ist zur Vorberatung in allen der Beschlußfassung des Gemeinderates 

unterliegenden Angelegenheiten berufen, soweit der Gemeinderat dafür nicht besondere 

Ausschüsse bestellt hat oder die Angelegenheiten nicht unmittelbar behandelt. 

(2) Der Stadtsenat hat das Recht, selbständig Anträge an den Gemeinderat zu stellen. 

(3) Dem Stadtsenat obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches: 
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 1. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Anstellung und Ernennung von 

Beamten, deren Versetzung in den zeitlichen oder dauernden Ruhestand sowie die 

Entlassung; 

 2. die Aufnahme, Höherreihung, Überstellung und Kündigung von Vertragsbediensteten; 

 3. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Gewährung von 

Verwendungszulagen, Verwendungsabgeltungen, Belohnungen, Bezugsvorschüssen 

und von Geldaushilfen an Bedienstete; 

 4. die Aufnahme von Aushilfskräften; 

 5. die Vorlage der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse an den Gemeinderat; 

 6. die Ausübung der der Stadt zustehenden Vorschlags-, Ernennungs- und 

Bestätigungsrechte; 

 7. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen bis zu einem Betrag von 50.000 Euro 

im Einzelfall; 

 8. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 100.000 Euro nicht 

übersteigt und in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 9. die Gewährung von Stundungen und Ratenzahlungen; 

 10. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bis zu einem Betrag von 50.000 Euro im Einzelfall; 

 11. die Einbringung von Rechtsmitteln gegen verwaltungsbehördliche Entscheidungen, 

von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof sowie von Beschwerden, Klagen und 

Anträgen an den Verfassungsgerichtshof, soweit nicht nach anderen Gesetzen der 

Gemeinderat zuständig ist; 

 12. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 100.000 Euro nicht übersteigt; 

 13. der Abschluß oder die Auflösung von Verträgen, wenn das bedungene einmalige 

Entgelt 100.000 Euro oder das jährliche Entgelt 50.000 Euro nicht übersteigt; 

 14. der Abschluß oder die Auflösung von Mietverträgen über Wohnungen; 

 15. die Einbringung von Räumungs- und Mahnklagen sowie von gerichtlichen 

Aufkündigungen. 

(4) Der Stadtsenat ist das beschließende Organ in allen nicht behördlichen 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, die nicht dem Gemeinderat, dem (der) 

Bürgermeister (Bürgermeisterin) oder dem Magistrat vorbehalten sind. 

(5) Der Stadtsenat ist berechtigt, in Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 

Gemeinderates fallen, an Stelle des Gemeinderates zu entscheiden, wenn die Entscheidung 

des Gemeinderates ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann oder die 

Angelegenheit einer sofortigen Erledigung bedarf. Der Stadtsenat hat seine Entscheidung 

unverzüglich dem Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

(6) Falls gemäß § 40 Abs. 1 besondere Verwaltungsausschüsse für Unternehmungen 

der Stadt bestellt werden, kommt diesen in den ihnen übertragenen Angelegenheiten die 

Stellung des Stadtsenates zu. 
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(7) Auch Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit 

bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 

Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im 

überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist (Amtsverschwiegenheit) oder die in 

Rechtsvorschriften als vertraulich bezeichnet sind, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist. Die Verschwiegenheitspflicht ist zeitlich unbegrenzt. Sie besteht gegenüber dem 

Gemeinderat nicht, wenn dieser derartige Auskünfte ausdrücklich verlangt. 

(8) Die Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

können vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) unter der Voraussetzung des § 13 

Abs. 5 von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden werden. 

(9) Die Mitglieder des Stadtsenates (Verwaltungsausschusses) sind für die Erfüllung 

ihrer dem eigenen Wirkungsbereich der Stadt zugehörigen Aufgaben dem Gemeinderat 

verantwortlich. 

§ 48 

Zusammenwirken 

Die Mitglieder des Stadtsenates haben in allen Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches, die mit dem ihnen nach § 34 Abs. 1 zugewiesenen Geschäftsbereich in 

sachlichem Zusammenhang stehen, den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) - 

unbeschadet seiner (ihrer) Verantwortlichkeit - in der Ausübung seines (ihres) Amtes zu 

unterstützen. Sie sind über alle wichtigen Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, 

die mit dem ihnen nach § 32 Abs. 6 und 7 zugewiesenen Geschäftsbereich in sachlichem 

Zusammenhang stehen, sowie über alle Angelegenheiten, die dem Stadtsenat nach § 46 

Abs. 2§ 46 Abs. 3 übertragen worden sind, vom (von der) zuständigen Dienststellenleiter 

(Dienststellenleiterin) unmittelbar rechtzeitig und laufend zu unterrichten. 

V. HAUPTSTÜCK 

Gemeindewirtschaft 

II. Abschnitt 

Vermögenswirtschaft 

§ 59 

Haftungen 

(1) Die Stadt darf Haftungen nur übernehmen, wenn 

 1. hiefür ein besonderes Interesse der Stadt gegeben ist, 

 2. sie befristet sind, 

 3. der Betrag, für den gehaftet wird, ziffernmäßig bestimmt ist und 

 4. die zugrunde liegenden Darlehen und sonstigen Finanzgeschäfte den für solche 

Rechtsgeschäfte gemäß § 58 bestimmten Voraussetzungen nicht widersprechen. 

Die Beschränkungen der Z 2 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn die Stadt die Haftung für 

einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit übernimmt. 

(2) Die Übernahme einer Haftung durch die Stadt gemäß Abs. 1 bedarf einer 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, wenn dadurch der Gesamtstand der von der Stadt 
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übernommenen Haftungen ein Drittel der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des 

laufenden Rechnungsjahres übersteigen würde. Jedenfalls genehmigungspflichtig ist die 

Übernahme einer Haftung für ein Unternehmen, das sich nicht im Mehrheitseigentum der 

Stadt befindet, wenn diese Haftung über eine Ausfallsbürgschaft hinausgeht. 

 Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 

 1. durch die Übernahme der Haftung eine der Voraussetzungen des Abs. 1 verletzt 

würde oder 

 2. im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt gefährdet wäre 

oder 

 3. Haftungsobergrenzen nach Maßgabe einer Verordnung gemäß Abs. 5 überschritten 

würden. 

(3) Ist die Übernahme einer Haftung nicht gemäß Abs. 2 genehmigungspflichtig, hat die 

Stadt die Haftungsübernahme der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde hat 

binnen acht Wochen nach Einlangen der vollständigen Anzeige die Haftungsübernahme zu 

untersagen, wenn die maßgebliche Haftungsobergrenze gemäß Abs. 2 Z 3 überschritten 

würde. 

(4) Die Stadt darf Haftungen als Ausfallsbürge, als einfacher Bürge, als Bürge und Zahler 

sowie in Form einer Garantie übernehmen. 

(5) Soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen des Österreichischen Stabilitätspakts, 

insbesondere im Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist, hat die Landesregierung 

durch Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen. Vor Erlassung einer Verordnung sind 

der Oberösterreichische Gemeindebund und der Österreichische Städtebund, Landesgruppe 

Oberösterreich, zu hören. 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Unterfertigung von Urkunden 

§ 65 

Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz 

kundzumachen. Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von 

Fall zu Fall beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafeldurch zweiwöchigen 

Anschlag an den Amtstafeln der Stadt zu erfolgen hat. In diesem Fall beträgt die 

Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 

Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBl. Nr. 

51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 

Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt bei Verordnungen, die im 

Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, an dem das Stück des 

Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und versendet wird, und bei 

Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf der 

Kundmachungsfrist folgenden Tag. Eine Rückwirkung von Verordnungen ist nur soweit 

zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, beginnt die verbindende Kraft 

mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung und erstreckt sich auf das gesamte 
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Stadtgebiet. Als Tag der Kundmachung gilt bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht 

werden, der Tag, an dem das Stück des Amtsblattes, das die Kundmachung enthält, 

herausgegeben und versendet wird, bei Verordnungen, die durch Anschlag an den 

Amtstafeln kundgemacht werden, der Tag des Anschlages. Eine Rückwirkung von 

Verordnungen ist nur soweit zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich 

vorgesehen ist. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 

können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 

Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 

werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 

von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht 

rasch genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen 

treten, wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 

Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im 

Amtsblatt der Landeshauptstadt Linz wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 

Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 

zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 

(5) Verordnungen, deren Umfang und Art eine Kundmachung im Amtsblatt der 

Landeshauptstadt Linz oder den Anschlag an den Amtstafeln der Stadt nicht zulassen, sind 

beim Magistrat zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der 

Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 

Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 

von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. Die Unterfertigung sonstiger Urkunden 

richtet sich nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(2) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher der Beschluss eines 

Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich 

zu machen. 

(3) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher die Genehmigung oder 

Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde der Hinweis 
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gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung ersichtlich zu 

machen. 

§ 66 

Unterfertigung von Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderates oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten 

individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit 

genau bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der 

Anzahl der für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten 

unterschrieben sein. Der Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung 

der Antragstellerinnen und Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, 

Geburtsdatum, Wohnadresse)(Familien- bzw. Nachname und Vorname, Geburtsdatum, 

Wohnadresse) zu enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten 

gelten die Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht 

erforderlich ist. 

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach 

Abs. 1 bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen 

nach Abs. 1 bis 3 entspricht, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen.Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 

entspricht, ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister dem Gemeinderat zur 

geschäftsordnungsgemäßen Behandlung vorzulegen.  

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden 

§ 70 

Information der Einwohner 

(1) Hat die Stadt die Absicht, im eigenen Wirkungsbereich ein Vorhaben durchzuführen, 

durch das wegen seines Umfanges, wegen seiner Art, wegen des dafür notwendigen 
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finanziellen Aufwandes oder aus anderen Gründen Interessen der Einwohner 

(Einwohnerinnen) im allgemeinen oder Interessen eines bestimmten Teiles der Einwohner 

(Einwohnerinnen) besonders berührt würden, so hat sie, insoweit dem nicht gesetzliche 

Bestimmungen, insbesondere Verschwiegenheitspflichten, entgegenstehen, die Einwohner 

(Einwohnerinnen) bzw. den in Betracht kommenden Teil der Einwohner (Einwohnerinnen) 

über das Vorhaben ausreichend und zeitgerecht, möglichst noch im Planungsstadium, zu 

informieren. Gleiches gilt, wenn eine städtische Unternehmung oder eine Unternehmung 

oder sonstige Einrichtung, an der die Stadt mehrheitlich beteiligt ist, die Durchführung eines 

solchen Vorhabens beabsichtigt. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch Veröffentlichung im Amtsblatt und an 

der Amtstafel sowie darüber hinaus auch in anderer wirksamer Weise so zu erfolgen, dass 

die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend erreicht werden kann. Hiefür kommen 

je nach den Gegebenheiten insbesondere die Bekanntmachung durch (zusätzlichen) 

öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen, durch Verlautbarungen in der Presse oder im 

Rundfunk (Fernsehen) in Betracht. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch die Veröffentlichung im Amtsblatt und 

durch Anschlag an den Amtstafeln sowie darüber hinaus auch in anderer wirksamer Weise 

so zu erfolgen, daß die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend erreicht werden 

kann. Hiefür kommen je nach den Gegebenheiten insbesondere die Bekanntmachung durch 

zusätzlichen öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen, durch Verlautbarungen in der 

Presse oder im Rundfunk (Fernsehen) in Betracht. 

(3) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 werden die für die Durchführung des 

betreffenden Vorhabens maßgeblichen Rechtsvorschriften sowie auch die 

Rechtswirksamkeit von Verordnungen und Bescheiden nicht berührt. 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Aufsichtsrecht des Landes 

§ 78 

Sonstige Genehmigungspflichten 

(1) Außer den in sonstigen gesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Fällen bedarf die 

Veräußerung oder Verpfändung von unbeweglichem Eigentum der Stadt im Wert von mehr 

als 5 % der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des laufenden Rechnungsjahres 

einer Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn durch das beabsichtigte 

Rechtsgeschäft gesetzliche Vorschriften verletzt, die Aufrechterhaltung oder 

Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts verhindert oder die ordnungsgemäße 

Erfüllung der der Stadt gesetzmäßig obliegenden Aufgaben oder ihrer privatrechtlichen 

Verpflichtungen gefährdet würden oder wenn das beabsichtigte Rechtsgeschäft für die Stadt 

mit einem unverhältnismäßig hohen finanziellen Wagnis verbunden wäre. 

(3) Genehmigungs- und anzeigepflichtige Rechtsgeschäfte der Stadt werden erst mit der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung oder Nichtuntersagung Dritten gegenüber 

rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde nicht binnen drei 

Monaten nach Einlangen des vollständigen Antragsnach Einlangen des Antrags die 

Genehmigung versagt oder schriftlich der Stadt hierüber Bedenken geäußert oder um 
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Aufklärung ersucht hat. Die Tatsache, dass ein Rechtsgeschäft der aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung oder Nichtuntersagung bedarf, und die daran geknüpften Rechtsfolgen sind in 

jeder über ein solches Rechtsgeschäft verfassten Urkunde anzuführen. 

(4) Weitergehende bundesgesetzliche Vorschriften werden dadurch nicht berührt. 
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Statut für die Stadt Steyr 1992 (StS. 1992) 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§ 5 

Ehrungen 

(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Stadt besonders verdient gemacht 

haben oder die der Stadt in besonderem Maße zur Ehre gereichen, durch Ernennung zur 

Ehrenbürgerin bzw. zum Ehrenbürger, durch Verleihung eines Ehrenringes oder durch 

sonstige Ehrungen auszeichnen. Die Ehrung bedarf eines Beschlusses, der mit Drei-Viertel-

Mehrheit zu fassen ist. 

(2) Alle auf diese Weise geehrten Personen sind berechtigt, die ihnen verliehenen 

Ehrenzeichen zu tragen und sich als Trägerin bzw. Träger der jeweiligen Ehrung zu 

bezeichnen. Darüber hinaus ist die Stadt berechtigt, eine von ihr ausgezeichnete Person – 

auch über deren Lebzeiten hinaus – als Ehrenbürgerin bzw. Ehrenbürger oder als Trägerin 

bzw. Träger eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung zu bezeichnen. Andere 

Sonderrechte oder Sonderpflichten sind mit Ehrungen durch die Stadt nicht verbunden. 

(3) Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das Eigentum der bzw. des 

Ausgezeichneten über. Sie dürfen von anderen Personen nicht getragen und zu Lebzeiten 

der bzw. des Ausgezeichneten nicht in das Eigentum anderer Personen übertragen werden. 

(4) Werden später Tatsachen bekannt, die einer Verleihung der Ehrenbürgerschaft, 

eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung entgegengestanden wären, oder setzt eine 

geehrte Person nachträglich ein Verhalten, das einer Verleihung entgegenstünde, so ist die 

jeweilige Auszeichnung von der Stadt abzuerkennen. Nach dem Ableben der 

ausgezeichneten Person kann die Auszeichnung aberkannt werden, wenn später Tatsachen 

bekannt werden, die einer Verleihung entgegengestanden wären. Die Aberkennung der 

Auszeichnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-Viertel-Mehrheit zu 

fassen ist. 

(5) Wer ein mit der Ehrung verbundenes Ehrenzeichen unbefugt trägt oder sich unbefugt 

als dessen Trägerin bzw. Träger bezeichnet oder wer es Unbefugten zum Tragen überlässt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 220 Euro zu 

bestrafen. 

(6) Der Gemeinderat kann auch solche Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer 

umfassenden Würdigung der Persönlichkeit der bzw. des Ausgezeichneten im Sinn des 

Abs. 1 verbunden sind, wie insbesondere Anerkennungen für einzelne besondere 

Leistungen auf verschiedensten Gebieten, wie etwa der Wissenschaft, der Kultur, der 

Wirtschaft oder des Sports. Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das 

Eigentum der bzw. des Ausgezeichneten über. Wird nachträglich bekannt, dass die 

Voraussetzungen für die jeweilige Auszeichnung zum Zeitpunkt ihrer Verleihung tatsächlich 

nicht vorgelegen sind und sind diese Voraussetzungen auch in der Zwischenzeit noch nicht 

eingetreten, so ist die Auszeichnung abzuerkennen. 
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§ 6 

Amtsblatt 

(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Steyr“ herauszugeben. In diesem sind jene 

Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Steyr gesetzlich 

vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen sowie 

Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 

jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 

(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 

Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 

öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 

Abonnement vertrieben werden. 

§ 6a 

Amtstafel 

(1) Beim Amtsgebäude des Magistrats ist eine Amtstafel vorzusehen, die jedenfalls 

während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 

mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 

Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß 

§ 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 

 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 

 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) 

zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachungsdaten in inhaltlicher 

und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

II. HAUPTSTÜCK 

Organe der Stadt 

I. Abschnitt 

Der Gemeinderat 

§ 9 

Fraktionen 

(1) Die auf Grund der Wahlvorschläge ihrer wahlwerbenden Partei jeweils gewählten 

Mitglieder des Gemeinderates bilden für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates 

jeweils eine Fraktion, wenn auf die wahlwerbende Partei zumindest zwei Mandate entfallen. 

Der Fraktion gehören Stadträte (Stadträtinnen) auch dann an, wenn sie auf ihr Mandat 

gemäß § 28 Abs. 2 verzichtet haben. Jede Fraktion hat aus ihrer Mitte einen (eine) 

Vorsitzenden (Vorsitzende) und zumindest einen (eine) Stellvertreter (Stellvertreterin) zu 

bestellen. Wird auf Grund des Wahlvorschlages einer wahlwerbenden Partei lediglich ein 

Mitglied des Gemeinderates gewählt, bildet dieses keine Fraktion. 
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(2) Die Vorsitzenden haben ihre Bestellung und die Bestellung der Vorsitzenden-

Stellvertreter (Vorsitzenden-Stellvertreterinnen) dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

schriftlich anzuzeigen. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat diese Anzeigen bei 

nächstmöglicher Gelegenheit im Gemeinderat zu verlesen. 

(3) Eine Anzeige ist gültig, wenn sie von der absoluten Mehrheit der Mitglieder der 

Fraktion unterzeichnet ist; sie gilt solange, als nicht eine Änderung oder Ergänzung dem 

(der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) schriftlich angezeigt wird. 

(4) Solange keine Anzeige vorliegt, kommt die Funktion des (der) Fraktionsvorsitzenden 

dem Mitglied des Gemeinderates zu, das an erster Stelle auf der Liste seiner Wahlpartei in 

den Gemeinderat gewählt wurde. 

(5) Der (Die) Vorsitzende bzw. der (die) von ihm (ihr) ermächtigte Vertreter (Vertreterin) 

seiner (ihrer) Fraktion ist berechtigt, hinsichtlich jener Angelegenheiten, die im Stadtsenat, im 

Gemeinderat oder dessen Ausschüssen zu behandeln sind und die auf der Einladung für die 

nächste Sitzung des jeweiligen Kollegialorgans als Tagesordnungspunkte aufscheinen, beim 

Magistrat die zur Behandlung einer solchen Angelegenheit notwendigen Unterlagen 

einzusehen, sich Aufzeichnungen zu machen und die erforderlichen Auskünfte einzuholen. 

Auf seinen (ihren) Antrag sind Kopien einzelner Aktenbestandteile, welche die Grundlage für 

die Entscheidung einer bestimmten Angelegenheit bilden, auf Kosten der Stadt anzufertigen 

und spätestens fünfzwei Tage vor der Sitzung zu übergeben. Bestimmungen über die 

Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberührt. Diese Rechte stehen auch einzelnen 

Mitgliedern des Gemeinderates zu, die gemäß Abs. 1 keine Fraktion bilden. 

(6) Die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 5 sowie der im Zusammenhang mit der 

Funktionsausübung stehende Schriftverkehr zwischen dem Magistrat und den Fraktionen 

bzw. den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, insbesondere die 

Übermittlung von Sitzungseinladungen und Verhandlungsschriften, kann nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Mittel im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

erfolgen, wenn die Empfängerin bzw. der Empfänger damit einverstanden ist. Soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, genügt für die Nachweisbarkeit eine 

Sendebestätigung. 

§ 14 

Erlöschen des Mandats 

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats kann auf sein Mandat verzichten. Der 

Verzicht ist schriftlich dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichts des 

(der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) dem (der) nach § 28 Abs. 5 zur Vertretung berufenen 

Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) - zu erklären und wird mit dem Einlangen wirksam, 

wenn die Verzichtserklärung nicht einen späteren Zeitpunkt enthält. Dem Verzicht beigefügte 

Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Die Verzichtserklärung ist eigenhändig zu 

unterschreiben und kann nach ihrem Einlangen nicht mehr widerrufen werden. 

(2) Ein Mitglied des Gemeinderats verliert sein Mandatist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 

 1. wenn es zur konstituierenden Sitzung ohne hinreichende Entschuldigung nicht 

erscheint oder sich vor Beendigung der Wahl (§§ 23 und 28) entfernt; 
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 2. wenn es sich weigert, das Gelöbnis in der im § 10 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise 

abzulegen; 

 2. wenn es das Gelöbnis überhaupt nicht oder nicht in der im § 10 vorgeschriebenen 

Form ablegt oder es unter Bedingungen oder Vorbehalten leistet; 

 3. wenn es an drei aufeinanderfolgenden Sitzungen des Gemeinderats unentschuldigt 

nicht teilnimmt. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats verliert sein Mandat, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 2. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 3. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt. 

(4) Der Verlust des Mandats tritt in den Fällen des Abs. 3 Z 2 und 3 von Gesetzes wegen 

ein. In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3 Z 1 hat der Stadtsenat in einem von Amts 

wegen abzuführenden Verfahren den Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Ergeht 

gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, tritt 

gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene Entscheidung des Stadtsenats 

außer Kraft; ein beim Stadtsenat anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats ist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 und 2 Oö. Kommunalwahlordnung 

verliert oder ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt 

wird; 

 2. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt oder 

ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt wird. 

(4) Im Fall des Abs. 2 hat der Gemeinderat den Antrag auf Erklärung des 

Mandatsverlusts an den Verfassungsgerichtshof (Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG) zu stellen. Im 

Fall des Abs. 3 hat der Stadtsenat in einem von Amts wegen abzuführenden Verfahren den 

Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Eine Berufung gegen den Bescheid des 

Stadtsenats ist nicht zulässig. Ergeht gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofs, tritt gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene 

Entscheidung des Stadtsenats außer Kraft; ein anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

§ 16 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich. Die Öffentlichkeit besteht darin, 

daß jedermann nach Maßgabe des vorhandenen Platzes berechtigt ist, zuzuhören und sich 

Aufzeichnungen zu machen. 

(1a) Die Übertragung von öffentlichen Gemeinderatssitzungen durch die Stadt im 

Internet ist zulässig, soweit sichergestellt ist, dass dabei Zuhörerinnen und Zuhörer nicht 

erfasst werden. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn es vom (von der) Vorsitzenden oder von 

wenigstens neun Mitgliedern des Gemeinderates oder von dem Ausschuß, in dem der 

Tagesordnungspunkt vorberaten wurde, oder vom Stadtsenat verlangt und vom 

Gemeinderat nach Entfernung der Zuhörer (Zuhörerinnen) beschlossen wird. Wenn der 
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Voranschlag oder der Rechnungsabschluß behandelt wird, darf die Öffentlichkeit nicht 

ausgeschlossen werden. 

(3) Bei Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen kann ausnahmsweise zur Wahrung 

schutzwürdiger Interessen beschlossen werden, dass und inwieweit Verhandlungen und 

gefasste Beschlüsse über den Grundrechtsschutzbereich des § 1 Datenschutzgesetz 2000 

hinaus vertraulich sind. Zu einem solchen Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, dass vor oder nach der Gemeinderatssitzung 

eine Bürgerinnen- und Bürgerfragestunde abgehalten wird. 

§ 17 

Leitung der Sitzungen 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Gemeinderates, 

ausgenommen den Fall des § 10, den Vorsitz. Er (Sie) handhabt die Geschäftsordnung, 

sorgt für ihre Beachtung, für Ruhe und Ordnung und für die Wahrung des Anstandes. 

(2) Der (Die) Vorsitzende hat dafür zu sorgen, daß nur solche Angelegenheiten durch 

den Gemeinderat behandelt werden, die in den eigenen Wirkungsbereich der Stadt fallen. 

(3) Die Zuhörer (Zuhörerinnen) haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Wenn sie die 

Beratungen des Gemeinderates stören oder seine Freiheit beeinträchtigen, ist der (die) 

Vorsitzende nach vorausgegangener fruchtloser Mahnung zur Ordnung berechtigt, die 

Zuhörer (Zuhörerinnen) aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen. 

(4) Abordnungen dürfen zu den Sitzungen nicht zugelassen werden. 

(5) Eine visuelle oder akustische Aufzeichnung der Sitzung ist zulässig. Der 

Gemeinderat kann mit Beschluss im Einzelfall Einschränkungen verfügen, wenn dies im 

Interesse eines geordneten Ablaufs der Sitzung geboten erscheint. Der (Die) Vorsitzende 

kann die erforderlichen Verfügungen treffen, dass die Sitzung durch allfällige visuelle oder 

akustische Aufzeichnungen nicht gestört wird. Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen 

dürfen ausschließlich für amtliche Zwecke aufgezeichnet werden. 

§ 19 

Ausübung des Stimmrechtes und Abstimmung 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben; eine 

Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. 

(2) Die Abstimmung über verschiedene Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand ist 

derart zu reihen, daß der Wille der Mehrheit des Gemeinderates durch die Abstimmung 

eindeutig zum Ausdruck gebracht werden kann. 

(3) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, hat die Abstimmung durch Erheben der 

Hand, durch Aufstehen oder durch Betätigung einer im Abstimmungslokal befindlichen 

technischen Vorrichtung, durch die das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes des 

Gemeinderates namentlich erfaßt und das Abstimmungsergebnis nach der Anzahl der 

Zustimmungen, Enthaltungen und Ablehnungen zahlenmäßig ermittelt und evident gehalten 

wird, zu erfolgen. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über einzelne Anträge namentlich 

abzustimmen ist. Wenn es ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten verlangt und 



  Seite 55 

gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, ist jedenfalls geheim mit 

Stimmzetteln abzustimmen. 

(5) Bei Entscheidungen oder Verfügungen in behördlichen Angelegenheiten ist eine 

geheime Abstimmung nicht zulässig. 

§ 21 

Verhandlungsschrift 

(1) Über jede Verhandlung des Gemeinderates ist eine Verhandlungsschrift zu führen, in 

die alle Anträge und Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis und eine Darstellung des 

wesentlichen Sitzungsverlaufes aufgenommen werden müssen. Die Verhandlungsschrift ist 

vom (von der) Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern des Gemeinderates zu 

unterfertigen und soll jeder Fraktion binnen zwei Monaten zugesandt werden. 

(2) Die Verhandlungsschrift ist unverzüglich nach Fertigstellung beim Magistrat 

aufzulegen. Hegt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Fassung oder den Inhalt der 

Verhandlungsschrift Bedenken, so hat es diese dem (der) Vorsitzenden mitzuteilen. Wenn 

diese(r) die Bedenken begründet findet, hat er (sie) die Berichtigung vorzunehmen. Findet 

der (die) Vorsitzende hingegen die Bedenken und damit die geforderte Berichtigung 

unbegründet, so kann das Mitglied einen Antrag auf Berichtigung der Verhandlungsschrift an 

den Gemeinderat stellen. 

(3) Die Verhandlungsschriften über öffentliche Sitzungen können auf Verlangen von 

jedermann eingesehen werden. Die Herstellung von Kopien ist gegen Kostenersatz zulässig. 

Zudem können die Verhandlungsschriften (ohne Beilagen) über öffentliche Sitzungen auf der 

Homepage der Stadt zur allgemeinen Abfrage bereitgehalten werden. 

III. Abschnitt 

Der Stadtsenat 

§ 31 

Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 

werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben 

solange im Amt, bis die neugewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 

 1. durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 8 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 

(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der 

Verzichtserklärung § 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine 

Stadträtin bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandates gemäß § 14 Abs. 2; ist ein(e) Stadtrat 

(Stadträtin) nicht mehr Mitglied des Gemeinderates, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 2 Z 4; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 

(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
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(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als 

Mitglied des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 

Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 

des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 

Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der 

Wahl des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches 

Mitglied inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 

antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 

gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 

Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 

unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 

zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 

Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 

Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

bedarf zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch eine 

Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand 

bildende Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt 

der Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung 

ist binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 

Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit 

der Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterin) den Tag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und 

die Herstellung der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

§ 32 

Geschäftsführung 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Stadtsenats 

den Vorsitz. Ein (Eine) Bürgermeister (Bürgermeisterin), der (die) beratendes Mitglied des 

Stadtsenats ist, hat das Recht, in den Sitzungen des Stadtsenats Anträge zur 

Geschäftsordnung und in den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich des Stadtsenats 

fallen, Anträge zu stellen. 

(2) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Stadtsenat, so oft es die 

Geschäfte erfordern, unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einzuberufen. Er (Sie) ist 

verpflichtet, eine Sitzung so einzuberufen, dass sie innerhalb von zwei Wochen nach 

Einlangen des Verlangens stattfinden kann, wenn dies von mindestens drei Mitgliedern des 

Stadtsenats schriftlich verlangt wird. Die Sitzungen sind nicht öffentlich; § 16 Abs. 3 ist 

sinngemäß anzuwenden. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Mitgliedern des 

Stadtsenats einen Plan über die Sitzungstermine für mindestens sechs Monate im Voraus 

(Sitzungsplan) nachweisbar zuzustellen. In diesem Fall ist die Einladung zu einer im 

Sitzungsplan aufscheinenden Stadtsenatssitzung nicht nachweisbar zuzustellen. 
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(3) Zur Beschlussfähigkeit des Stadtsenats ist unter Einrechnung der Vertretenen 

(Abs. 4)(§ 32 Abs. 4 letzter Satz) die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Stimmrechte 

erforderlich; neben dem (der) Vorsitzenden müssen mindestens drei weitere Mitglieder 

anwesend sein. 

(4) Zu einem Beschluss des Stadtsenats ist, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist, die Zustimmung von mehr als der Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

erforderlich; eine Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. Soweit 

Mitglieder des Stadtsenats mit der Vertretung eines verhinderten Mitglieds betraut sind, 

kommt ihnen bei Abstimmungen sowohl ihr eigenes als auch das Stimmrecht des (der) 

Vertretenen zu. Die Betrauung kann nur durch den (die) zu Vertretenden (Vertretende) 

erfolgen. Der (Die) Vertreter (Vertreterin) hat bei den Abstimmungen für den (die) 

Vertretenen (Vertretene) das Stimmrecht auszuüben und sowohl das eigene Stimmverhalten 

als auch jenes als Vertreter (Vertreterin) klar erkennbar zu artikulieren. Er (Sie) hat bei 

namentlichen und geheimen Abstimmungen für den (die) Vertretenen (Vertretene) gesondert 

abzustimmen. § 41 ist in diesem Zusammenhang sinngemäß anzuwenden. 

(5) Der (Die) Magistratsdirektor (Magistratsdirektorin) hat an den Sitzungen des 

Stadtsenats mit beratender Stimme teilzunehmen. Der (Die) Vorsitzende sowie der 

Stadtsenat können einzelne Mitglieder des Gemeinderates, Bedienstete der Stadt sowie 

andere Personen den Sitzungen des Stadtsenats mit beratender Stimme beiziehen. 

(6) Der Stadtsenat hat eine Geschäftseinteilung zu beschließen, mit der die in seine 

Zuständigkeit fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt nach 

Sachgebieten geordnet in so viele Geschäftsbereiche eingeteilt werden, als der Stadtsenat 

stimmberechtigte Mitglieder hat. Jedem stimmberechtigten Mitglied des Stadtsenats ist ein 

Geschäftsbereich nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu unterstellen. 

(7) In der Geschäftseinteilung sind unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 6 jene in 

die Zuständigkeit des Stadtsenats fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs 

der Stadt zu bezeichnen, die von dem nach der Geschäftseinteilung zuständigen Mitglied 

des Stadtsenats zu besorgen sind. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass 

Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung oder von besonderer finanzieller, 

wirtschaftlicher oder kultureller Wichtigkeit der kollegialen Beratung und Beschlussfassung 

vorbehalten bleiben. Insbesondere hat sich der Stadtsenat zur kollegialen Beratung und 

Beschlussfassung vorzubehalten: 

 1. die in § 47 Abs. 3 Z 1, 2, 5 und 6 angeführten Angelegenheiten; 

 2. die Angelegenheiten gemäß § 47 Abs. 3 Z 7 und 10 (jeweils ab einem Betrag von 

über 5.000 Euro), 12 (im Fall beweglicher Sachen ab einem Betrag von über 10.000 

Euro), 13 (im Fall einmaligen Entgelts ab einem Betrag von über 10.000 Euro, im Fall 

jährlichen Entgelts ab einem Betrag von über 5.000 Euro); 

 3. die Anordnung einmaliger oder jährlich wiederkehrender Ausgaben sowie von 

Anerkennungsgaben und Aushilfen (jeweils ab einem Betrag von über 5.000 Euro). 

(8) In den gemäß § 34 Abs. 2 zu besorgenden Angelegenheiten hat der (die) 

Bürgermeister (Bürgermeisterin), wenn er (sie) davon Kenntnis erlangt, eine kollegiale 

Beratung und Beschlussfassung eines Geschäftsfalles durch den Stadtsenat herbeizuführen, 

wenn die vorbereitete bzw. getroffene Entscheidung offenkundig rechtswidrig ist. Er (Sie) hat 
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diesen Umstand unverzüglich dem zuständigen Mitglied des Stadtsenats mitzuteilen und 

unverzüglich eine Sitzung des Stadtsenats einzuberufen, sofern dieser nicht ohnehin binnen 

einer Woche ab dem Zeitpunkt, zu dem der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) Kenntnis 

von der Entscheidung erlangt hat, zusammentreten wird. Bis zur Entscheidung des 

Stadtsenats ist mit der Vollziehung inne zu halten. 

VII. Abschnitt 

§ 41 

Befangenheit 

(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlussfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen im Sinn des § 36a 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG oder einer ihrer Pflegebefohlenen 

beteiligt sind; 

 2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

 (1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlußfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, in denen sie selbst, der andere Eheteil, die Lebensgefährtin oder der 

Lebensgefährte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner, eine 

verwandte oder verschwägerte Person in auf- oder absteigender Linie, ein 

Geschwisterkind oder eine Person, die noch näher verwandt oder im gleichen Grad 

verschwägert ist, beteiligt sind; 

 2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mündels oder 

Pflegebefohlenen; 

 3. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 4. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. 

(2) Der (Die) Befangene hat jedoch auf Verlangen der Beratung zur Erteilung von 

Auskünften beizuwohnen. 

(3) Die Befangenheitsgründe des Abs. 1 gelten auch für die nicht in kollegialer Beratung 

und Beschlußfassung durchzuführende Tätigkeit des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

und der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates sowie der übrigen Organe der Stadt. Bei 

Gefahr im Verzug hat jedoch das befangene Organ die unaufschiebbaren Amtshandlungen 

selbst vorzunehmen. 

(4) Die in den Abs. 1 und 3 genannten Personen haben ihre Befangenheit selbst 

wahrzunehmen. Im Fall des Abs. 1 hat jedoch nicht das betreffende Mitglied, sondern das 

Kollegialorgan zu entscheiden, ob ein Befangenheitsgrund vorliegt. 

(5) Befangenheit liegt nicht vor, wenn jemand an der Sache lediglich als Angehöriger 

(Angehörige) einer Berufsgruppe oder einer Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
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gemeinsame Interessen durch den Verhandlungsgegenstand oder die Amtshandlung berührt 

werden und deren Interesse der (die) Betreffende zu vertreten berufen ist. 

(6) Durch die vorstehenden Bestimmungen werden verwaltungsverfahrensgesetzliche 

Vorschriften über die Befangenheit von Verwaltungsorganen nicht berührt. 

III. HAUPTSTÜCK 

Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 

Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den im § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 

angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 

überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 

geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 

(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 

1929 sind der Stadt zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben 

insbesondere in folgenden Angelegenheiten gewährleistet: 

 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 

Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 

Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in 

der Fassung von 1929); örtliche Veranstaltungspolizei; 

 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 

 5. Flurschutzpolizei; 

 6. örtliche Marktpolizei; 

 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 

 8. Sittlichkeitspolizei; 

 9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 

dienen (Art. 15 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929), 

zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 

 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 

Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 

Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 

Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 

Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 

in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 

ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 

erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 
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Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 

Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des 

Bundes und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 

Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 

Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 

der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 

Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 

Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 

Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 

selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 

Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 

Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 

 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen 

Wirkungsbereiches bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 

 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§§ 6 und 65) sowie 

 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Zuständigkeit der Organe 

I. Abschnitt 

§ 46 

Zuständigkeit des Gemeinderates 

(1) Dem Gemeinderat sind außer den ihm in diesem Landesgesetz und in anderen 

gesetzlichen Vorschriften zugewiesenen Aufgaben folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches vorbehalten: 

 1. Anträge auf Änderung des Statutes einschließlich Grenzänderungen des 

Stadtgebietes; 

 2. die Ausübung der Oberaufsicht über die Geschäftsführung; der Gemeinderat ist 

insbesondere befugt, die Geschäftsführung des Magistrates in Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches zu untersuchen bzw. untersuchen zu lassen sowie die 

Vorlage aller einschlägigen Akten, Urkunden, Rechnungen, Schriften und Berichte zu 

verlangen; 

 3. sofern gesetzlich nicht ausdrücklich die Zuständigkeit eines anderen Organes 

bestimmt ist, die Erlassung, Änderung und Aufhebung von ortspolizeilichen 

Verordnungen und von Durchführungsverordnungen sowie die Festlegung der 

allgemeinen Grundsätze zur Regelung der inneren Einrichtungen für die Besorgung 

der Aufgaben der Stadt; 

 4. die Ausübung der Diensthoheit über die Bediensteten der Stadt in generellen 

Angelegenheiten, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist; 
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 5. die Erlassung der Vertragsbedienstetenordnung sowie der Abschluß von 

Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen; 

 6. der Antrag auf Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches auf eine staatliche Behörde (§ 44 Abs. 5); 

 7. die Festsetzung allgemein geltender Entgelte (Tarife); 

 8. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 50.000 Euro übersteigt; 

 9. die Aufnahme und Gewährung von Darlehen, der Abschluss sonstiger 

Finanzgeschäfte, genehmigungspflichtige Veranlagungen und die Übernahme von 

Haftungen mit einem Betrag von über 50.000 Euro; 

 10. die Durchführung von Bauvorhaben, wenn die veranschlagten Gesamtkosten den 

Betrag von 50.000 Euro übersteigen; 

 11. der Erwerb und die Veräußerung von Wertpapieren mit einem Wert von mehr als 

50.000 Euro; 

 12. der Abschluß und die Auflösung sonstiger Verträge, wenn das darin festgesetzte 

einmalige Entgelt 50.000 Euro oder das jährliche Entgelt 25.000 Euro übersteigt; 

 13. die Beteiligung an erwerbswirtschaftlichen Unternehmungen sowie die Aufgabe einer 

solchen Beteiligung; der Beitritt zu einer Genossenschaft oder Gesellschaft und der 

Austritt aus ihnen; 

 14. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen, wenn der Betrag im einzelnen 

25.000 Euro übersteigt; 

 15. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 50.000 Euro übersteigt und 

in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 16. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bei einem Betrag von über 25.000 Euro im Einzelfall; 

 17. die Nachsicht von Mängelersätzen bei einem Wert von über 25.000 Euro. 

(2) Der Gemeinderat ist befugt, einzelne in seine Zuständigkeit fallende 

Angelegenheiten, in denen keine besonderen Quoren für die Beschlussfassung vorgesehen 

sind, mit Verordnung ganz oder zum Teil dem Stadtsenat zu übertragen, sofern dies im 

Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit gelegen ist. 

II. Abschnitt 

§ 47 

Zuständigkeit des Stadtsenates 

(1) Der Stadtsenat ist zur Vorberatung in allen der Beschlußfassung des Gemeinderates 

unterliegenden Angelegenheiten berufen, soweit der Gemeinderat dafür nicht besondere 

Ausschüsse bestellt hat oder die Angelegenheiten nicht unmittelbar behandelt. 

(2) Der Stadtsenat hat das Recht, selbständig Anträge an den Gemeinderat zu stellen. 

(3) Dem Stadtsenat obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches: 
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 1. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Anstellung und Ernennung von 

Beamten, deren Versetzung in den zeitlichen oder dauernden Ruhestand sowie die 

Entlassung; 

 2. die Aufnahme, Höherreihung, Überstellung und Kündigung von Vertragsbediensteten; 

 3. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Gewährung von 

Verwendungszulagen, Verwendungsabgeltungen, Belohnungen, Bezugsvorschüssen 

und von Geldaushilfen an Bedienstete; 

 4. die Aufnahme von Aushilfskräften; 

 5. die Vorlage der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse an den Gemeinderat; 

 6. die Ausübung der der Stadt zustehenden Vorschlags-, Ernennungs- und 

Bestätigungsrechte; 

 7. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen bis zu einem Betrag von 25.000 Euro 

im Einzelfall; 

 8. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 50.000 Euro nicht übersteigt 

und in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 9. die Gewährung von Stundungen und Ratenzahlungen; 

 10. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bis zu einem Betrag von 25.000 Euro im Einzelfall; 

 11. die Einbringung von Rechtsmitteln gegen verwaltungsbehördliche Entscheidungen, 

von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof sowie von Beschwerden, Klagen und 

Anträgen an den Verfassungsgerichtshof, soweit nicht nach anderen Gesetzen der 

Gemeinderat zuständig ist; 

 12. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 50.000 Euro nicht übersteigt; 

 13. der Abschluß oder die Auflösung von Verträgen, wenn das bedungene einmalige 

Entgelt 50.000 Euro oder das jährliche Entgelt 25.000 Euro nicht übersteigt; 

 14. der Abschluß oder die Auflösung von Mietverträgen über Wohnungen; 

 15. die Einbringung von Räumungs- und Mahnklagen sowie von gerichtlichen 

Aufkündigungen. 

(4) Der Stadtsenat ist das beschließende Organ in allen nicht behördlichen 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, die nicht dem Gemeinderat, dem (der) 

Bürgermeister (Bürgermeisterin) oder dem Magistrat vorbehalten sind. 

(5) Der Stadtsenat ist berechtigt, in Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 

Gemeinderates fallen, an Stelle des Gemeinderates zu entscheiden, wenn die Entscheidung 

des Gemeinderates ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann oder die 

Angelegenheit ihrer Natur nach einer sofortigen Erledigung bedarf. Der Stadtsenat hat seine 

Entscheidung unverzüglich dem Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

(6) Falls gemäß § 40 Abs. 1 besondere Verwaltungsausschüsse für Unternehmungen 

der Stadt bestellt werden, kommt diesen in den ihnen übertragenen Angelegenheiten die 

Stellung des Stadtsenates zu. 
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(7) Auch Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit 

bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 

Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im 

überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist (Amtsverschwiegenheit) oder die in 

Rechtsvorschriften als vertraulich bezeichnet sind, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist. Die Verschwiegenheitspflicht ist zeitlich unbegrenzt. Sie besteht gegenüber dem 

Gemeinderat nicht, wenn dieser derartige Auskünfte ausdrücklich verlangt. 

(8) Die Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

können vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) unter der Voraussetzung des § 13 

Abs. 5 von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden werden. 

(9) Die Mitglieder des Stadtsenates (Verwaltungsausschusses) sind für die Erfüllung 

ihrer den eigenen Wirkungsbereich der Stadt zugehörigen Aufgaben dem Gemeinderat 

verantwortlich. 

V. HAUPTSTÜCK 

Gemeindewirtschaft 

II. Abschnitt 

Vermögenswirtschaft 

§ 59 

Haftungen 

(1) Die Stadt darf Haftungen nur übernehmen, wenn 

 1. hiefür ein besonderes Interesse der Stadt gegeben ist, 

 2. sie befristet sind, 

 3. der Betrag, für den gehaftet wird, ziffernmäßig bestimmt ist und 

 4. die zugrunde liegenden Darlehen und sonstigen Finanzgeschäfte den für solche 

Rechtsgeschäfte gemäß § 58 bestimmten Voraussetzungen nicht widersprechen. 

Die Beschränkungen der Z 2 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn die Stadt die Haftung für 

einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit übernimmt. 

(2) Die Übernahme einer Haftung durch die Stadt gemäß Abs. 1 bedarf einer 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, wenn dadurch der Gesamtstand der von der Stadt 

übernommenen Haftungen ein Drittel der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des 

laufenden Rechnungsjahres übersteigen würde. Jedenfalls genehmigungspflichtig ist die 

Übernahme einer Haftung für ein Unternehmen, das sich nicht im Mehrheitseigentum der 

Stadt befindet, wenn diese Haftung über eine Ausfallsbürgschaft hinausgeht. 

 Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 

 1. durch die Übernahme der Haftung eine der Voraussetzungen des Abs. 1 verletzt 

würde oder 

 2. im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt gefährdet wäre 

oder 

 3. Haftungsobergrenzen nach Maßgabe einer Verordnung gemäß Abs. 5 überschritten 

würden. 
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(3) Ist die Übernahme einer Haftung nicht gemäß Abs. 2 genehmigungspflichtig, hat die 

Stadt die Haftungsübernahme der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde hat 

binnen acht Wochen nach Einlangen der vollständigen Anzeige die Haftungsübernahme zu 

untersagen, wenn die maßgebliche Haftungsobergrenze gemäß Abs. 2 Z 3 überschritten 

würde. 

(4) Die Stadt darf Haftungen als Ausfallsbürge, als einfacher Bürge, als Bürge und Zahler 

sowie in Form einer Garantie übernehmen. 

(5) Soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen des Österreichischen Stabilitätspakts, 

insbesondere im Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist, hat die Landesregierung 

durch Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen. Vor Erlassung einer Verordnung sind 

der Oberösterreichische Gemeindebund und der Österreichische Städtebund, Landesgruppe 

Oberösterreich, zu hören. 

 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Unterfertigung von Urkunden 

§ 64 

Instanzenzug 

(1) Sofern nicht durch Gesetz eine andere Berufungsinstanz gegeben ist, entscheidet in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadtsenat über Berufungen gegen 

Bescheide des Magistrates. Der Stadtsenat übt gegenüber dem Magistrat auch die in den 

verfahrensgesetzlichen Bestimmungen vorgesehenen oberbehördlichen Befugnisse aus. 

(2) Gegen die Entscheidung des Stadtsenates ist eine Berufung nicht zulässig. 

§ 65 

Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Stadt Steyr 

kundzumachen. Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von 

Fall zu Fall beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafeldurch zweiwöchigen 

Anschlag an den Amtstafeln der Stadt zu erfolgen hat. In diesem Fall beträgt die 

Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 

Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBl. 

Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 

Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt bei Verordnungen, die im 

Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, an dem das Stück des 

Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und versendet wird, und bei 

Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf der 

Kundmachungsfrist folgenden Tag. Eine Rückwirkung von Verordnungen ist nur soweit 

zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, beginnt die verbindende Kraft 

mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung und erstreckt sich auf das gesamte 

Stadtgebiet. Als Tag der Kundmachung gilt bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht 

werden, der Tag, an dem das Stück des Amtsblattes, das die Kundmachung enthält, 

herausgegeben und versendet wird, bei Verordnungen, die durch Anschlag an den 
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Amtstafeln kundgemacht werden, der Tag des Anschlages. Eine Rückwirkung von 

Verordnungen ist nur soweit zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich 

vorgesehen ist. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 

können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 

Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 

werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 

von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht 

rasch genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen 

treten, wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 

Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im 

Amtsblatt der Stadt Steyr wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 

Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 

zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 

(5) Verordnungen, deren Umfang und Art eine Kundmachung im Amtsblatt der Stadt 

Steyr oder den Anschlag an den Amtstafeln der Stadt nicht zulassen, sind beim Magistrat zur 

öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der Kundmachungsfrist 

aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 

Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 

von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. Die Unterfertigung sonstiger Urkunden 

richtet sich nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(2) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher der Beschluss eines 

Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich 

zu machen. 

(3) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher die Genehmigung oder 

Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde der Hinweis 

gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung ersichtlich zu 

machen. 
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§ 66 

Unterfertigung von Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderates oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 

VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten 

individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit 

genau bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der 

Anzahl der für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten 

unterschrieben sein. Der Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung 

der Antragstellerinnen und Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, 

Geburtsdatum, Wohnadresse)(Familien- bzw. Nachname und Vorname, Geburtsdatum, 

Wohnadresse) zu enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten 

gelten die Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht 

erforderlich ist. 

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach 

Abs. 1 bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen 

nach Abs. 1 bis 3 entspricht, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen.Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 

entspricht, ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister dem Gemeinderat zur 

geschäftsordnungsgemäßen Behandlung vorzulegen. 

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden 

§ 70 

Information der Einwohner 

(1) Plant die Stadt im eigenen Wirkungsbereich oder plant eine wirtschaftliche 

Unternehmung der Stadt im Sinne des § 61 die Durchführung eines Vorhabens, durch das 

wegen seines Umfanges, wegen seiner Art, wegen des dafür notwendigen finanziellen 

Aufwandes oder aus anderen Gründen Interessen der Gemeindemitglieder im allgemeinen 
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oder Interessen eines bestimmten Teiles der Gemeindemitglieder besonders berührt würden, 

so hat die Stadt, insoweit dem nicht gesetzliche Verschwiegenheitspflichten oder die für die 

Durchführung des betreffenden Vorhabens maßgeblichen gesetzlichen Vorschriften 

entgegenstehen oder aus sonstigen Gründen eine Geheimhaltung geboten ist, die 

Gemeindemitglieder bzw. den in Betracht kommenden Teil der Gemeindemitglieder über das 

Vorhaben ausreichend und zeitgerecht, möglichst noch im Planungsstadium, zu informieren. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch Veröffentlichung im Amtsblatt und an 

der Amtstafel sowie darüber hinaus auch in anderer wirksamer Weise so zu erfolgen, dass 

die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend erreicht werden kann. Hiefür kommen 

je nach den Gegebenheiten insbesondere die Bekanntmachung durch (zusätzlichen) 

öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen, durch Verlautbarungen in der Presse oder im 

Rundfunk (Fernsehen) in Betracht. 

(2) Die Information im Sinne des Abs. 1 hat durch Kundmachung im Amtsblatt oder in 

sonstiger wirksamer Weise so zu erfolgen, daß die anzusprechende Zielgruppe möglichst 

umfassend erreicht werden kann. Hiefür kommen je nach den Gegebenheiten insbesondere 

auch die Bekanntmachung durch öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen oder durch 

Publikationen in der Presse in Betracht. 

(3) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 werden die für die Durchführung des 

betreffenden Vorhabens maßgeblichen Rechtsvorschriften sowie auch die 

Rechtswirksamkeit von Verordnungen und Bescheiden nicht berührt. 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Aufsichtsrecht des Landes 

§ 78 

Sonstige Genehmigungspflichten 

(1) Außer den in sonstigen gesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Fällen bedarf die 

Veräußerung oder Verpfändung von unbeweglichem Eigentum der Stadt im Wert von mehr 

als 5 % der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des laufenden Rechnungsjahres 

einer Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn durch das beabsichtigte 

Rechtsgeschäft gesetzliche Vorschriften verletzt, die Aufrechterhaltung oder 

Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts verhindert oder die ordnungsgemäße 

Erfüllung der der Stadt gesetzmäßig obliegenden Aufgaben oder ihrer privatrechtlichen 

Verpflichtungen gefährdet würden oder wenn das beabsichtigte Rechtsgeschäft für die Stadt 

mit einem unverhältnismäßig hohen finanziellen Wagnis verbunden wäre. 

(3) Genehmigungs- und anzeigepflichtige Rechtsgeschäfte der Stadt werden erst mit der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung oder Nichtuntersagung Dritten gegenüber 

rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde nicht binnen drei 

Monaten nach Einlangen des vollständigen Antragsnach Einlangen des Antrags die 

Genehmigung versagt oder schriftlich der Stadt hierüber Bedenken geäußert oder um 

Aufklärung ersucht hat. Die Tatsache, dass ein Rechtsgeschäft der aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung oder Nichtuntersagung bedarf, und die daran geknüpften Rechtsfolgen sind in 

jeder über ein solches Rechtsgeschäft verfassten Urkunde anzuführen. 

(4) Weitergehende bundesgesetzliche Vorschriften werden dadurch nicht berührt.  
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Statut für die Stadt Wels 1992 (StW. 1992) 

 

I. HAUPTSTÜCK 

Allgemeines 

§ 5 

Ehrungen 

(1) Der Gemeinderat kann Personen, die sich um die Stadt besonders verdient gemacht 

haben oder die der Stadt in besonderem Maße zur Ehre gereichen, durch Ernennung zur 

Ehrenbürgerin bzw. zum Ehrenbürger, durch Verleihung eines Ehrenringes oder durch 

sonstige Ehrungen auszeichnen. Die Ehrung bedarf eines Beschlusses, der mit Drei-Viertel-

Mehrheit zu fassen ist. 

(2) Alle auf diese Weise geehrten Personen sind berechtigt, die ihnen verliehenen 

Ehrenzeichen zu tragen und sich als Trägerin bzw. Träger der jeweiligen Ehrung zu 

bezeichnen. Darüber hinaus ist die Stadt berechtigt, eine von ihr ausgezeichnete Person – 

auch über deren Lebzeiten hinaus – als Ehrenbürgerin bzw. Ehrenbürger oder als Trägerin 

bzw. Träger eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung zu bezeichnen. Andere 

Sonderrechte oder Sonderpflichten sind mit Ehrungen durch die Stadt nicht verbunden. 

(3) Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das Eigentum der bzw. des 

Ausgezeichneten über. Sie dürfen von anderen Personen nicht getragen und zu Lebzeiten 

der bzw. des Ausgezeichneten nicht in das Eigentum anderer Personen übertragen werden. 

(4) Werden später Tatsachen bekannt, die einer Verleihung der Ehrenbürgerschaft, 

eines Ehrenringes oder einer sonstigen Ehrung entgegengestanden wären, oder setzt eine 

geehrte Person nachträglich ein Verhalten, das einer Verleihung entgegenstünde, so ist die 

jeweilige Auszeichnung von der Stadt abzuerkennen. Nach dem Ableben der 

ausgezeichneten Person kann die Auszeichnung aberkannt werden, wenn später Tatsachen 

bekannt werden, die einer Verleihung entgegengestanden wären. Die Aberkennung der 

Auszeichnung bedarf eines Beschlusses des Gemeinderats, der mit Drei-Viertel-Mehrheit zu 

fassen ist. 

(5) Wer ein mit der Ehrung verbundenes Ehrenzeichen unbefugt trägt oder sich unbefugt 

als dessen Trägerin bzw. Träger bezeichnet oder wer es Unbefugten zum Tragen überlässt, 

begeht eine Verwaltungsübertretung und ist mit einer Geldstrafe bis zu 220 Euro zu 

bestrafen. 

(6) Der Gemeinderat kann auch solche Ehrungen vornehmen, die nicht mit einer 

umfassenden Würdigung der Persönlichkeit der bzw. des Ausgezeichneten im Sinn des 

Abs. 1 verbunden sind, wie insbesondere Anerkennungen für einzelne besondere 

Leistungen auf verschiedensten Gebieten, wie etwa der Wissenschaft, der Kultur, der 

Wirtschaft oder des Sports. Mit der Ehrung verbundene Ehrenzeichen gehen in das 

Eigentum der bzw. des Ausgezeichneten über. Wird nachträglich bekannt, dass die 

Voraussetzungen für die jeweilige Auszeichnung zum Zeitpunkt ihrer Verleihung tatsächlich 

nicht vorgelegen sind und sind diese Voraussetzungen auch in der Zwischenzeit noch nicht 

eingetreten, so ist die Auszeichnung abzuerkennen. 
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§ 6 

Amtsblatt 

(1) Die Stadt hat das „Amtsblatt der Stadt Wels“ herauszugeben. In diesem sind jene 

Verordnungen kundzumachen, deren Kundmachung im Amtsblatt der Stadt Wels gesetzlich 

vorgeschrieben ist. Im Amtsblatt kann die Stadt ferner andere Verordnungen sowie 

Verlautbarungen und Informationen, die für die Stadt von Bedeutung sind, veröffentlichen. 

(2) Der Tag der Herausgabe, an dem zugleich die Versendung zu erfolgen hat, ist auf 

jedem Stück des Amtsblattes anzugeben. 

(3) Die Seiten und die Folgen des Amtsblattes sind jahrweise fortlaufend zu numerieren. 

(4) Die Berichtigung von Druckfehlern im Amtsblatt, die bei der Kundmachung von 

Verordnungen unterlaufen sind, ist im Amtsblatt kundzumachen. In anderen Fällen sind 

Druckfehler in zweckdienlicher Weise zu berichtigen. 

(5) Das Amtsblatt hat während der Amtsstunden beim Magistrat zur unentgeltlichen 

öffentlichen Einsicht aufzuliegen. Das Amtsblatt kann auch an Verschleißstellen und im 

Abonnement vertrieben werden. 

§ 6a 

Amtstafel 

(1) Beim Amtsgebäude des Magistrats ist eine Amtstafel vorzusehen, die jedenfalls 

während der Amtsstunden für jede Person uneingeschränkt zugänglich sein muss. Wenn 

mehrere Amtsgebäude bestehen, ist der Standort der Amtstafel im Zusammenhang mit der 

Kundmachung der Amtsstunden und der für den Parteienverkehr bestimmten Zeit gemäß 

§ 13 Abs. 5 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG bekanntzumachen. 

(2) Die Amtstafel ist so einzurichten, dass die Kundmachungen 

 1. in Papierform unmittelbar ersichtlich sind oder 

 2. in elektronischer Form unmittelbar ersichtlich sind oder zur Abfrage bereitgehalten 

werden; dabei ist die Übersichtlichkeit (etwa durch Gliederung und Suchfunktionen) 

zu gewährleisten. 

In jedem Fall ist die dauerhafte Nachvollziehbarkeit der Kundmachungsdaten in inhaltlicher 

und zeitlicher Hinsicht sicherzustellen. 

II. HAUPTSTÜCK 

Organe der Stadt 

I. Abschnitt 

Der Gemeinderat 

§ 9 

Fraktionen 

(1) Die auf Grund der Wahlvorschläge ihrer wahlwerbenden Partei jeweils gewählten 

Mitglieder des Gemeinderates bilden für die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates 

jeweils eine Fraktion, wenn auf die wahlwerbende Partei zumindest zwei Mandate entfallen. 

Der Fraktion gehören Stadträte (Stadträtinnen) auch dann an, wenn sie auf ihr Mandat 

gemäß § 28 Abs. 2 verzichtet haben. Jede Fraktion hat aus ihrer Mitte einen (eine) 

Vorsitzenden (Vorsitzende) und zumindest einen (eine) Stellvertreter (Stellvertreterin) zu 

bestellen. Wird auf Grund des Wahlvorschlages einer wahlwerbenden Partei lediglich ein 

Mitglied des Gemeinderates gewählt, bildet dieses keine Fraktion. 
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(2) Die Vorsitzenden haben ihre Bestellung und die Bestellung der Vorsitzenden-

Stellvertreter (Vorsitzende-Stellvertreterinnen) dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) 

schriftlich anzuzeigen. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat diese Anzeigen bei 

nächstmöglicher Gelegenheit im Gemeinderat zu verlesen. 

(3) Eine Anzeige ist gültig, wenn sie von der absoluten Mehrheit der Mitglieder der 

Fraktion unterzeichnet ist; sie gilt solange, als nicht eine Änderung oder Ergänzung dem 

(der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) schriftlich angezeigt wird. 

(4) Solange keine Anzeige vorliegt, kommt die Funktion des (der) Fraktionsvorsitzenden 

dem Mitglied des Gemeinderates zu, das an erster Stelle auf der Liste seiner (ihrer) 

Wahlpartei in den Gemeinderat gewählt wurde. 

(5) Der (Die) Vorsitzende bzw. der (die) von ihm (ihr) ermächtigte Vertreter (Vertreterin) 

seiner (ihrer) Fraktion ist berechtigt, hinsichtlich jener Angelegenheiten, die im Stadtsenat, im 

Gemeinderat oder dessen Ausschüssen zu behandeln sind und die auf der Einladung für die 

nächste Sitzung des jeweiligen Kollegialorgans als Tagesordnungspunkte aufscheinen, beim 

Magistrat die zur Behandlung einer solchen Angelegenheit notwendigen Unterlagen 

einzusehen, sich Aufzeichnungen zu machen und die erforderlichen Auskünfte einzuholen. 

Auf seinen (ihren) Antrag sind Kopien einzelner Aktenbestandteile, welche die Grundlage für 

die Entscheidung einer bestimmten Angelegenheit bilden, auf Kosten der Stadt anzufertigen 

und spätestens fünfzwei Tage vor der Sitzung zu übergeben. Bestimmungen über die 

Amtsverschwiegenheit bleiben hiedurch unberührt. Diese Rechte stehen auch einzelnen 

Mitgliedern des Gemeinderates zu, die gemäß Abs. 1 keine Fraktion bilden. 

(6) Die Wahrnehmung der Rechte nach Abs. 5 sowie der im Zusammenhang mit der 

Funktionsausübung stehende Schriftverkehr zwischen dem Magistrat und den Fraktionen 

bzw. den Mitgliedern und Ersatzmitgliedern des Gemeinderats, insbesondere die 

Übermittlung von Sitzungseinladungen und Verhandlungsschriften, kann nach Maßgabe der 

vorhandenen technischen Mittel im Weg automationsunterstützter Datenübertragung 

erfolgen, wenn die Empfängerin bzw. der Empfänger damit einverstanden ist. Soweit 

gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, genügt für die Nachweisbarkeit eine 

Sendebestätigung. 

§ 14 

Erlöschen des Mandats 

(1) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats kann auf sein Mandat verzichten. Der 

Verzicht ist schriftlich dem (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichts des 

(der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) dem (der) nach § 28 Abs. 5 zur Vertretung berufenen 

Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterin) - zu erklären und wird mit dem Einlangen wirksam, 

wenn die Verzichtserklärung nicht einen späteren Zeitpunkt enthält. Dem Verzicht beigefügte 

Bedingungen sind ohne rechtliche Wirkung. Die Verzichtserklärung ist eigenhändig zu 

unterschreiben und kann nach ihrem Einlangen nicht mehr widerrufen werden. 

(2) Ein Mitglied des Gemeinderats verliert sein Mandatist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 

 1. wenn es zur konstituierenden Sitzung ohne hinreichende Entschuldigung nicht 

erscheint oder sich vor Beendigung der Wahl (§§ 23 und 28) entfernt; 
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 2. wenn es sich weigert, das Gelöbnis in der im § 10 Abs. 4 vorgeschriebenen Weise 

abzulegen; 

 2. wenn es das Gelöbnis überhaupt nicht oder nicht in der im § 10 vorgeschriebenen 

Form ablegt oder es unter Bedingungen oder Vorbehalten leistet; 

 3. wenn es an drei aufeinanderfolgenden Sitzungen des Gemeinderats unentschuldigt 

nicht teilnimmt. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats verliert sein Mandat, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 2. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 2 Oö. Kommunalwahlordnung verliert; 

 3. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt. 

(4) Der Verlust des Mandats tritt in den Fällen des Abs. 3 Z 2 und 3 von Gesetzes wegen 

ein. In den Fällen des Abs. 2 und des Abs. 3 Z 1 hat der Stadtsenat in einem von Amts 

wegen abzuführenden Verfahren den Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Ergeht 

gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des Verfassungsgerichtshofs, tritt 

gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene Entscheidung des Stadtsenats 

außer Kraft; ein beim Stadtsenat anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

(3) Ein Mitglied (Ersatzmitglied) des Gemeinderats ist seines Mandats verlustig zu 

erklären, 

 1. wenn es die Wählbarkeit gemäß § 24 Abs. 1 Z 1 und 2 Oö. Kommunalwahlordnung 

verliert oder ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt 

wird; 

 2. wenn ein Umstand gemäß § 24 Abs. 2 und 3 Oö. Kommunalwahlordnung eintritt oder 

ein solcher ursprünglicher Mangel der Wählbarkeit nachträglich bekannt wird. 

(4) Im Fall des Abs. 2 hat der Gemeinderat den Antrag auf Erklärung des 

Mandatsverlusts an den Verfassungsgerichtshof (Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG) zu stellen. Im 

Fall des Abs. 3 hat der Stadtsenat in einem von Amts wegen abzuführenden Verfahren den 

Mandatsverlust mit Bescheid auszusprechen. Eine Berufung gegen den Bescheid des 

Stadtsenats ist nicht zulässig. Ergeht gemäß Art. 141 Abs. 1 lit. c B-VG ein Erkenntnis des 

Verfassungsgerichtshofs, tritt gleichzeitig eine in der gleichen Sache allenfalls ergangene 

Entscheidung des Stadtsenats außer Kraft; ein anhängiges Verfahren ist einzustellen. 

§ 16 

Öffentlichkeit der Sitzungen 

(1) Die Sitzungen des Gemeinderates sind öffentlich. Die Öffentlichkeit besteht darin, 

daß jedermann nach Maßgabe des vorhandenen Platzes berechtigt ist, zuzuhören und sich 

Aufzeichnungen zu machen.  

(1a) Die Übertragung von öffentlichen Gemeinderatssitzungen durch die Stadt im 

Internet ist zulässig, soweit sichergestellt ist, dass dabei Zuhörerinnen und Zuhörer nicht 

erfasst werden. 

(2) Die Öffentlichkeit ist auszuschließen, wenn es vom (von der) Vorsitzenden oder von 

wenigstens neun Mitgliedern des Gemeinderates oder von dem Ausschuß, in dem der 

Tagesordnungspunkt vorberaten wurde, oder vom Stadtsenat verlangt und vom 

Gemeinderat nach Entfernung der Zuhörer (Zuhörerinnen) beschlossen wird. Wenn der 
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Voranschlag oder der Rechnungsabschluß behandelt wird, darf die Öffentlichkeit nicht 

ausgeschlossen werden. 

(3) Bei Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen kann ausnahmsweise zur Wahrung 

schutzwürdiger Interessen beschlossen werden, dass und inwieweit Verhandlungen und 

gefasste Beschlüsse über den Grundrechtsschutzbereich des § 1 Datenschutzgesetz 2000 

hinaus vertraulich sind. Zu einem solchen Beschluss ist eine Mehrheit von zwei Dritteln der 

abgegebenen Stimmen erforderlich. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, dass vor oder nach der Gemeinderatssitzung 

eine Bürgerinnen- und Bürgerfragestunde abgehalten wird. 

§ 17 

Leitung der Sitzungen 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Gemeinderates, 

ausgenommen den Fall des § 10, den Vorsitz. Er (Sie) handhabt die Geschäftsordnung, 

sorgt für ihre Beachtung, für Ruhe und Ordnung und für die Wahrung des Anstandes. 

(2) Der (Die) Vorsitzende hat dafür zu sorgen, daß nur solche Angelegenheiten durch 

den Gemeinderat behandelt werden, die in den eigenen Wirkungsbereich der Stadt fallen. 

(3) Die Zuhörer (Zuhörerinnen) haben sich jeder Äußerung zu enthalten. Wenn sie die 

Beratungen des Gemeinderates stören oder seine Freiheit beeinträchtigen, ist der (die) 

Vorsitzende nach vorausgegangener fruchtloser Mahnung zur Ordnung berechtigt, die 

Zuhörer (Zuhörerinnen) aus dem Sitzungssaal entfernen zu lassen. 

(4) Abordnungen dürfen zu den Sitzungen nicht zugelassen werden. 

(5) Eine visuelle oder akustische Aufzeichnung der Sitzung ist zulässig. Der 

Gemeinderat kann mit Beschluss im Einzelfall Einschränkungen verfügen, wenn dies im 

Interesse eines geordneten Ablaufs der Sitzung geboten erscheint. Der (Die) Vorsitzende 

kann die erforderlichen Verfügungen treffen, dass die Sitzung durch allfällige visuelle oder 

akustische Aufzeichnungen nicht gestört wird. Beratungen in nicht öffentlichen Sitzungen 

dürfen ausschließlich für amtliche Zwecke aufgezeichnet werden. 

§ 19 

Ausübung des Stimmrechtes und Abstimmung 

(1) Die Mitglieder des Gemeinderates haben ihr Stimmrecht persönlich auszuüben; eine 

Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. 

(2) Die Abstimmung über verschiedene Anträge zu einem Verhandlungsgegenstand ist 

derart zu reihen, daß der Wille der Mehrheit des Gemeinderates durch die Abstimmung 

eindeutig zum Ausdruck gebracht werden kann. 

(3) Soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, hat die Abstimmung durch Erheben der 

Hand, durch Aufstehen oder durch Betätigung einer im Abstimmungslokal befindlichen 

technischen Vorrichtung, durch die das Abstimmungsverhalten jedes Mitgliedes des 

Gemeinderates namentlich erfaßt und das Abstimmungsergebnis nach der Anzahl der 

Zustimmungen, Enthaltungen und Ablehnungen zahlenmäßig ermittelt und evident gehalten 

wird, zu erfolgen. 

(4) Der Gemeinderat kann beschließen, daß über einzelne Anträge namentlich 

abzustimmen ist. Wenn es ein Drittel der anwesenden Stimmberechtigten verlangt und 
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gesetzliche Bestimmungen dem nicht entgegenstehen, ist jedenfalls geheim mit 

Stimmzetteln abzustimmen. 

(5) Bei Entscheidungen oder Verfügungen in behördlichen Angelegenheiten ist eine 

geheime Abstimmung nicht zulässig. 

§ 21 

Verhandlungsschrift 

(1) Über jede Verhandlung des Gemeinderates ist eine Verhandlungsschrift zu führen, in 

die alle Anträge und Beschlüsse sowie das Abstimmungsergebnis und eine Darstellung des 

wesentlichen Sitzungsverlaufes aufgenommen werden müssen. Die Verhandlungsschrift ist 

vom (von der) Vorsitzenden und zwei weiteren Mitgliedern des Gemeinderates zu 

unterfertigen und soll jeder Fraktion binnen zwei Monaten zugesandt werden. 

(2) Die Verhandlungsschrift ist unverzüglich nach Fertigstellung beim Magistrat 

aufzulegen. Hegt ein Mitglied des Gemeinderates gegen die Fassung oder den Inhalt der 

Verhandlungsschrift Bedenken, so hat es diese dem (der) Vorsitzenden mitzuteilen. Wenn 

diese(r) die Bedenken begründet findet, hat er (sie) die Berichtigung vorzunehmen. Findet 

der (die) Vorsitzende hingegen die Bedenken und damit die geforderte Berichtigung 

unbegründet, so kann das Mitglied einen Antrag auf Berichtigung der Verhandlungsschrift an 

den Gemeinderat stellen. 

(3) Die Verhandlungsschriften über öffentliche Sitzungen können auf Verlangen von 

jedermann eingesehen werden. Die Herstellung von Kopien ist gegen Kostenersatz zulässig. 

Zudem können die Verhandlungsschriften (ohne Beilagen) über öffentliche Sitzungen auf der 

Homepage der Stadt zur allgemeinen Abfrage bereitgehalten werden. 

III. Abschnitt 

Der Stadtsenat 

§ 31 

Dauer der Amtsführung 

(1) Die Vizebürgermeister (Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) 

werden auf die Dauer der Funktionsperiode des Gemeinderates gewählt. Sie bleiben 

solange im Amt, bis die neu gewählten Mitglieder des Stadtsenates angelobt sind. 

(2) Das Amt eines Mitgliedes des Stadtsenates erlischt: 

 1. Durch schriftliche Erklärung des Verzichtes zu Handen des (der) Bürgermeisters 

(Bürgermeisterin) - im Fall des Verzichtes des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

zu Handen des (der) nach § 28 Abs. 8 zur Vertretung berufenen Vizebürgermeisters 

(Vizebürgermeisterin) -, wobei hinsichtlich der Rechtswirkungen der 

Verzichtserklärung § 14 Abs. 1 sinngemäß gilt; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandats gemäß § 14 Abs. 2 oder 3; ist eine 

Stadträtin bzw. ein Stadtrat nicht mehr Mitglied des Gemeinderats, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 3; 

 2. durch Verlust des Gemeinderatsmandates gemäß § 14 Abs. 2; ist ein(e) Stadtrat 

(Stadträtin) nicht mehr Mitglied des Gemeinderates, so gelten die 

Mandatsverlustgründe des § 14 Abs. 2 Z 4; 

 3. durch Abberufung (Abs. 4 und 5). 

(3) Die Mitgliedschaft zum Gemeinderat wird im Fall des Abs. 2 Z 1 und 3 nicht berührt. 
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(4) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), die Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterinnen) und die Stadträte (Stadträtinnen) können von ihrem Amt als 

Mitglied des Stadtsenates auf Grund eines Mißtrauensantrages abberufen werden. Der 

Mißtrauensantrag gegen den (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) kann von den Mitgliedern 

des Gemeinderates gestellt werden; der Mißtrauensantrag gegen die übrigen Mitglieder des 

Stadtsenats kann von jenen Mitgliedern des Gemeinderates gestellt werden, die bei der 

Wahl des betreffenden Mitgliedes des Stadtsenats stimmberechtigt waren. Ist ein solches 

Mitglied inzwischen ausgeschieden, so ist an seiner Stelle das nachberufene Mitglied 

antragsberechtigt. Der Mißtrauensantrag ist schriftlich einzubringen und zu begründen; er ist 

gültig, wenn er von wenigstens zwei Dritteln der Antragsberechtigten unterschrieben ist. Das 

Mitglied des Stadtsenates, auf das sich der Antrag bezieht, ist weder antragsnoch 

unterschriftsberechtigt. Für den Beschluß über einen Mißtrauensantrag ist die Mehrheit von 

zwei Dritteln der Stimmberechtigten erforderlich. Hiebei sind jene Mitglieder des 

Gemeinderates stimmberechtigt, die zur Stellung des Mißtrauensantrages berufen sind. Ein 

Misstrauensantrag kann nicht als Dringlichkeitsantrag (§ 18 Abs. 5) eingebracht werden. 

(5) Die Abberufung eines (einer) direkt gewählten Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

bedarf zusätzlich zum Beschluß des Mißtrauensantrages (Abs. 4) der Bestätigung durch eine 

Volksabstimmung. Gegenstand der Volksabstimmung ist die Frage: „Stimmen Sie dem 

Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister zu?“ Wird die den Gegenstand 

bildende Frage von der unbedingten Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen bejaht, gilt 

der Ausspruch des Mißtrauens gegen den Bürgermeister als bestätigt. Die Volksabstimmung 

ist binnen zwei Monaten nach Beschluß des Mißtrauensantrages durchzuführen. Für die 

Durchführung der Volksabstimmung gelten § 67 Abs. 4, 6 bis 9, 12 und 15 erster Satz mit 

der Maßgabe, daß der (die) zur Vertretung berufene Vizebürgermeister 

(Vizebürgermeisterin) den Tag und das Ergebnis der Volksabstimmung kundzumachen und 

die Herstellung der Amtlichen Stimmzettel anzuordnen hat. 

§ 32 

Geschäftsführung 

(1) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) führt in den Sitzungen des Stadtsenats 

den Vorsitz. Ein (Eine) Bürgermeister (Bürgermeisterin), der (die) beratendes Mitglied des 

Stadtsenats ist, hat das Recht, in den Sitzungen des Stadtsenats Anträge zur 

Geschäftsordnung und in den Angelegenheiten, die in den Wirkungsbereich des Stadtsenats 

fallen, Anträge zu stellen. 

(2) Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Stadtsenat, so oft es die 

Geschäfte erfordern, unter Angabe der Verhandlungsgegenstände einzuberufen. Er (Sie) ist 

verpflichtet, eine Sitzung so einzuberufen, dass sie innerhalb von zwei Wochen nach 

Einlangen des Verlangens stattfinden kann, wenn dies von mindestens drei Mitgliedern des 

Stadtsenats schriftlich verlangt wird. Die Sitzungen sind nicht öffentlich; § 16 Abs. 3 ist 

sinngemäß anzuwenden. Der (Die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) hat den Mitgliedern des 

Stadtsenats einen Plan über die Sitzungstermine für mindestens sechs Monate im Voraus 

(Sitzungsplan) nachweisbar zuzustellen. In diesem Fall ist die Einladung zu einer im 

Sitzungsplan aufscheinenden Stadtsenatssitzung nicht nachweisbar zuzustellen. 
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(3) Zur Beschlussfähigkeit des Stadtsenats ist unter Einrechnung der Vertretenen 

(Abs. 4)(§ 32 Abs. 4 letzter Satz) die Anwesenheit von mehr als der Hälfte der Stimmrechte 

erforderlich; neben dem (der) Vorsitzenden müssen mindestens drei weitere Mitglieder 

anwesend sein. 

(4) Zu einem Beschluss des Stadtsenats ist, sofern gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist, die Zustimmung von mehr als der Hälfte der anwesenden stimmberechtigten Mitglieder 

erforderlich; eine Stimmenthaltung ist zulässig, sie gilt als Ablehnung des Antrages. Soweit 

Mitglieder des Stadtsenats mit der Vertretung eines verhinderten Mitglieds betraut sind, 

kommt ihnen bei Abstimmungen sowohl ihr eigenes als auch das Stimmrecht des (der) 

Vertretenen zu. Die Betrauung kann nur durch den (die) zu Vertretenden (Vertretende) 

erfolgen. Der (Die) Vertreter (Vertreterin) hat bei den Abstimmungen für den (die) 

Vertretenen (Vertretene) das Stimmrecht auszuüben und sowohl das eigene Stimmverhalten 

als auch jenes als Vertreter (Vertreterin) klar erkennbar zu artikulieren. Er (Sie) hat bei 

namentlichen und geheimen Abstimmungen für den (die) Vertretenen (Vertretene) gesondert 

abzustimmen. § 41 ist in diesem Zusammenhang sinngemäß anzuwenden. 

(5) Der (Die) Magistratsdirektor (Magistratsdirektorin) hat an den Sitzungen des 

Stadtsenats mit beratender Stimme teilzunehmen. Der (Die) Vorsitzende sowie der 

Stadtsenat können einzelne Mitglieder des Gemeinderates, Bedienstete der Stadt sowie 

andere Personen den Sitzungen des Stadtsenats mit beratender Stimme beiziehen. 

(6) Der Stadtsenat hat eine Geschäftseinteilung zu beschließen, mit der die in seine 

Zuständigkeit fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt nach 

Sachgebieten geordnet in so viele Geschäftsbereiche eingeteilt werden, als der Stadtsenat 

stimmberechtigte Mitglieder hat. Jedem stimmberechtigten Mitglied des Stadtsenats ist ein 

Geschäftsbereich nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen zu unterstellen. 

(7) In der Geschäftseinteilung sind unbeschadet der Bestimmungen des Abs. 6 jene in 

die Zuständigkeit des Stadtsenats fallenden Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs 

der Stadt zu bezeichnen, die von dem nach der Geschäftseinteilung zuständigen Mitglied 

des Stadtsenats zu besorgen sind. Dabei ist darauf Bedacht zu nehmen, dass 

Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung oder von besonderer finanzieller, 

wirtschaftlicher oder kultureller Wichtigkeit der kollegialen Beratung und Beschlussfassung 

vorbehalten bleiben. Insbesondere hat sich der Stadtsenat zur kollegialen Beratung und 

Beschlussfassung vorzubehalten: 

 1. die im § 47 Abs. 3 Z 1, 2, 5 und 6 angeführten Angelegenheiten; 

 2. die Angelegenheiten gemäß § 47 Abs. 3 Z 7 (ab einem Betrag von über 5.000 Euro), 

8, 10, 12 und 13 (ab einem Betrag von über der Hälfte der in diesen Bestimmungen 

jeweils angeführten Beträge); 

 3. die Angelegenheiten gemäß § 47 Abs. 5; 

 4. die Entscheidungen über Berufungen gegen Bescheide des Magistrats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt (§ 64 Abs. 1). 

(8) In den gemäß Abs. 7 von den einzelnen Mitgliedern des Stadtsenats zu besorgenden 

Angelegenheiten hat der (die) Bürgermeister (Bürgermeisterin), wenn er (sie) davon 

Kenntnis erlangt, eine kollegiale Beratung und Beschlussfassung eines Geschäftsfalles 

durch den Stadtsenat herbeizuführen, wenn die vorbereitete bzw. getroffene Entscheidung 



  Seite 76 

offenkundig rechtswidrig ist. Er (Sie) hat diesen Umstand unverzüglich dem zuständigen 

Mitglied des Stadtsenats mitzuteilen und unverzüglich eine Sitzung des Stadtsenats 

einzuberufen, sofern dieser nicht ohnehin binnen einer Woche ab dem Zeitpunkt, zu dem der 

(die) Bürgermeister (Bürgermeisterin) Kenntnis von der Entscheidung erlangt hat, 

zusammentreten wird. Bis zur Entscheidung des Stadtsenats ist mit der Vollziehung inne zu 

halten. 

VII. Abschnitt 

§ 41 

Befangenheit 

(1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlussfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, an denen sie selbst, einer ihrer Angehörigen im Sinn des § 36a 

Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG oder einer ihrer Pflegebefohlenen 

beteiligt sind; 

 2. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 3. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu ziehen. 

  (1) Die Mitglieder der Kollegialorgane der Stadt sind von der Beratung und der 

Beschlußfassung über einen Verhandlungsgegenstand ausgeschlossen: 

 1. in Sachen, in denen sie selbst, der andere Eheteil, die Lebensgefährtin oder der 

Lebensgefährte, die eingetragene Partnerin oder der eingetragene Partner, eine 

verwandte oder verschwägerte Person in auf- oder absteigender Linie, ein 

Geschwisterkind oder eine Person, die noch näher verwandt oder im gleichen Grad 

verschwägert ist, beteiligt sind; 

 2. in Sachen ihrer Wahl- oder Pflegeeltern, Wahl- oder Pflegekinder, ihres Mündels oder 

Pflegebefohlenen; 

 3. in Sachen, in denen sie als Bevollmächtigte einer Partei bestellt waren oder noch 

bestellt sind; 

 4. wenn sonstige wichtige Gründe vorliegen, die geeignet sind, ihre volle 

Unbefangenheit in Zweifel zu setzen. 

(2) Der (Die) Befangene hat jedoch auf Verlangen der Beratung zur Erteilung von 

Auskünften beizuwohnen. 

(3) Die Befangenheitsgründe des Abs. 1 gelten auch für die nicht in kollegialer Beratung 

und Beschlußfassung durchzuführende Tätigkeit des (der) Bürgermeisters (Bürgermeisterin) 

und der sonstigen Mitglieder des Stadtsenates sowie der übrigen Organe der Stadt. Bei 

Gefahr im Verzug hat jedoch das befangene Organ die unaufschiebbaren Amtshandlungen 

selbst vorzunehmen. 

(4) Die in den Abs. 1 und 3 genannten Personen haben ihre Befangenheit selbst 

wahrzunehmen. Im Fall des Abs. 1 hat jedoch nicht das betreffende Mitglied, sondern das 

Kollegialorgan zu entscheiden, ob ein Befangenheitsgrund vorliegt. 

(5) Befangenheit liegt nicht vor, wenn jemand an der Sache lediglich als Angehöriger 

(Angehörige) einer Berufsgruppe oder einer Bevölkerungsgruppe beteiligt ist, deren 
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gemeinsame Interessen durch den Verhandlungsgegenstand oder die Amtshandlung berührt 

werden und deren Interesse der (die) Betreffende zu vertreten berufen ist. 

(6) Durch die vorstehenden Bestimmungen werden verwaltungsverfahrensgesetzliche 

Vorschriften über die Befangenheit von Verwaltungsorganen nicht berührt. 

III. HAUPTSTÜCK 

Wirkungsbereich der Stadt 

§ 44 

Eigener Wirkungsbereich 

(1) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben den in § 1 Abs. 3 dieses Gesetzes 

angeführten Angelegenheiten alle Angelegenheiten, die im ausschließlichen oder 

überwiegenden Interesse der in der Stadt verkörperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 

geeignet sind, durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen besorgt zu werden. 

(2) Gemäß Art. 118 Abs. 3 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 

1929 sind der Stadt zur Besorgung im eigenen Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben 

insbesondere in folgenden Angelegenheiten gewährleistet: 

 1. Bestellung der Organe der Stadt, unbeschadet der Zuständigkeit überörtlicher 

Wahlbehörden; Regelung der inneren Einrichtungen zur Besorgung der Aufgaben der 

Stadt; 

 2. Bestellung der Bediensteten und Ausübung der Diensthoheit, unbeschadet der 

Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar-, Qualifikations- und Prüfungskommissionen; 

 3. örtliche Sicherheitspolizei (Art. 15 Abs. 2 B-VGdes Bundes-Verfassungsgesetzes in 

der Fassung von 1929); örtliche Veranstaltungspolizei; 

 4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Stadt; örtliche Straßenpolizei; 

 5. Flurschutzpolizei; 

 6. örtliche Marktpolizei; 

 7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch auf dem Gebiete des Hilfs- und 

Rettungswesens sowie des Leichen- und Bestattungswesens; 

 8. Sittlichkeitspolizei; 

 9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundeseigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 

dienen (Art. 15 Abs. 5 des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929), 

zum Gegenstand hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumplanung; 

 10. öffentliche Einrichtungen zur außergerichtlichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

 11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 

(3) Die Stadt hat die Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der 

Gesetze und Verordnungen des Bundes und des Landes in eigener Verantwortung frei von 

Weisungen und unter Ausschluß eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außerhalb der 

Stadt zu besorgen. Dem Land kommt gegenüber der Stadt bei Besorgung ihres eigenen 

Wirkungsbereiches ein Aufsichtsrecht zu. Für die Ausübung des staatlichen Aufsichtsrechtes 

in den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der Stadt aus dem Bereich der 

Bundesvollziehung sind die hiefür geltenden bundesgesetzlichen Vorschriften maßgeblich. 

(4) In den Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches hat die Stadt das Recht, 

ortspolizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbestimmung zur Abwehr unmittelbar zu 

erwartender oder zur Beseitigung bestehender, das örtliche Gemeinschaftsleben störender 
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Mißstände zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung als Verwaltungsübertretung zu erklären. 

Solche Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende Gesetze und Verordnungen des 

Bundes und des Landes verstoßen. 

(5) Auf Antrag der Stadt kann die Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches aus dem Bereich der Landesvollziehung durch Verordnung der 

Landesregierung auf eine staatliche Behörde übertragen werden. Soweit durch eine solche 

Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf sie 

der Zustimmung der Bundesregierung. Eine solche Verordnung ist aufzuheben, sobald der 

Grund für ihre Erlassung weggefallen ist. Die Übertragung erstreckt sich nicht auf das 

Verordnungsrecht nach Abs. 4. 

(6) Die in diesem Gesetz geregelten Aufgaben der Stadt sind solche des eigenen 

Wirkungsbereiches. Dazu gehören insbesondere die Wahrnehmung der die Stadt als 

selbständiger Wirtschaftskörper oder auf Grund einer ihr in diesem Gesetz eingeräumten 

Parteistellung treffenden Rechte und Pflichten sowie die Stellung von Anträgen und die 

Abgabe von Äußerungen. Ausgenommen vom eigenen Wirkungsbereich der Stadt sind 

 1. diejenigen Aufgaben, die ausdrücklich als solche des übertragenen 

Wirkungsbereiches bezeichnet sind, 

 2. die Aufgaben der Bezirksverwaltung, 

 3. die Kundmachung von Verordnungen der Stadt in Angelegenheiten des übertragenen 

Wirkungsbereiches (§§ 6 und 65) sowie 

 4. die Kundmachung einer Verordnung der Landesregierung gemäß § 73 Abs. 3. 

IV. HAUPTSTÜCK 

Zuständigkeit der Organe 

I. Abschnitt 

§ 46 

Zuständigkeit des Gemeinderates 

(1) Dem Gemeinderat sind außer den ihm in diesem Gesetz und in anderen gesetzlichen 

Vorschriften zugewiesenen Aufgaben folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches vorbehalten: 

 1. Anträge auf Änderung des Statutes; Anträge auf Grenzänderungen des 

Stadtgebietes; 

 2. die Ausübung der Oberaufsicht über die Geschäftsführung; der Gemeinderat ist 

insbesondere befugt, die Geschäftsführung des Magistrates in Angelegenheiten des 

eigenen Wirkungsbereiches zu untersuchen bzw. untersuchen zu lassen sowie die 

Vorlage aller einschlägigen Akten, Urkunden, Rechnungen, Schriften und Berichte zu 

verlangen; 

 3. sofern gesetzlich nicht ausdrücklich die Zuständigkeit eines anderen Organes 

bestimmt ist, die Erlassung, Änderung und Aufhebung von ortspolizeilichen 

Verordnungen und die Durchführungsverordnungen sowie die Festlegung der 

allgemeinen Grundsätze zur Regelung der inneren Einrichtungen für die Besorgung 

der Aufgaben der Stadt; 

 4. die Ausübung der Diensthoheit über die Bediensteten der Stadt in generellen 

Angelegenheiten, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist; 
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 5. die Erlassung der Vertragsbedienstetenordnung sowie der Abschluß von 

Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen; 

 6. der Antrag auf Übertragung der Besorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches auf eine staatliche Behörde (§ 44 Abs. 5); 

 7. die Festsetzung allgemein geltender Entgelte (Tarife); 

 8. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 60.000 Euro übersteigt; 

 9. die Aufnahme und Gewährung von Darlehen, der Abschluss sonstiger 

Finanzgeschäfte, genehmigungspflichtige Veranlagungen und die Übernahme von 

Haftungen mit einem Betrag von über 60.000 Euro; 

 10. die Durchführung von Bauvorhaben, wenn die veranschlagten Gesamtkosten den 

Betrag von 60.000 Euro übersteigen; 

 11. der Erwerb und die Veräußerung von Wertpapieren mit einem Wert von mehr als 

60.000 Euro; 

 12. der Abschluß und die Auflösung sonstiger Verträge, wenn das darin festgesetzte 

einmalige oder jährliche Entgelt 60.000 Euro übersteigt; 

 13. die Beteiligung an erwerbswirtschaftlichen Unternehmungen sowie die Aufgabe einer 

solchen Beteiligung; der Beitritt zu einer Genossenschaft oder Gesellschaft und der 

Austritt aus ihnen; 

 14. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen, wenn der Betrag im Einzelfall 

50.000 Euro übersteigt; 

 15. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 60.000 Euro übersteigt und 

in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 16. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bei einem Betrag von über 30.000 Euro im Einzelfall; 

 17. die Nachsicht von Mängelersätzen bei einem Wert von über 30.000 Euro. 

(2) Der Gemeinderat ist befugt, einzelne in seine Zuständigkeit fallende 

Angelegenheiten, in denen keine besonderen Quoren für die Beschlussfassung vorgesehen 

sind, mit Verordnung ganz oder zum Teil dem Stadtsenat zu übertragen, sofern dies im 

Interesse der Zweckmäßigkeit, Raschheit und Einfachheit gelegen ist. 

II. Abschnitt 

§ 47 

Zuständigkeit des Stadtsenates 

(1) Der Stadtsenat ist zur Vorberatung in allen der Beschlußfassung des Gemeinderates 

unterliegenden Angelegenheiten berufen, soweit der Gemeinderat dafür nicht besondere 

Ausschüsse bestellt hat oder die Angelegenheiten nicht unmittelbar behandelt. 

(2) Der Stadtsenat hat das Recht, selbständig Anträge an den Gemeinderat zu stellen. 

(3) Dem Stadtsenat obliegen insbesondere folgende Angelegenheiten des eigenen 

Wirkungsbereiches: 
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 1. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Anstellung und Ernennung von 

Beamten, deren Versetzung in den zeitlichen oder dauernden Ruhestand sowie die 

Entlassung; 

 2. die Aufnahme, Höherreihung, Überstellung und Kündigung von Vertragsbediensteten; 

 3. soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt ist, die Gewährung von 

Verwendungszulagen, Verwendungsabgeltungen, Belohnungen, Bezugsvorschüssen 

und von Geldaushilfen an Bedienstete; 

 4. die Aufnahme von Aushilfskräften; 

 5. die Vorlage der Voranschläge und Rechnungsabschlüsse an den Gemeinderat; 

 6. die Ausübung der der Stadt zustehenden Vorschlags-, Ernennungs- und 

Bestätigungsrechte; 

 7. die Gewährung von geldwerten Zuwendungen, die zu keiner Gegenleistung 

verpflichten, sowie FörderungenSubventionen bis zu einem Betrag von 50.000 Euro 

im Einzelfall; 

 8. die Einleitung, Einstellung, Unterbrechung und Wiederaufnahme eines Rechtsstreites 

und der Abschluß eines Vergleiches, wenn der Streitwert 60.000 Euro nicht übersteigt 

und in diesem Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist; 

 9. die Gewährung von Stundungen und Ratenzahlungen; 

 10. die gänzliche oder teilweise Abschreibung (Nachsicht) von Forderungen öffentlich- 

oder privatrechtlicher Natur bis zu einem Betrag von 30.000 Euro im Einzelfall; 

 11. die Einbringung von Rechtsmitteln gegen verwaltungsbehördliche Entscheidungen, 

von Revisionen an den Verwaltungsgerichtshof sowie von Beschwerden, Klagen und 

Anträgen an den Verfassungsgerichtshof, soweit nicht nach anderen Gesetzen der 

Gemeinderat zuständig ist; 

 12. der Erwerb und die Veräußerung beweglicher Sachen, unbeweglicher Sachen und 

diesen gleichgehaltener Rechte sowie die Verpfändung von Liegenschaften, wenn der 

Kaufpreis (Tauschwert) bzw. die Pfandsumme 60.000 Euro nicht übersteigt; 

 13. der Abschluß oder die Auflösung von Verträgen, wenn das bedungene einmalige oder 

jährliche Entgelt 60.000 Euro nicht übersteigt; 

 14. der Abschluß oder die Auflösung von Mietverträgen über Wohnungen; 

 15. die Einbringung von Räumungs- und Mahnklagen sowie von gerichtlichen 

Aufkündigungen. 

(4) Der Stadtsenat ist das beschließende Organ in allen nicht behördlichen 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches, die nicht dem Gemeinderat, dem (der) 

Bürgermeister (Bürgermeisterin) oder dem Magistrat vorbehalten sind. 

(5) Der Stadtsenat ist berechtigt, in Angelegenheiten, die in die Zuständigkeit des 

Gemeinderates fallen, an Stelle des Gemeinderates zu entscheiden, wenn die Entscheidung 

des Gemeinderates ohne Nachteil für die Sache nicht abgewartet werden kann oder die 

Angelegenheit ihrer Natur nach einer sofortigen Erledigung bedarf. Der Stadtsenat hat seine 

Entscheidung unverzüglich dem Gemeinderat zur nachträglichen Genehmigung vorzulegen. 

(6) Falls gemäß § 40 Abs. 1 besondere Verwaltungsausschüsse für Unternehmungen 

der Stadt bestellt werden, kommt diesen in den ihnen übertragenen Angelegenheiten die 

Stellung des Stadtsenates zu. Die Verwaltungsausschüsse können eine Geschäftseinteilung 
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beschließen, in der jene ihnen gemäß § 62 Abs. 1 und 2 übertragenen Angelegenheiten zu 

bezeichnen sind, die vom (von der) Vorsitzenden des Verwaltungsausschusses (§ 40 Abs. 6) 

namens des Verwaltungsausschusses zu besorgen sind. Dabei ist darauf Bedacht zu 

nehmen, daß Angelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung oder von besonderer 

finanzieller und wirtschaftlicher Wichtigkeit der kollegialen Beratung und Beschlußfassung 

vorbehalten bleiben. § 34 Abs. 3, 4 und 5 sind sinngemäß anzuwenden. Die Aufnahme und 

Kündigung bzw. Entlassung von Vertragsbediensteten und Aushilfskräften sowie die im § 46 

Abs. 1 Z 7 angeführte Angelegenheit sind von einer Übertragung an den (die) Vorsitzenden 

(Vorsitzende) des Verwaltungsausschusses ausgeschlossen. 

(7) Auch Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen ausschließlich aus ihrer Tätigkeit 

bekanntgewordenen Tatsachen verpflichtet, deren Geheimhaltung im Interesse der 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit, der umfassenden 

Landesverteidigung, der auswärtigen Beziehungen, im wirtschaftlichen Interesse einer 

Körperschaft des öffentlichen Rechts, zur Vorbereitung einer Entscheidung oder im 

überwiegenden Interesse der Parteien geboten ist (Amtsverschwiegenheit) oder die in 

Rechtsvorschriften als vertraulich bezeichnet sind, soweit gesetzlich nicht anderes bestimmt 

ist. Die Verschwiegenheitspflicht ist zeitlich unbegrenzt. Sie besteht gegenüber dem 

Gemeinderat nicht, wenn dieser derartige Auskünfte ausdrücklich verlangt. 

(8) Die Stadträte (Stadträtinnen), die nicht zugleich Mitglieder des Gemeinderates sind, 

können vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) unter der Voraussetzung des § 13 

Abs. 5 von der Verpflichtung zur Verschwiegenheit entbunden werden. 

(9) Die Mitglieder des Stadtsenates (Verwaltungsausschusses) sind für die Erfüllung 

ihrer den eigenen Wirkungsbereich der Stadt zugehörigen Aufgaben dem Gemeinderat 

verantwortlich. 

V. HAUPTSTÜCK 

Gemeindewirtschaft 

II. Abschnitt 

Vermögenswirtschaft 

§ 59 

Haftungen 

(1) Die Stadt darf Haftungen nur übernehmen, wenn 

 1. hiefür ein besonderes Interesse der Stadt gegeben ist, 

 2. sie befristet sind, 

 3. der Betrag, für den gehaftet wird, ziffernmäßig bestimmt ist und 

 4. die zugrunde liegenden Darlehen und sonstigen Finanzgeschäfte den für solche 

Rechtsgeschäfte gemäß § 58 bestimmten Voraussetzungen nicht widersprechen. 

Die Beschränkungen der Z 2 und 4 sind nicht anzuwenden, wenn die Stadt die Haftung für 

einen Europäischen Verbund für territoriale Zusammenarbeit übernimmt. 

(2) Die Übernahme einer Haftung durch die Stadt gemäß Abs. 1 bedarf einer 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung, wenn dadurch der Gesamtstand der von der Stadt 

übernommenen Haftungen ein Drittel der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des 

laufenden Rechnungsjahres übersteigen würde. Jedenfalls genehmigungspflichtig ist die 
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Übernahme einer Haftung für ein Unternehmen, das sich nicht im Mehrheitseigentum der 

Stadt befindet, wenn diese Haftung über eine Ausfallsbürgschaft hinausgeht. 

 Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn 

 1. durch die Übernahme der Haftung eine der Voraussetzungen des Abs. 1 verletzt 

würde oder 

 2. im Fall des Haftungseintritts die dauernde Leistungsfähigkeit der Stadt gefährdet wäre 

oder 

 3. Haftungsobergrenzen nach Maßgabe einer Verordnung gemäß Abs. 5 überschritten 

würden. 

(3) Ist die Übernahme einer Haftung nicht gemäß Abs. 2 genehmigungspflichtig, hat die 

Stadt die Haftungsübernahme der Aufsichtsbehörde anzuzeigen. Die Aufsichtsbehörde hat 

binnen acht Wochen nach Einlangen der vollständigen Anzeige die Haftungsübernahme zu 

untersagen, wenn die maßgebliche Haftungsobergrenze gemäß Abs. 2 Z 3 überschritten 

würde. 

(4) Die Stadt darf Haftungen als Ausfallsbürge, als einfacher Bürge, als Bürge und Zahler 

sowie in Form einer Garantie übernehmen. 

(5) Soweit dies zur Erfüllung der Verpflichtungen des Österreichischen Stabilitätspakts, 

insbesondere im Bezug auf Haftungsobergrenzen, erforderlich ist, hat die Landesregierung 

durch Verordnung nähere Bestimmungen zu erlassen. Vor Erlassung einer Verordnung sind 

der Oberösterreichische Gemeindebund und der Österreichische Städtebund, Landesgruppe 

Oberösterreich, zu hören. 

III. Abschnitt 

Unternehmungen 

§ 62 

Organisationsstatuten 

(1) Der Gemeinderat hat für die städtischen Unternehmungen Organisationsstatuten zu 

erlassen, in denen die Zuständigkeit der einzelnen Organe der Stadt in bezug auf die 

Unternehmungen festzusetzen und die näheren Bestimmungen über die Geschäftsführung 

zu treffen sind. Die Aufgaben sind dabei in einem solchen Maß zu übertragen, daß die 

laufenden Betriebs- und Verwaltungsgeschäfte der Unternehmungen nach kaufmännischen 

Grundsätzen geführt werden können. Doch dürfen bezüglich der Bediensteten die 

Bestimmungen über die Zuständigkeit des Gemeinderates nach § 46 Abs. 1 Z 4, des 

Stadtsenates nach § 47 Abs. 3 Z 1 bis 4, des (der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) nach 

§ 49 Abs. 4 und 5 und des Magistrates nach § 51 Abs. 3 Z 1 lit. e nicht verändert werden; 

davon ausgenommen sindausgenommen die Bestimmungen hinsichtlich der Aufnahme und 

Kündigung bzw. Entlassung von Vertragsbediensteten und Aushilfskräften. 

(2) In den Organisationsstatuten sind nach Maßgabe des Unternehmenszweckes gemäß 

§ 61 Abs. 1, 2 und 4 jedenfalls vorzubehalten: 

 1. dem Gemeinderat: 

 a) die Errichtung, Auflassung und jede wesentliche Änderung des Umfanges der 

Unternehmungen; 

 b) die Genehmigung des Wirtschaftsplanes, des Investitionsprogrammes und der 

Jahresrechnungen (Bilanzen und Erfolgsrechnungen); 
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 c) die Verwendung der Jahresüberschüsse, die Dotation der Rücklagen sowie 

Maßnahmen zur Bedeckung der Verluste; 

 d) der Abschluß von Kollektivverträgen und Betriebsvereinbarungen; 

 e) der Erwerb, die Veräußerung und die Verpfändung beweglicher und unbeweglicher 

Sachen und diesen gleichgehaltener Rechte, die einen in den 

Organisationsstatuten festgelegten Kaufpreis (Tauschwert) übersteigen; 

 2. dem Stadtsenat (Verwaltungsausschuß): 

 a) die Aufsicht über die Vermögensverwaltung und über die Geschäftsführung; 

 b) der Erwerb, die Veräußerung und die Verpfändung beweglicher und unbeweglicher 

Sachen und diesen gleichgehaltener Rechte, die einen in den 

Organisationsstatuten festgelegten Kaufpreis (Tauschwert) übersteigen; 

 3. dem Magistrat: 

alle Angelegenheiten im Rahmen des inneren Dienstbetriebes. 

VI. HAUPTSTÜCK 

Instanzenzug, Kundmachung von Verordnungen, Unterfertigung von Urkunden 

§ 65 

Kundmachung von Verordnungen 

(1) Verordnungen der Organe der Stadt sind im Amtsblatt der Stadt Wels 

kundzumachen. Das für die Erlassung der Verordnung zuständige Organ kann jedoch von 

Fall zu Fall beschließen, daß die Kundmachung an der Amtstafeldurch zweiwöchigen 

Anschlag an den Amtstafeln der Stadt zu erfolgen hat. In diesem Fall beträgt die 

Kundmachungsfrist zwei Wochen; hinsichtlich Beginn, Lauf und Ende der Frist gelten § 32 

Abs. 2 und § 33 Abs. 1 und 2 Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz - AVG, BGBl. 

Nr. 51/1991, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 161/2013, sinngemäß. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, erstreckt sich die 

Rechtswirksamkeit auf das gesamte Stadtgebiet und beginnt bei Verordnungen, die im 

Amtsblatt kundgemacht werden, mit dem Ablauf des Tages, an dem das Stück des 

Amtsblatts, das die Kundmachung enthält, herausgegeben und versendet wird, und bei 

Verordnungen, die an der Amtstafel kundgemacht werden, mit dem auf den Ablauf der 

Kundmachungsfrist folgenden Tag. Eine Rückwirkung von Verordnungen ist nur soweit 

zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich vorgesehen ist. 

(2) Wenn in der Verordnung nicht anderes bestimmt ist, beginnt die verbindende Kraft 

mit dem Ablauf des Tages der Kundmachung und erstreckt sich auf das gesamte 

Stadtgebiet. Als Tag der Kundmachung gilt bei Verordnungen, die im Amtsblatt kundgemacht 

werden, der Tag, an dem das Stück des Amtsblattes, das die Kundmachung enthält, 

herausgegeben und versendet wird, bei Verordnungen, die durch Anschlag an den 

Amtstafeln kundgemacht werden, der Tag des Anschlages. Eine Rückwirkung von 

Verordnungen ist nur soweit zulässig, als dies durch besonderes Gesetz ausdrücklich 

vorgesehen ist. 

(3) Auf dem Gebiet der örtlichen Sicherheitspolizei und des Katastrophenhilfsdienstes 

können Verordnungen der Organe der Stadt auch in anderer geeigneter Weise (durch 

Verlautbarung im Rundfunk oder durch sonstige akustische Mittel und dgl.) kundgemacht 

werden, wenn es sich um Anordnungen zum Schutz der gefährdeten körperlichen Sicherheit 
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von Menschen oder des Eigentums handelt und eine Kundmachung gemäß Abs. 1 nicht 

rasch genug möglich oder nicht zweckmäßig wäre. Solcherart verlautbarte Verordnungen 

treten, wenn in ihnen oder in anderen Rechtsvorschriften nicht anderes bestimmt ist, mit dem 

Zeitpunkt ihrer ersten Verlautbarung in Kraft. 

(4) Gemäß Abs. 3 verlautbarte Verordnungen sind so bald wie möglich auch im 

Amtsblatt der Stadt Wels wiederzugeben. 

(5) Wenn auf Grund des Umfangs oder der Art der Verordnung eine Kundmachung im 

Amtsblatt oder an der Amtstafel nicht möglich oder nicht zweckmäßig ist, ist sie im Magistrat 

zur öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der zweiwöchigen 

Kundmachungsfrist aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung 

kundzumachen. 

(5) Verordnungen, deren Umfang und Art eine Kundmachung im Amtsblatt der Stadt 

Wels oder den Anschlag an den Amtstafeln der Stadt nicht zulassen, sind beim Magistrat zur 

öffentlichen Einsicht während der Amtsstunden innerhalb der Kundmachungsfrist 

aufzulegen. In diesen Fällen ist die Tatsache der Auflegung kundzumachen. 

(6) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 bis 5 werden anderslautende gesetzliche 

Vorschriften über die Kundmachung von Verordnungen nicht berührt. 

(7) Der Text geltender Verordnungen ist im Magistrat zur Einsichtnahme bereitzuhalten. 

Jedermann hat das Recht, Abschriften zu erstellen oder gegen Kostenersatz die Herstellung 

von Kopien oder Ausdrucken zu verlangen. 

§ 66 

Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderats oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. Die Unterfertigung sonstiger Urkunden 

richtet sich nach den Bestimmungen der Geschäftsordnung für den Magistrat. 

(2) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher der Beschluss eines 

Kollegialorgans erforderlich ist, ist in der Urkunde die erfolgte Beschlussfassung ersichtlich 

zu machen. 

(3) Betrifft eine solche Urkunde eine Angelegenheit, zu welcher die Genehmigung oder 

Nichtuntersagung der Aufsichtsbehörde erforderlich ist, ist in der Urkunde der Hinweis 

gemäß § 78 Abs. 3 letzter Satz aufzunehmen sowie die erfolgte Genehmigung ersichtlich zu 

machen. 

§ 66 

Unterfertigung von Urkunden 

(1) Urkunden über Rechtsgeschäfte, die der Beschlussfassung des Gemeinderates oder 

des Stadtsenats bedürfen, sind vom (von der) Bürgermeister (Bürgermeisterin) zu 

unterfertigen und mit dem Stadtsiegel zu versehen. 

(2) Die Unterfertigung sonstiger Urkunden richtet sich nach den Bestimmungen der 

Geschäftsordnung für den Magistrat. 
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VII. HAUPTSTÜCK 

Volksabstimmung, Volksbefragung, Bürgerinitiative, Information der Einwohner 

(Einwohnerinnen) 

§ 69 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative 

(1) Das Recht der Bürgerinnen- und Bürger-Initiative umfasst das Verlangen auf 

Erlassung, Abänderung oder Aufhebung von Beschlüssen des Gemeinderats in 

Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereichs der Stadt. 

(2) Die Bestellung und die Wahl von Organen der Stadt, Angelegenheiten der 

Bediensteten der Stadt sowie Angelegenheiten, die ausschließlich den Inhalt einer konkreten 

individuellen behördlichen Entscheidung betreffen, können nicht Gegenstand einer 

Bürgerinnen- und Bürger-Initiative sein. 

(3) Der Antrag muss schriftlich eingebracht werden, die betreffende Angelegenheit 

genau bezeichnen, hat eine Begründung zu enthalten und muss von mindestens 2 % der 

Anzahl der für die vorangegangene Wahl zum Gemeinderat Wahlberechtigten 

unterschrieben sein. Der Antrag hat ferner die Bezeichnung einer bzw. eines zur Vertretung 

der Antragstellerinnen und Antragsteller Bevollmächtigten (Familien- und Vorname, 

Geburtsdatum, Wohnadresse)(Familien- bzw. Nachname und Vorname, Geburtsdatum, 

Wohnadresse) zu enthalten. Für die dem Antrag angeschlossenen Unterstützungslisten 

gelten die Bestimmungen der §§ 4 und 5 des Oö. Bürgerinnen- und Bürgerrechtegesetzes 

(Oö. BBRG) sinngemäß mit der Maßgabe, dass eine Wahlrechtsbestätigung nicht 

erforderlich ist. 

(4) Entspricht eine Bürgerinnen- und Bürger-Initiative nicht den Erfordernissen nach 

Abs. 1 bis 3, so hat sie die Bürgermeisterin bzw. der Bürgermeister binnen zwei Wochen mit 

schriftlichem Bescheid als unzulässig zurückzuweisen. Jeder Antrag, der den Erfordernissen 

nach Abs. 1 bis 3 entspricht, ist in die Tagesordnung der nächsten Sitzung des 

Gemeinderats aufzunehmen.Jeder Antrag, der den Erfordernissen nach Abs. 1 bis 3 

entspricht, ist von der Bürgermeisterin bzw. vom Bürgermeister dem Gemeinderat zur 

geschäftsordnungsgemäßen Behandlung vorzulegen. 

(5) § 33 Abs. 1 Oö. BBRG ist sinngemäß anzuwenden 

§ 70 

Information der Einwohner 

(1) Hat die Stadt die Absicht, im eigenen Wirkungsbereich ein Vorhaben durchzuführen, 

durch das wegen seines Umfanges, wegen seiner Art, wegen des dafür notwendigen 

finanziellen Aufwandes oder aus anderen Gründen Interessen der Einwohner 

(Einwohnerinnen) im allgemeinen oder Interessen eines bestimmten Teiles der Einwohner 

(Einwohnerinnen) besonders berührt würden, so hat sie, insoweit dem nicht gesetzliche 

Bestimmungen, insbesondere Verschwiegenheitspflichten, entgegenstehen, die Einwohner 

(Einwohnerinnen) bzw. den in Betracht kommenden Teil der Einwohner (Einwohnerinnen) 

über das Vorhaben ausreichend und zeitgerecht, möglichst noch im Planungsstadium, zu 

informieren. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch Veröffentlichung im Amtsblatt und an 

der Amtstafel sowie darüber hinaus auch in anderer wirksamer Weise so zu erfolgen, dass 
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die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend erreicht werden kann. Hiefür kommen 

je nach den Gegebenheiten insbesondere die Bekanntmachung durch (zusätzlichen) 

öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen, durch Verlautbarungen in der Presse oder im 

Rundfunk (Fernsehen) in Betracht. 

(2) Die Information im Sinn des Abs. 1 hat durch die Veröffentlichung im Amtsblatt und 

durch Anschlag an den Amtstafeln sowie darüber hinaus auch in anderer wirksamer Weise 

so zu erfolgen, daß die anzusprechende Zielgruppe möglichst umfassend erreicht werden 

kann. Hiefür kommen je nach den Gegebenheiten insbesondere die Bekanntmachung durch 

zusätzlichen öffentlichen Anschlag, durch Aussendungen, durch Verlautbarung in der Presse 

oder im Rundfunk (Fernsehen) in Betracht. 

(3) Durch die Bestimmungen der Abs. 1 und 2 werden die für die Durchführung des 

betreffenden Vorhabens maßgeblichen Rechtsvorschriften sowie auch die 

Rechtswirksamkeit von Verordnungen und Bescheiden nicht berührt. 

VIII. HAUPTSTÜCK 

Aufsichtsrecht des Landes 

§ 78 

Sonstige Genehmigungspflichten 

(1) Außer den in sonstigen gesetzlichen Vorschriften vorgesehenen Fällen bedarf die 

Veräußerung oder Verpfändung von unbeweglichem Eigentum der Stadt im Wert von mehr 

als 5 % der Einnahmen des ordentlichen Voranschlags des laufenden Rechnungsjahres 

einer Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

(2) Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn durch das beabsichtigte 

Rechtsgeschäft gesetzliche Vorschriften verletzt, die Aufrechterhaltung oder 

Wiederherstellung des Haushaltsgleichgewichts verhindert oder die ordnungsgemäße 

Erfüllung der der Stadt gesetzmäßig obliegenden Aufgaben oder ihrer privatrechtlichen 

Verpflichtungen gefährdet würden oder wenn das beabsichtigte Rechtsgeschäft für die Stadt 

mit einem unverhältnismäßig hohen finanziellen Wagnis verbunden wäre. 

(3) Genehmigungs- und anzeigepflichtige Rechtsgeschäfte der Stadt werden erst mit der 

aufsichtsbehördlichen Genehmigung oder Nichtuntersagung Dritten gegenüber 

rechtswirksam. Die Genehmigung gilt als erteilt, wenn die Aufsichtsbehörde nicht binnen drei 

Monaten nach Einlangen des vollständigen Antragsnach Einlangen des Antrags die 

Genehmigung versagt oder schriftlich der Stadt hierüber Bedenken geäußert oder um 

Aufklärung ersucht hat. Die Tatsache, dass ein Rechtsgeschäft der aufsichtsbehördlichen 

Genehmigung oder Nichtuntersagung bedarf, und die daran geknüpften Rechtsfolgen sind in 

jeder über ein solches Rechtsgeschäft verfassten Urkunde anzuführen. 

(4) Weitergehende bundesgesetzliche Vorschriften werden dadurch nicht berührt. 

 


